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1120 Wien 

Eichenstraße 2 / Hermann-Glück-Weg 6 

 

   „Wo(h)lfühlen - Wohnen mit Weitblick in allen Lebenslagen“ 

 

 

162  geförderte Genossenschaftswohnungen mit Eigentumsoption 

 

 82 SMART Wohnungen mit Superförderung 

 

1 Lokal 

 

1  Verbrauchermarkt und Büros 

 

  Parkplätze in der hauseigenen Tiefgarage 

  

in
fo

b
ro

sc
h

ü
re

  
  

in
fo

b
ro

sc
h

ü
re

  
  

in
fo

b
ro

sc
h

ü
re

  
  

in
fo

b
ro

sc
h

ü
re

  
 



 

 

 

 

1. Objektinformation 

2. Situierung 

3. Bau- und Ausstattungsbeschreibung 

4. Energieausweis 

5. Muster Mietvertrag (Wohnung und Garage) 

6. Heimbau Satzung 

7. Soziale Nachhaltigkeit 

8. Förderungswürdigkeit 

9. Mietvertragsunterzeichnung 

10. Finanzierungshilfe 

11. Wohnbeihilfe 

12. Zusicherung 

13. Verbandsbescheinigung 

14. Dienstbarkeitsverträge 

15. Lärmkarte 

16. Firmenliste 
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„Wo(h)lfühlen - Wohnen mit Weitblick in allen Lebenslagen“ 

 
Das Projekt „Wolfganggasse“ befindet sich in der Eichenstraße 2 / Hermann-Glück-

Weg 6 im 12. Bezirk in Wien. Inmitten des historischen Areals der Badner Bahn entsteht 

ein neuer Stadtteil mit kurzen Wegen und einem schönen Ambiente. Kultur, 

Gastronomie und ein Verbrauchermarkt versammeln sich rund um die charmante 

Remise zu einem Grätzeltreffpunkt für Jung und Alt.  

 

 

 

Öffentliche Verkehrsanbindung 

 

 

 
 Quelle: www.wienerlinien.at 

 

 

S1, S2, S3, S4 und S80 -  Station Matzleinsdorfer Platz 

Straßenbahnlinien 1, 6, 18 und 62 

Buslinien 14A, 12A  

Badner Bahn 

 

Sowie in unmitterlbahrer Nähe: 

U Bahn Linie U6 – Station Wien Meidling 

U Bahn Linie U1 – Station Südtiroler Platz / Hauptbahnhof 

U Bahn Linie U2 (In Planung) siehe www.u2u5.wien.gv.at 
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http://www.u2u5.wien.gv.at/


Nahbereich 

 
Der im Haus befindliche Verbauchermakt macht Ihren Einkaufsweg so kurz wie 

möglich. Das nahegelegene Columbus Center ladet zum shoppen und bummeln ein. 

  

Apotheken, Ärtze, Kinderambulantorium Margareten und die Klinik Favorten sowie das 

Trauma Zentrum Meidling finden Sie in der Umgebung.  

 

Schulen und Kindergärten 
 

Städtischer Kindergarten und Hort, Karl-Löew-Gasse 15 

Städtischer Kindergarten, Fendigasse 38 

Pfarrkindergarten Meidling der St. Nikolausstiftung, Albrechtsbergergasse 6 

Kindergarten der Wiener Kinderfreunde, Steinbauergasse 4-6  

Kindergarten Future Kids, Fockygasse 4 

Kindergarten und Hort der Wiener Kinderfreunde, Arndtstrasse 45 

 

Volksschule Ruckergasse, Ruckergasse 42 

Ganztagsvolksschule Am Hundstrum, Am Hundstrum 18 

Mittelschule Singrienergasse, Singrienengasse 23 

Mittelschule Herthergasse, Herthergasse 28 

Private Mittelschule und Polytechnische Schule St.Marien, Liniengasse 21 

Bundesgymnasium und Realgymnasium, Erlgasse 32-34 

Bundesgymnasium und Realgymnasium, Rosasgasse 1-3 

Diefenbach-Gymnasium, Diefenbachgasse 19 

Fachschule der Stadt Wien für wirtschaftliche Berufe 

 

Allgemeine Freiflächen und Gemeinschaftseinrichtungen 
 

Öffentliche Parkanlagen wie Haydnpark, Waldmüllerpark und der Herweghpark mit 

einer großen Hundezone bietet die Möglichkeit zum Verweilen an. Der Kinder- und 

Jugendspielplatz befindet sich mit einer Größe von ca. 1.500m² am angrenzenden 

Park. Die Gemeinschaftsdachterrasse im 8. OG ist mit allen Stiegen verbunden und 

bietet Hochbeete sowie einen herrlichen Blick über das Gelände.  

 

Freizeitangebote 
 

Brennpunkt – Museum für Heizgeschichte 

Technisches Museum Wien 

Schönbrunn / Tiergarten Schönbrunn 

Schloss Belvedere 

Amalienbad 

Erholungsgebiet Wienerberg 

Bömischer Prater 
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Änderungen infolge Behördenauflagen, haustechnischer und konstruktiver Maßnahmen vorbehalten.

Statische und bauphysikalische Angaben nicht Planinhalt. Die Wohnungs- und Raumgrößen sind

Cirka-Angaben und können sich aufgrund der Ausführungs- und Detailplanung ändern. Hinsichtlich der

Boden- und Wandbeläge sowie der Elektro-, Sanitär- und sonstiger Ausstattung gilt ausschließlich die

jeweils aktuelle Bau- und Ausstattungsbeschreibung.

Einrichtungsgegenstände, Waschmaschinen sowie Küchen und Küchengeräte dienen nur der

Veranschaulichung und werden nicht geliefert.

Heizkörper und Elektrosymbole sind nicht maßgenau und definieren nur die voraussichtliche Lage. Dieser

Plan ist zum Anfertigen von Einbaumöbeln nicht geeignet. Möbel, vorallem Schränke, sind von

Außenwänden min. 10 cm abgerückt aufzustellen. Zu- und Abluft der Ventilatoren und Nachströmelemente

dürfen nicht verbaut werden. Sämtliche dargestellte Fenster- und Fenstertürflügel sind mit

Dreh-Kipp-Beschlägen ausgeführt, ausgenommen Fenster mit Brandschutzqualifikation  (EI60, EI90).

Raumhöhe der Innenräume: RH=2,51m (außer wenn anders angegeben).

Die Flächen entsprechen der Nutzwertberechnung von Arch. Mag. Georg Friedler von 12.05.2021
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Siedlungsgenossenschaft reg. Gen.m.b.H.

A - 1150 Wien, Tannengasse 20
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Änderungen infolge Behördenauflagen, haustechnischer und konstruktiver Maßnahmen vorbehalten.

Statische und bauphysikalische Angaben nicht Planinhalt. Die Wohnungs- und Raumgrößen sind

Cirka-Angaben und können sich aufgrund der Ausführungs- und Detailplanung ändern. Hinsichtlich der

Boden- und Wandbeläge sowie der Elektro-, Sanitär- und sonstiger Ausstattung gilt ausschließlich die

jeweils aktuelle Bau- und Ausstattungsbeschreibung.

Einrichtungsgegenstände, Waschmaschinen sowie Küchen und Küchengeräte dienen nur der

Veranschaulichung und werden nicht geliefert.

Heizkörper und Elektrosymbole sind nicht maßgenau und definieren nur die voraussichtliche Lage. Dieser

Plan ist zum Anfertigen von Einbaumöbeln nicht geeignet. Möbel, vorallem Schränke, sind von

Außenwänden min. 10 cm abgerückt aufzustellen. Zu- und Abluft der Ventilatoren und Nachströmelemente

dürfen nicht verbaut werden. Sämtliche dargestellte Fenster- und Fenstertürflügel sind mit

Dreh-Kipp-Beschlägen ausgeführt, ausgenommen Fenster mit Brandschutzqualifikation  (EI60, EI90).

Raumhöhe der Innenräume: RH=2,51m (außer wenn anders angegeben).

Die Flächen entsprechen der Nutzwertberechnung von Arch. Mag. Georg Friedler von 12.05.2021
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  Revisionsöffnung
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Änderungen infolge Behördenauflagen, haustechnischer und konstruktiver Maßnahmen vorbehalten.

Statische und bauphysikalische Angaben nicht Planinhalt. Die Wohnungs- und Raumgrößen sind

Cirka-Angaben und können sich aufgrund der Ausführungs- und Detailplanung ändern. Hinsichtlich der

Boden- und Wandbeläge sowie der Elektro-, Sanitär- und sonstiger Ausstattung gilt ausschließlich die

jeweils aktuelle Bau- und Ausstattungsbeschreibung.

Einrichtungsgegenstände, Waschmaschinen sowie Küchen und Küchengeräte dienen nur der

Veranschaulichung und werden nicht geliefert.

Heizkörper und Elektrosymbole sind nicht maßgenau und definieren nur die voraussichtliche Lage. Dieser

Plan ist zum Anfertigen von Einbaumöbeln nicht geeignet. Möbel, vorallem Schränke, sind von

Außenwänden min. 10 cm abgerückt aufzustellen. Zu- und Abluft der Ventilatoren und Nachströmelemente

dürfen nicht verbaut werden. Sämtliche dargestellte Fenster- und Fenstertürflügel sind mit

Dreh-Kipp-Beschlägen ausgeführt, ausgenommen Fenster mit Brandschutzqualifikation  (EI60, EI90).

Raumhöhe der Innenräume: RH=2,51m (außer wenn anders angegeben).

Die Flächen entsprechen der Nutzwertberechnung von Arch. Mag. Georg Friedler von 12.05.2021
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Änderungen infolge Behördenauflagen, haustechnischer und konstruktiver Maßnahmen vorbehalten.

Statische und bauphysikalische Angaben nicht Planinhalt. Die Wohnungs- und Raumgrößen sind

Cirka-Angaben und können sich aufgrund der Ausführungs- und Detailplanung ändern. Hinsichtlich der

Boden- und Wandbeläge sowie der Elektro-, Sanitär- und sonstiger Ausstattung gilt ausschließlich die

jeweils aktuelle Bau- und Ausstattungsbeschreibung.

Einrichtungsgegenstände, Waschmaschinen sowie Küchen und Küchengeräte dienen nur der

Veranschaulichung und werden nicht geliefert.

Heizkörper und Elektrosymbole sind nicht maßgenau und definieren nur die voraussichtliche Lage. Dieser

Plan ist zum Anfertigen von Einbaumöbeln nicht geeignet. Möbel, vorallem Schränke, sind von

Außenwänden min. 10 cm abgerückt aufzustellen. Zu- und Abluft der Ventilatoren und Nachströmelemente

dürfen nicht verbaut werden. Sämtliche dargestellte Fenster- und Fenstertürflügel sind mit

Dreh-Kipp-Beschlägen ausgeführt, ausgenommen Fenster mit Brandschutzqualifikation  (EI60, EI90).

Raumhöhe der Innenräume: RH=2,51m (außer wenn anders angegeben).

Die Flächen entsprechen der Nutzwertberechnung von Arch. Mag. Georg Friedler von 12.05.2021
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Änderungen infolge Behördenauflagen, haustechnischer und konstruktiver Maßnahmen vorbehalten.

Statische und bauphysikalische Angaben nicht Planinhalt. Die Wohnungs- und Raumgrößen sind

Cirka-Angaben und können sich aufgrund der Ausführungs- und Detailplanung ändern. Hinsichtlich der

Boden- und Wandbeläge sowie der Elektro-, Sanitär- und sonstiger Ausstattung gilt ausschließlich die

jeweils aktuelle Bau- und Ausstattungsbeschreibung.

Einrichtungsgegenstände, Waschmaschinen sowie Küchen und Küchengeräte dienen nur der

Veranschaulichung und werden nicht geliefert.

Heizkörper und Elektrosymbole sind nicht maßgenau und definieren nur die voraussichtliche Lage. Dieser

Plan ist zum Anfertigen von Einbaumöbeln nicht geeignet. Möbel, vorallem Schränke, sind von

Außenwänden min. 10 cm abgerückt aufzustellen. Zu- und Abluft der Ventilatoren und Nachströmelemente

dürfen nicht verbaut werden. Sämtliche dargestellte Fenster- und Fenstertürflügel sind mit

Dreh-Kipp-Beschlägen ausgeführt, ausgenommen Fenster mit Brandschutzqualifikation  (EI60, EI90).

Raumhöhe der Innenräume: RH=2,51m (außer wenn anders angegeben).

Die Flächen entsprechen der Nutzwertberechnung von Arch. Mag. Georg Friedler von 12.05.2021
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Änderungen infolge Behördenauflagen, haustechnischer und konstruktiver Maßnahmen vorbehalten.

Statische und bauphysikalische Angaben nicht Planinhalt. Die Wohnungs- und Raumgrößen sind

Cirka-Angaben und können sich aufgrund der Ausführungs- und Detailplanung ändern. Hinsichtlich der

Boden- und Wandbeläge sowie der Elektro-, Sanitär- und sonstiger Ausstattung gilt ausschließlich die

jeweils aktuelle Bau- und Ausstattungsbeschreibung.

Einrichtungsgegenstände, Waschmaschinen sowie Küchen und Küchengeräte dienen nur der

Veranschaulichung und werden nicht geliefert.

Heizkörper und Elektrosymbole sind nicht maßgenau und definieren nur die voraussichtliche Lage. Dieser

Plan ist zum Anfertigen von Einbaumöbeln nicht geeignet. Möbel, vorallem Schränke, sind von

Außenwänden min. 10 cm abgerückt aufzustellen. Zu- und Abluft der Ventilatoren und Nachströmelemente

dürfen nicht verbaut werden. Sämtliche dargestellte Fenster- und Fenstertürflügel sind mit

Dreh-Kipp-Beschlägen ausgeführt, ausgenommen Fenster mit Brandschutzqualifikation  (EI60, EI90).

Raumhöhe der Innenräume: RH=2,51m (außer wenn anders angegeben).

Die Flächen entsprechen der Nutzwertberechnung von Arch. Mag. Georg Friedler von 12.05.2021
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Änderungen infolge Behördenauflagen, haustechnischer und konstruktiver Maßnahmen vorbehalten.

Statische und bauphysikalische Angaben nicht Planinhalt. Die Wohnungs- und Raumgrößen sind

Cirka-Angaben und können sich aufgrund der Ausführungs- und Detailplanung ändern. Hinsichtlich der

Boden- und Wandbeläge sowie der Elektro-, Sanitär- und sonstiger Ausstattung gilt ausschließlich die

jeweils aktuelle Bau- und Ausstattungsbeschreibung.

Einrichtungsgegenstände, Waschmaschinen sowie Küchen und Küchengeräte dienen nur der

Veranschaulichung und werden nicht geliefert.

Heizkörper und Elektrosymbole sind nicht maßgenau und definieren nur die voraussichtliche Lage. Dieser

Plan ist zum Anfertigen von Einbaumöbeln nicht geeignet. Möbel, vorallem Schränke, sind von

Außenwänden min. 10 cm abgerückt aufzustellen. Zu- und Abluft der Ventilatoren und Nachströmelemente

dürfen nicht verbaut werden. Sämtliche dargestellte Fenster- und Fenstertürflügel sind mit

Dreh-Kipp-Beschlägen ausgeführt, ausgenommen Fenster mit Brandschutzqualifikation  (EI60, EI90).

Raumhöhe der Innenräume: RH=2,51m (außer wenn anders angegeben).
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Siedlungsgenossenschaft reg. Gen.m.b.H.

A - 1150 Wien, Tannengasse 20

Tel.: +43 (1) 981 71 - 0

office@heimbau.at

Änderungen infolge Behördenauflagen, haustechnischer und konstruktiver Maßnahmen vorbehalten.

Statische und bauphysikalische Angaben nicht Planinhalt. Die Wohnungs- und Raumgrößen sind

Cirka-Angaben und können sich aufgrund der Ausführungs- und Detailplanung ändern. Hinsichtlich der

Boden- und Wandbeläge sowie der Elektro-, Sanitär- und sonstiger Ausstattung gilt ausschließlich die

jeweils aktuelle Bau- und Ausstattungsbeschreibung.

Einrichtungsgegenstände, Waschmaschinen sowie Küchen und Küchengeräte dienen nur der

Veranschaulichung und werden nicht geliefert.

Heizkörper und Elektrosymbole sind nicht maßgenau und definieren nur die voraussichtliche Lage. Dieser

Plan ist zum Anfertigen von Einbaumöbeln nicht geeignet. Möbel, vorallem Schränke, sind von

Außenwänden min. 10 cm abgerückt aufzustellen. Zu- und Abluft der Ventilatoren und Nachströmelemente

dürfen nicht verbaut werden. Sämtliche dargestellte Fenster- und Fenstertürflügel sind mit

Dreh-Kipp-Beschlägen ausgeführt, ausgenommen Fenster mit Brandschutzqualifikation  (EI60, EI90).

Raumhöhe der Innenräume: RH=2,51m (außer wenn anders angegeben).

Die Flächen entsprechen der Nutzwertberechnung von Arch. Mag. Georg Friedler von 12.05.2021

M 1:50

LEGENDE:

AD   abgehängte Decke

RH   Raumhöhe

STUK   Sturzunterkante

KS   Kühlschrank

RR   Regenrohr

  Zuluft/Abluft

  

  Revisionsöffnung

  Trockenbauwand

  Stahlbetonwand

LEGENDE:

Stand 28.09.2021

0m 5,0 15,0   1:400

Geschoss 04

LEGENDE:

TOP 1-30

TOP 1-31

TOP 1-32

TOP 1-33

TOP 1-34

TOP 1-35

TOP 1-36

TOP 1-37

TOP 1-38

TOP 1-39

TOP 1-40 TOP 1-41 TOP 1-42

TOP 2-12

TOP 1-43 TOP 2-16 TOP 2-15 TOP 3-25

TOP 2-14

TOP 3-24 TOP 3-23 TOP 3-22 TOP 3-21

TOP 3-18

TOP 4-19

TOP 2-13

TOP 4-20

TOP 4-15

TOP 3-20

TOP 3-19

TOP 4-18

TOP 4-17

TOP 4-16



TYP B

TYP B Smart

TYP C

TYP C Smart

TYP D

TYP D Smart

TYP E

ERSCHLIESSUNG

EINLAGERUNGSRAUM

é

é

é

Ta
bl

ea
u

EICHENSTRAßE

W
O

L
F

G
A

N
G

G
A

S
S

E

H

E

R

M

A

N

N

-
G

L
Ü

C

K

-
W

E

G

VERGABEPLAN - WOLFGANGGASSE

N

0m 0,5 1,0 2,5

ARCHITEKTEN TILLNER & WILLINGER ZT GmbH

Staatlich befugte und beeidete Ziviltechniker

A - 1050 Wien, Margaretenplatz 7/2/1

Tel.:  +43 (1) 310 68 59

tw@tw-arch.at  -  www.tw-arch.at

HEIMBAU

Gemeinnützige Bau-, Wohnungs- und

Siedlungsgenossenschaft reg. Gen.m.b.H.

A - 1150 Wien, Tannengasse 20

Tel.: +43 (1) 981 71 - 0

office@heimbau.at

Änderungen infolge Behördenauflagen, haustechnischer und konstruktiver Maßnahmen vorbehalten.

Statische und bauphysikalische Angaben nicht Planinhalt. Die Wohnungs- und Raumgrößen sind

Cirka-Angaben und können sich aufgrund der Ausführungs- und Detailplanung ändern. Hinsichtlich der

Boden- und Wandbeläge sowie der Elektro-, Sanitär- und sonstiger Ausstattung gilt ausschließlich die

jeweils aktuelle Bau- und Ausstattungsbeschreibung.

Einrichtungsgegenstände, Waschmaschinen sowie Küchen und Küchengeräte dienen nur der

Veranschaulichung und werden nicht geliefert.

Heizkörper und Elektrosymbole sind nicht maßgenau und definieren nur die voraussichtliche Lage. Dieser

Plan ist zum Anfertigen von Einbaumöbeln nicht geeignet. Möbel, vorallem Schränke, sind von

Außenwänden min. 10 cm abgerückt aufzustellen. Zu- und Abluft der Ventilatoren und Nachströmelemente

dürfen nicht verbaut werden. Sämtliche dargestellte Fenster- und Fenstertürflügel sind mit

Dreh-Kipp-Beschlägen ausgeführt, ausgenommen Fenster mit Brandschutzqualifikation  (EI60, EI90).

Raumhöhe der Innenräume: RH=2,51m (außer wenn anders angegeben).

Die Flächen entsprechen der Nutzwertberechnung von Arch. Mag. Georg Friedler von 12.05.2021
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HEIMBAU

Gemeinnützige Bau-, Wohnungs- und

Siedlungsgenossenschaft reg. Gen.m.b.H.

A - 1150 Wien, Tannengasse 20

Tel.: +43 (1) 981 71 - 0

office@heimbau.at

Änderungen infolge Behördenauflagen, haustechnischer und konstruktiver Maßnahmen vorbehalten.

Statische und bauphysikalische Angaben nicht Planinhalt. Die Wohnungs- und Raumgrößen sind

Cirka-Angaben und können sich aufgrund der Ausführungs- und Detailplanung ändern. Hinsichtlich der

Boden- und Wandbeläge sowie der Elektro-, Sanitär- und sonstiger Ausstattung gilt ausschließlich die

jeweils aktuelle Bau- und Ausstattungsbeschreibung.

Einrichtungsgegenstände, Waschmaschinen sowie Küchen und Küchengeräte dienen nur der

Veranschaulichung und werden nicht geliefert.

Heizkörper und Elektrosymbole sind nicht maßgenau und definieren nur die voraussichtliche Lage. Dieser

Plan ist zum Anfertigen von Einbaumöbeln nicht geeignet. Möbel, vorallem Schränke, sind von

Außenwänden min. 10 cm abgerückt aufzustellen. Zu- und Abluft der Ventilatoren und Nachströmelemente

dürfen nicht verbaut werden. Sämtliche dargestellte Fenster- und Fenstertürflügel sind mit

Dreh-Kipp-Beschlägen ausgeführt, ausgenommen Fenster mit Brandschutzqualifikation  (EI60, EI90).

Raumhöhe der Innenräume: RH=2,51m (außer wenn anders angegeben).

Die Flächen entsprechen der Nutzwertberechnung von Arch. Mag. Georg Friedler von 12.05.2021
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Staatlich befugte und beeidete Ziviltechniker
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Gemeinnützige Bau-, Wohnungs- und
Siedlungsgenossenschaft reg. Gen.m.b.H.

A - 1150 Wien, Tannengasse 20
Tel.: +43 (1) 981 71 - 0
office@heimbau.at

Änderungen infolge Behördenauflagen, haustechnischer und konstruktiver Maßnahmen vorbehalten.
Statische und bauphysikalische Angaben nicht Planinhalt. Die Wohnungs- und Raumgrößen sind
Cirka-Angaben und können sich aufgrund der Ausführungs- und Detailplanung ändern. Hinsichtlich der
Boden- und Wandbeläge sowie der Elektro-, Sanitär- und sonstiger Ausstattung gilt ausschließlich die
jeweils aktuelle Bau- und Ausstattungsbeschreibung.
Einrichtungsgegenstände, Waschmaschinen sowie Küchen und Küchengeräte dienen nur der
Veranschaulichung und werden nicht geliefert.
Heizkörper und Elektrosymbole sind nicht maßgenau und definieren nur die voraussichtliche Lage. Dieser
Plan ist zum Anfertigen von Einbaumöbeln nicht geeignet. Möbel, vorallem Schränke, sind von
Außenwänden min. 10 cm abgerückt aufzustellen. Zu- und Abluft der Ventilatoren und Nachströmelemente
dürfen nicht verbaut werden. Sämtliche dargestellte Fenster- und Fenstertürflügel sind mit
Dreh-Kipp-Beschlägen ausgeführt, ausgenommen Fenster mit Brandschutzqualifikation  (EI60, EI90).
Raumhöhe der Innenräume: RH=2,51m (außer wenn anders angegeben).
Die Flächen entsprechen der Nutzwertberechnung von Arch. Mag. Georg Friedler von 12.05.2021
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tw@tw-arch.at  -  www.tw-arch.at

HEIMBAU

Gemeinnützige Bau-, Wohnungs- und

Siedlungsgenossenschaft reg. Gen.m.b.H.

A - 1150 Wien, Tannengasse 20

Tel.: +43 (1) 981 71 - 0

office@heimbau.at

Änderungen infolge Behördenauflagen, haustechnischer und konstruktiver Maßnahmen vorbehalten.

Statische und bauphysikalische Angaben nicht Planinhalt. Die Wohnungs- und Raumgrößen sind

Cirka-Angaben und können sich aufgrund der Ausführungs- und Detailplanung ändern. Hinsichtlich der

Boden- und Wandbeläge sowie der Elektro-, Sanitär- und sonstiger Ausstattung gilt ausschließlich die

jeweils aktuelle Bau- und Ausstattungsbeschreibung.

Einrichtungsgegenstände, Waschmaschinen sowie Küchen und Küchengeräte dienen nur der

Veranschaulichung und werden nicht geliefert.

Heizkörper und Elektrosymbole sind nicht maßgenau und definieren nur die voraussichtliche Lage. Dieser

Plan ist zum Anfertigen von Einbaumöbeln nicht geeignet. Möbel, vorallem Schränke, sind von

Außenwänden min. 10 cm abgerückt aufzustellen. Zu- und Abluft der Ventilatoren und Nachströmelemente

dürfen nicht verbaut werden. Sämtliche dargestellte Fenster- und Fenstertürflügel sind mit

Dreh-Kipp-Beschlägen ausgeführt, ausgenommen Fenster mit Brandschutzqualifikation  (EI60, EI90).

Raumhöhe der Innenräume: RH=2,51m (außer wenn anders angegeben).

Die Flächen entsprechen der Nutzwertberechnung von Arch. Mag. Georg Friedler von 12.05.2021
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HEIMBAU

Gemeinnützige Bau-, Wohnungs- und

Siedlungsgenossenschaft reg. Gen.m.b.H.

A - 1150 Wien, Tannengasse 20

Tel.: +43 (1) 981 71 - 0

office@heimbau.at

Änderungen infolge Behördenauflagen, haustechnischer und konstruktiver Maßnahmen vorbehalten.

Statische und bauphysikalische Angaben nicht Planinhalt. Die Wohnungs- und Raumgrößen sind

Cirka-Angaben und können sich aufgrund der Ausführungs- und Detailplanung ändern. Hinsichtlich der

Boden- und Wandbeläge sowie der Elektro-, Sanitär- und sonstiger Ausstattung gilt ausschließlich die

jeweils aktuelle Bau- und Ausstattungsbeschreibung.

Einrichtungsgegenstände, Waschmaschinen sowie Küchen und Küchengeräte dienen nur der

Veranschaulichung und werden nicht geliefert.

Heizkörper und Elektrosymbole sind nicht maßgenau und definieren nur die voraussichtliche Lage. Dieser

Plan ist zum Anfertigen von Einbaumöbeln nicht geeignet. Möbel, vorallem Schränke, sind von

Außenwänden min. 10 cm abgerückt aufzustellen. Zu- und Abluft der Ventilatoren und Nachströmelemente

dürfen nicht verbaut werden. Sämtliche dargestellte Fenster- und Fenstertürflügel sind mit

Dreh-Kipp-Beschlägen ausgeführt, ausgenommen Fenster mit Brandschutzqualifikation  (EI60, EI90).

Raumhöhe der Innenräume: RH=2,51m (außer wenn anders angegeben).

Die Flächen entsprechen der Nutzwertberechnung von Arch. Mag. Georg Friedler von 12.05.2021
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HEIMBAU

Gemeinnützige Bau-, Wohnungs- und

Siedlungsgenossenschaft reg. Gen.m.b.H.

A - 1150 Wien, Tannengasse 20

Tel.: +43 (1) 981 71 - 0
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Änderungen infolge Behördenauflagen, haustechnischer und konstruktiver Maßnahmen vorbehalten.

Statische und bauphysikalische Angaben nicht Planinhalt. Die Wohnungs- und Raumgrößen sind

Cirka-Angaben und können sich aufgrund der Ausführungs- und Detailplanung ändern. Hinsichtlich der

Boden- und Wandbeläge sowie der Elektro-, Sanitär- und sonstiger Ausstattung gilt ausschließlich die

jeweils aktuelle Bau- und Ausstattungsbeschreibung.

Einrichtungsgegenstände, Waschmaschinen sowie Küchen und Küchengeräte dienen nur der

Veranschaulichung und werden nicht geliefert.

Heizkörper und Elektrosymbole sind nicht maßgenau und definieren nur die voraussichtliche Lage. Dieser

Plan ist zum Anfertigen von Einbaumöbeln nicht geeignet. Möbel, vorallem Schränke, sind von

Außenwänden min. 10 cm abgerückt aufzustellen. Zu- und Abluft der Ventilatoren und Nachströmelemente

dürfen nicht verbaut werden. Sämtliche dargestellte Fenster- und Fenstertürflügel sind mit

Dreh-Kipp-Beschlägen ausgeführt, ausgenommen Fenster mit Brandschutzqualifikation  (EI60, EI90).

Raumhöhe der Innenräume: RH=2,51m (außer wenn anders angegeben).

Die Flächen entsprechen der Nutzwertberechnung von Arch. Mag. Georg Friedler von 12.05.2021
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Gemeinnützige Bau-, Wohnungs- 

und Siedlungsgenossenschaft 

Reg. Genossenschaft m.b.H. 

1150 Wien, Tannengasse 20 

Tel.: 01/981 71-0 

Eichenstraße 2 / Hermann-Glück-Weg 6 - Stand: 05.10.2021  Seite 1 von 15 

Eichenstraße 2 / Hermann-Glück-Weg 6 

1120 Wien 

 

Die Wohnhausanlage besteht aus 4 Stiegenhäuser mit 244 Wohnungen, wovon 82 Wohnungen 

den Ausstattungsstandard Smart-Wohnungen haben. 

 

Folgende Allgemeinräumlichkeiten stehen zur Verfügung: 

Kinderwagenräume im 1.Untergeschoss 

Fahrradabstellräume im 1.Untergeschoß 

Waschküche im 7.Obergeschoß der Stiege 1 

Gemeinschaftsraum im Erdgeschoß (Stiege 4), 7.Obergeschoss (Stiege 1) und 

8.Obergeschoss (Stiege 2) 

Gemeinschaftsterrasse im 8.Obergeschoß 

 

Anmietbare Stellplätze 

Es gibt 157 PKW-Stellplätze aufgeteilt zwischen 1. und 2.Untergeschoß. Die Garagenein- 

und –ausfahrt befindet sich in der Wolfganggasse. 

 

Elektronisches Buchungssystem 

Die Zeiten-Reservierung und Zutrittskontrolle der Gemeinschaftsräume und der 

Waschküche erfolgt über ein elektronisches Buchungssystem. 

 

Einlagerungsräume 

Jede Wohnung verfügt über einen eigenen Einlagerungsraum (Kellerabteil) im 

1.Untergeschoss oder 2.Untergeschoß bzw. teilweise in den Obergeschossen der Stiege 

1. Diese Ebenen sind mit dem Aufzug erreichbar.  

Es ist keine Steckdose bzw. eigene Beleuchtung in den einzelnen Einlagerungsräumen 

vorgesehen. 

An der Kellerdecke und an den Kellerwänden können sich Haustechnik- (Wasser- und 

Lüftungsleitungen, Schmutzwasser- und Regenwasserkanal, Fernwärmeleitungen, 

etc…) und Elektroleitungen befinden.  

 

Müllraum 

Der Müllraum befindet sich im Erdgeschoß neben der Stiege 2.  
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Geschäftslokale 

Im Erdgeschoß befindet sich ein Geschäftslokal in Form eines Nahversorgers. Der 

Haupteingang befindet sich in der Wolfganggasse. Das zugehörige Lager mit 

Anlieferung wird über die Eichenstraße zwischen der Stiege 1 und 2 erschlossen. 

Im Eckbereich Eichenstraße/Hermann-Glück-Weg ist ein weiteres Geschäftslokal 

geplant. 

 

1.  Energiekennzahl/Heizwärmebedarf 

Die nachfolgend angeführten Werte können sich im Zuge der Bestandsplanung noch 

verändern. 

 

 vorhandener HWB 

(Standortklima) 

Gesamtenergieeffizienzfaktor 

fGEE 

Nutzung 

Wohnen 
21,10 kWh/m2a 0,84 

 

2.  Bautechnik/ Architektur 

2.1.  Konstruktionsbeschreibungen 

Außenwände, 

Innenwände tragend:  Stahlbeton 

Gangwände:  Stahlbeton mit Vorsatzschale 

Wohnungstrennwände: Stahlbeton mit Vorsatzschale, oder 

Gipskartonständerwände 5-fach beplankt 22cm oder 

16cm stark. 

Innenwände nichttragend: Gipskartonständerwände einfach beplankt mit 

Dämmeinlage 

Schächte - Sanitärbereich: Feuerschutzgipskartonplatten. In diesem Bereich dürfen 

keine Dübel und Schrauben angebracht werden. 

Decken:   Stahlbeton- bzw. abgehängte Gipskartondecken lt. Plan 

Fassaden: Vollwärmeschutzfassade mit Mineralwolle als 

Wärmedämmung 

Dach: Flachdach mit extensiver Begrünung bzw. begrünte 

Dachterrasse. 
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2.2.  technische Gebäudeausrüstung 

Heizung und Warmwasser Die Heizung und Warmwasserversorgung erfolgt mit 

„Grüner Wärme – Fernwärme“ der Wienenergie. 

Im 1.Untergeschoß der Stiege 4 befindet sich die 

Hausstation der Fernwärme Wien.  

 

Elektrozähler Die Wohnungselektrozähler sind in Zählerräumen des 

jeweiligen Untergeschosses untergebracht. 

 

Wasserzähler Die Kalt- und Warmwasserzähler sowie die Absperrventile 

sind in den Versorgungsschächten der Wohnungen 

untergebracht und über Revisionsöffnungen zugänglich. 

 

Heizungszähler Die Kleinwärmemengenzähler samt den Absperrventilen 

sind in den Versorgungsschächten der Stiegenhäuser bzw. 

Wohnungen untergebracht und über Revisionstüren 

zugänglich. 

 

Lüftung Ein Luftaustausch der Wohnungen erfolgt über ein 

Fassaden- oder Fensterlüftungselement als Zuluft im Wohn- 

oder Schlafbereich und einen Abluftventilator im Bad als 

Abluft. 

Die Lüftung im Bad erfolgt mechanisch mittels 2-stufigem 

Ventilator. Dieser Ventilator läuft ständig auf einer 

Grundstufe, die zweite Stufe mit höherer Absaugleistung 

kann über einen Schalter zu Bade- oder Duschzwecken 

zugeschalten werden. Der Ventilator im WC wird 

zeitversetzt mit dem Licht eingeschaltet und schaltet sich 

automatisch nach wenigen Minuten wieder aus. Die 

Ventilatoren haben Filter aus Kunststoffvlies, welche in 

regelmäßigen Intervallen (ca. halbjährlich) gereinigt oder 

getauscht werden müssen.  
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2.3.  Fenster und Türen 

Fenster Im Regelfall Kunststofffenster bzw. in Einzelfällen Kunststoff-

Alu-Fenster, Holz-Alu-Fenster oder Alufenster jeweils mit 3-

Scheiben Isolierverglasung. Fenster-/Türelemente nach 

innen zu öffnen oder zu kippen bzw. fixverglast. 

 

Sonnenschutz  Teilweise außenliegender Sonnenschutz - Situierung nach 

bauphysikalischem Erfordernis bzw. innenliegender 

Sonnenschutz (siehe Verkaufsplan). 

 

Wohnungseingangstüren  Holztürblatt, Oberfläche beidseitig mit MAX-Platten belegt. 

Ausführung als Sicherheitstüre mit Sicherheitsbeschlag und 

Mehrfachverriegelung (Ausführung WKIII), sowie Top-

Nummerierung und Türspion. Lackierte Stahlzargen bzw. im 

Bereich der Laubengänge beschichtete Holztürstöcke 

jeweils mit Dichtung. 

 Wohnungseingangstüren in Stiegenhäuser mit 

Druckbelüftung werden wo behördlich vorgeschrieben mit 

einem Freilauftürschließer ausgestattet. Freilauftürschließer 

bedeutet, dass sich die Schließfunktion im Falle eines 

Brandalarmes einschaltet und die Türe automatisch 

schließt. Diese Funktion muss nach jeder Inspektion oder 

Alarm händisch deaktiviert werden, indem die Türe über 

90° geöffnet wird. Der Schalter beim Türschließer muss 

aktiviert sein (Stellung 1). 

 

Innentüren Holztüren gefälzt mit Wabenfüllung, Oberfläche weiß 

beschichtet samt Edelstahl-Türbeschlag. Stahlzargen weiß 

lackiert mit Dichtung. 

 

Schließanlage  Gesamte Schließanlage mit Zentralsperrsystem.  

Pro Wohnung werden fünf Stk. Wohnungsschlüssel - 

sperrbar für Wohnung, Brieffachanlage, Einlagerungsraum, 

Stiegenhauseingang, Fahrradräume, Müllraum, und 

Kinderwagenräume ausgehändigt.  



 
Gemeinnützige Bau-, Wohnungs- 

und Siedlungsgenossenschaft 

Reg. Genossenschaft m.b.H. 

1150 Wien, Tannengasse 20 

Tel.: 01/981 71-0 

Eichenstraße 2 / Hermann-Glück-Weg 6 - Stand: 05.10.2021  Seite 5 von 15 

Die buchbaren Gemeinschaftsräume sowie der Zutritt zur 

Waschküche werden mit einem elektronischen 

Zutrittssystem ausgestattet. Jeder Mieter erhält zwei Chip-

Karten.  

Bei Anmietung eines Garagenplatzes werden pro Stellplatz 

zwei Stk. Garagenschlüssel und ein Handsender 

übergeben. 

 

Gangtüren - Stiegenhaus Diese werden mit Türschließer im Normalbetrieb 

offengehalten bzw. im Brandfall stromlos geschalten 

wodurch die Türflügel automatisch schließen.  

Versuche die Türen im Normalbetrieb mit Gewalt zu 

schließen, führen zu Beschädigungen der Türschließer und 

sind somit zu unterlassen. 

 

3.  Wohnungsausstattung - Standardwohnungen 

3.1 Sanitärausstattung 

Küche  Sanitäranschluss Kalt- und Warmwasser inkl. Abfluss für 

Spüle und Geschirrspüler.  

Die Kücheninstallationen der Kalt- und 

Warmwasserleitungen, sowie der Ablaufleitungen erfolgen 

unter Putz (nicht sichtbar) oder Aufputz (sichtbar). 

Bitte berücksichtigen Sie diesen Umstand bei der 

Küchenplanung- bzw. Montage. 

Der Anschluss von Abluftdunstabzugshauben in Küchen ist 

nicht möglich. Es darf nur eine UMLUFTDUNSTABZUGSHAUBE 

installiert werden, für diese ist ein elektrischer Anschluss 

vorhanden! 

 

Bad  Badewanne oder Dusche mit Ablaufgarnitur und 

temperaturgeregelten Armaturen verchromt, 

Brausegarnitur inkl. Schlauch verchromt. Waschtisch aus 

weißem Sanitärporzellan mit Einhandmischer verchromt. 
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Kaltwasser- sowie Abwasseranschluss für Waschmaschine 

mit eigenem Anschluss. 

 

Durch die gesetzlichen Vorgaben (Hygieneschutz, 

Wasserverbrauch, etc.) kann es zu kurzzeitigen 

Schwankungen des Wasserdurchflusses und somit zu 

Temperaturunterschieden kommen. Dies bedingt, dass sich 

die eingestellte Wassertemperatur um einige Grad Celsius 

ohne Zutun erhöhen oder vermindern kann.  

 

WC  Hänge-WC aus weißem Sanitärporzellan mit 

Unterputzspülkasten mit Spartastenfunktion und WC-Brille 

samt Deckel aus weißem Kunststoff.  

 

Terrasse (10.OG) 1 frostsichere Wasser-Anschlussgarnitur 

 

3.2 Elektroausstattung 

Gegensprechanlage  Bei allen Wohnungen mit Sprechstelle und 

Türöffnungsfunktion der jeweiligen straßenseitigen 

Stiegenhauseingangstüren. 

 

SAT-Anlage  Gemeinschafts-SAT-Anlage. 

In jeder Wohnung ist im Wohnzimmer ein fertig 

ausgestatteter SAT-Anschluss für Astra, Hotbird, Eutelsat und 

Türksat vorhanden (Antennendose). Zusätzliche Anschlüsse 

in den einzelnen Zimmern können (soweit vom 

Baufortschritt aus möglich) beim GU als Sonderwunsch 

kostenpflichtig bestellt werden. 

 

E-Verteilerschrank  Niederspannungsverteiler mit FI-Schalter und 

Sicherungsautomaten für die einzelnen Stromkreise. Jeweils 

ein Stromkreis für die Anschlussmöglichkeit eines E-Herd, 

Geschirrspülers und Waschmaschine. 
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IT-Verteilerschrank  Medienverteilerschrank zur Ausstattung und Verkabelung 

der Leerdosen für SAT/Kabel, Magenta/Telefon oder 

Alternativanbieter innerhalb der Wohnung.  

Vom Stiegenhaus führt eine Leerverrohrung für Magenta 

bzw. den Alternativanbieter bis in den IT-Verteiler jeder 

Wohnung und von dort weiter bis zu den Leerdosen in den 

Zimmern. Lediglich die Anschlussherstellung von Magenta 

erfolgt verkabelt bis zur Wohnzimmerdose. 

 

Vorraum und Gang 1-2 Lichtauslässe mit Schalter, Wechsel- bzw. Kreuzschalter 

oder Taster (bei mehr als 3 Möglichkeiten zum Schalten). 

1 Schukosteckdose 

1 Klingeltaster an Wohnungsaußenseite 

1 Innenstelle Gegensprechanlage 

E-Verteilerschrank (Lage siehe Verkaufsplan) 

Medienverteilerschrank (SAT/Kabel/Telefon, Lage siehe 

Verkaufsplan) 

Rauchmelder batteriebetrieben 

 

Schrankraum 1 Lichtauslass mit Schalter sofern vorhanden, siehe 

Verkaufsplan 

 

Küche 1 Lichtauslass mit Schalter 

1 Wandlichtauslass (abgedeckelt) – direkt geschalten 

2 Zweifachschukosteckdosen Arbeitsplatz 

1 Doppelschukosteckdose für Kühl- und Gefrierschrank,  

1 Schukosteckdose für Geschirrspüler  

1 Schukosteckdose für den Umluft-Dunstabzug 

1 E-Herd Anschlussdose (5 polig) 

 

Bad 1 Lichtauslass mit Schalter 

 1 Schalter für Ventilator 

1 Wandlichtauslass direkt geschalten 

1 Feuchtraumschukosteckdose 

1 Schukosteckdose für Waschmaschinenanschluss 
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WC 1 Lichtauslass mit Schalter für Licht und Abluftventilator mit 

Nachlaufrelais 

 

Wohnzimmer 2-3 Lichtauslässe mit Schalter, Wechsel- bzw. Kreuzschalter 

(siehe Verkaufsplan) 

 2 Einfach Schukosteckdosen 

 1 Dreifachschukosteckdose 

1 Antennensteckdose für SAT-TV  

1 Anschlussdose für Kabel Magenta 

1 Leerdose für Alternativanbieter 

Rauchmelder batteriebetrieben 

 

Zimmer 1 Lichtauslass mit Schalter 

4 Schukosteckdosen (siehe Verkaufsplan) 

1 Leerdose für SAT/Kabel/Alternativanbieter 

Rauchmelder batteriebetrieben 

 

Balkon/Loggia/Terrasse  1 Feuchtraumsteckdose 

1 Wand- oder Deckenauslass mit Beleuchtung (Situierung 

des Schalters siehe Verkaufsplan) 

 

Die Einspeisung Magenta (vormals UPC) im Wohnzimmer ist vorhanden. ORF, ATV, Puls4 und 

UKW können empfangen werden, eine Anmeldung (GIS) für die ORF Programme ist jedoch 

zusätzlich erforderlich. 

Eine Leerdose für Alternativanbieter ist im Wohnzimmer vorbereitet (hinter Blinddeckel). 

 

Die vorgenannte Auflistung der Elektroinstallationen gilt nur im Zusammenhang mit den 

Darstellungen in den Verkaufsplänen (Pläne haben Vorrang). 

 

Alle Wohnungen erhalten Rauchmelder in den Aufenthaltsräumen und Fluchtwegbereichen 

für wohnungsinternen Alarm (Batteriewechsel - 9 Volt - durch Mieter erforderlich!). 
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3.3 Bodenbeläge 

Vorraum, Abstellraum Laminat (schwimmend verlegt) samt Sockelleisten 

Küche, Wohnküche Laminat (schwimmend verlegt) samt Sockelleisten 

Zimmer Teppich samt Sockelleiste 

WC, Bad Fliesenbelag 

 

Loggien/Balkone/Terrassen Betonplatten im Kiesbett 

Einlagerungsraum Estrich versiegelt 

 

3.4.  Wandbeläge 

Vorraum, Abstellraum weiß gemalt 

Küche, Wohnraum, Zimmer weiß gemalt 

WC an der Rückwand bis ca. 120cm verfließt, restliche Wände 

weiß gemalt mit Fliesensockel 

Bad im Spritzwasserbereich bis ca. Zargenoberkante verfliest, 

restliche Wände weiß gemalt mit Fliesensockel 

 

3.5.  Decken 

Sämtliche Räume der Wohnung weiß gemalt, wo technisch erforderlich Poterien 

(Rohrverkleidungen) und abgehängte Decken laut Verkaufsplan, Änderungen und zusätzliche 

Rohrverkleidungen in der Bauausführung sind möglich. Die Mindesthöhe beträgt 210cm. 

 

4.  Wohnungsausstattung - Smartwohnungen 

Bei Smart-Wohnungen kann sofern vom Baufortschritt möglich wahlweise zwischen 2 farblich 

verschiedenen Bodenfliesen, Teppichböden und Laminatbeläge gewählt werden: 
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5.  Allgemeine und technische Information 

Fensterlüftung beachten, bzw. Stoßlüftungen durchführen (Kippstellung der Fenster ist keine 

ausreichende Lüftung). 

Zugang Waschküche und Gerätebuchung über „Digitaler Hausmeister“ mittels Chipkarte. 

Bezahlsystem der Wascheinheiten gemäß Gerätehersteller.   

Es wird darauf hingewiesen, dass die beschriebene Ausstattung den projektierten 

Ausstattungstand darstellt, vorbehaltlich Änderungen im Zuge der Bauausführung.  

 

Naturmaß und Möblierung 

Im Zuge der Bauarbeiten wird ein einmaliger Termin organisiert, bei dem die Möglichkeit 

besteht für Möblierung Naturmaß zu nehmen. Dieser Termin wird über eine separate Einladung 

bekanntgegeben. 

 

Generell ist bei der Möblierung darauf zu achten, dass an Außenwandflächen sowie 

Fußbodenflächen über Außenluft keine geschlossenen Wandverbauten gestellt werden bzw. 

für eine ausreichende Luftbewegung im Bereich verstellter Außenwandflächen zu sorgen ist, 

da sonst die Gefahr der Schimmelbildung gegeben ist. 

 

Als zukünftige Vermieterin möchten wir Sie im Sinne einer bestmöglichen Aufklärung über den 

von Ihnen abzuschließenden Mietvertrag über folgende Umstände informieren: 

Das Wohnhaus 1120 Wien, Eichenstraße 2 bzw. Hermann-Glück-Weg 6 ist eines von mehreren 

Objekten welches auf dem ehemaligen Areal der Badner Bahn errichtet wird. Nördlich 

angrenzend an das Areal ist die Erweiterung und Umgestaltung des Paula-von-Mirtow-Park im 

Frühjahr/Sommer 2023 geplant. In die öffentliche Hauptdurchwegung münden mehrere 

Zubringerwege ein, welche teils auch direkt untereinander verbunden sind und somit die 

einzelnen Wohnhausanlagen hofseitig erschließen. 

 

Im Hofbereich der Wohnhausanlage wird ein gemeinsamer Kinder- und Jugendspielplatz mit 

der direkt angrenzenden Wohnhausanlage der Bauträger Gesiba und Wigeba errichtet. 

 

Weiters ist beabsichtigt, den „Straßenzug“ Eichenstraße seitens der öffentlichen Hand neu zu 

gestaltet. Die Durchführung des Straßenbauprojektes ist aus heutiger Sicht im Jahr 2023-2024 

geplant (vorbehaltlich Änderungen). 
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Wir weisen deshalb darauf hin, dass Immissionen (Schallimmissionen, Erschütterung, Staub, 

Schmutz, etc.), die Baustellen und der Straßenverkehr üblicherweise mit sich bringen (auch 

nach ständiger Rechtsprechung) als ortsüblich gelten und daher von den MieterInnen zu 

dulden sind. Bei einer Wohnung auf einem Grundstück neben der Straße ist diese Ortsüblichkeit 

gegeben. Die Duldungspflicht gilt für benachbarte Eigentümer gleichsam wie für benachbarte 

Mieter. 

 

Wir sind an einer bestmöglichen Lebensqualität unserer Mieter interessiert. Auf Grund der oben 

beschriebenen Rechtslage ist es uns aber auch als Eigentümerin der betroffenen 

Wohnhausanlage nicht möglich, diesbezüglich Einfluss auf die vorhandenen Baustellen und die 

Verkehrssituation generell zu nehmen. Nutzen Sie deshalb unbedingt auch das Angebot von 

diversen Servicestellen (Gebietsbetreuungen, Bezirksvorstehung, etc.), um alle Informationen 

zu bekommen, die Sie benötigen. 

 

6.  Sonderwunschabwicklung 

Änderungswünsche aller Art (baulich und ausstattungstechnisch) sind nur möglich, soweit sie 

den Bauablauf und -baufortschritt, die Statik, Schall- und Wärmeschutz sowie die übrige 

Haustechnik nicht beeinträchtigen. 

Generell ist der Ablauf so geregelt, dass sämtliche Sonderwünsche dem Bauträger zur Freigabe 

vorgelegt werden müssen. 

 

Im Anschluss erfolgt die Prüfung und ggf. Freigabe durch diesen und allfälliger 

Fachkonsulenten. Danach wird der genehmigte Sonderwunsch an den Generalunternehmer 

zur Angebotslegung weitergeleitet – eine Kontaktaufnahme mit dem Generalunternehmer 

erfolgt durch den zukünftigen Mieter. 

Die weitere Abwicklung, Vertragsvereinbarung sowie Verrechnung der genehmigten 

Sonderwünsche erfolgt direkt zwischen dem Generalunternehmer bzw. seiner Professionisten 

und dem zukünftigen Mieter. 

 

Eine Umgehung dieses Ablaufs ist nicht gestattet. Es ist allen ausführenden Firmen untersagt, 

eventuelle Sonderwunschaufträge ohne Genehmigung des Bauträgers direkt vom zukünftigen 

Mieter entgegenzunehmen.  
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Vor Übergabe und während der Gewährleistungszeit (3 Jahre nach Übergabe) ist es dem 

zukünftigen Mieter nicht gestattet, andere als den nachstehenden Generalunternehmer sowie 

dessen Professionisten auf der Baustelle arbeiten zu lassen.  

Sonderwünsche sind aus Gewährleitungsgründen ausschließlich von Professionisten des 

Generalunternehmers durchführen zu lassen. 

 

Nahversorger: 

Die Betriebszeiten erstrecken sich von MO – SA von 06:00 Uhr bis 22:00 Uhr. Die 

Anlieferungszeiten finden MO – SA von 06:00 Uhr bis 22:00 Uhr statt. 

 

Sonderwunschabwicklung – konkrete Vorgehensweise 

Bei Smart-Wohnungen sind grundsätzlich keine Sonderwünsche möglich. 

Geplante bauliche Sonderwünsche bei Standardwohnungen können nach Unterzeichnung 

des Mietvertrages direkt beim Bauträger, Frau Christina ZELLER, unter c.zeller@heimbau.at 

eingebracht werden. Nach Freigabe der Sonderwünsche durch den Bauträger, sowie Prüfung 

durch den Architekten bei baulichen Änderungen im Sinne der Bauordnung, können die 

zukünftigen Mieterinnen und Mieter diese an die Baufirma zur Erstellung eines 

Kostenvoranschlages weiterleiten. 

Die genehmigten baulichen Änderungen fließen in die Bestandspläne ein. Der 

Wohnungswerber verpflichtet sich, die durch die Sonderwünsche entstehenden Mehrkosten 

(Umplanungsaufwand, Baukosten, GU Zuschlag, etc…) zu übernehmen und bei einem 

eventuellen Rücktritt/Kündigung auf Verlangen des Bauträgers den ursprünglichen geplanten 

Zustand (geplante Erstausführung) auf seine Kosten wiederherzustellen. 

Weiters muss auch die Planeinreichung bei der Baupolizei rückgeführt werden. Die Kosten dafür 

trägt der Wohnungswerber. Die Umplanungskosten vom Architekten werden an den 

Wohnungswerber verrechnet. 

 

Nach den beiden Sonderwunschfreigaben durch Bauträger und Architekten erhält der 

Generalunternehmer - Firma Swietelsky - den Plan und der zukünftige Mieter nimmt mit dem 

Generalunternehmer betreffend Abwicklung und Kostenvoranschlag Kontakt auf. Der erste 

Kostenvoranschlag ist kostenlos, für Weitere wird eine Kostenpauschale je nach Aufwand 

verrechnet, mindestens jedoch 75 Euro. 

 

mailto:c.zeller@heimbau.at
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Ansprechpartner für alle Sonderwünsche:  

 

Firma Swietelsky GmbH 

Herr Christoph Wagner, Mobil 0664/1523338 

E-Mail: christoph.wagner@swietelsky.at 

 

Für die Koordination, Einholung aller Kosten, Überprüfung der Arbeiten vor Ort wird vom 

Generalunternehmer - Firma Swietelsky - ein 15%iger Generalunternehmerzuschlag verrechnet. 

 

Generell können nicht genehmigt werden:  

Bauliche Änderungen, die in die Fassade eingreifen sowie Entfall von tragenden Wänden, 

Durchbrüche in tragenden Wänden und Installationsschächte (Ausnahme: Vorbereitungen 

Klimaanlage) 

Veränderung der Lage der Fenster und Wohnungseingangstüre sowie von tragenden Wänden 

Einbau einer Whirlpool Badewanne oder Wanne mit Whirlpool Funktion (Schallübertragung) 

Duschtassen, welche in den Bodenaufbau versenkt werden müssen 

Einbau einer Fußbodenheizung 

Fliesen dürfen nicht in Wohn- und Schlafräumen verlegt werden 

Laminat- und Parkettverlegung ohne Trittschalldämmung 

Weglassen und Selbstmontage von Sanitärgegenständen, sowie von Elektroinstallationen 

 

Hinweise zur Abwicklung von baulichen Sonderwünschen nach Bezug der Anlage:  

Allfällige, vom Mieter beabsichtigte bauliche Veränderungen des Mietobjekts bedürfen der 

vorherigen Zustimmung der Vermieterin.  

 

Ungeachtet dessen, so ferne nicht die Voraussetzungen des § 9 Abs. 2 MRG erfüllt sind, sind 

sämtliche Veränderungen durch den Mieter immer an dessen Verpflichtung zur 

Wiederherstellung des früheren Zustands bei Beendigung des Mietverhältnisses gebunden. 

 

Ist die Durchführung der Arbeiten daran gebunden, dass eine Bauanzeige erstattet werden 

muss, bzw. von der Baubehörde eine Baubewilligung einzuholen ist, darf vor Erteilung der 

Bewilligung nicht mit den Arbeiten begonnen werden. Die Arbeiten sind entsprechend den 

baubehördlichen Auflagen auszuführen bzw. dürfen diese nicht durchgeführt werden, wenn 

die Baubehörde eine bauliche Veränderung untersagt.  
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Die Bauanzeige ist vom Mieter bei der Baubehörde zu erstatten bzw. ist die Baubewilligung vom 

Mieter bei der Baubehörde einzuholen. Die Fertigstellung der Arbeiten sind vom Mieter bei der 

Baubehörde anzuzeigen und der Vermieterin bekannt zu geben. 

  

Für die Einhaltung der baubehördlichen Auflagen sowie für sämtliche Schäden, die durch nicht 

fach- und sachgerechte Abänderungen entstehen sollten, haftet der Mieter und verpflichtet 

sich, die Vermieterin gegen Schadenersatzansprüche schad- und klaglos zu halten. Mit der 

Durchführung der Arbeiten sind befugte Gewerbetreibende auf Kosten des Mieters zu 

betrauen. Die Betreuung, Wartung und Instandhaltung obliegt dem Mieter. 

 

7.  Allgemeines zum Neubau 

 

Jedes neu errichtete Haus benötigt Zeit sowohl zum Austrocknen als auch zum Setzen. 

Die normale Abgabe der Baufeuchte aus den Wänden kann behindert werden, wenn gewisse 

Benützungsvorsorgen nicht eingehalten werden. Insbesondere können durch mangelhaftes 

Lüften und Heizen feuchte Flecken entstehen, die den überall in der Luft befindlichen Pilzsporen 

einen besseren Nährboden bieten. Es ist daher unbedingt für ausreichende Luftumwälzung in 

allen Räumen zu sorgen.  

Gleichzeitig zu oben angeführtem Austrocknungsprozess durchläuft das Bauwerk die Phase der 

so genannten Kurzzeitsetzung. 

Infolge dieser beiden Stabilisierungsprozesse können geringfügige Schwind- als auch 

Setzungsrisse auftreten, die eine ganz normale Erscheinung sind und in der Regel keinen 

Mangel darstellen. 

Bei Bestellung von Einbaumöbeln beachten Sie bitte, dass geringe Maßabweichungen in den 

Wohnungen zulässig sind, Putzstärken in den Plänen nicht ausgewiesen werden und dass 

Wandverbauten an Außenwänden eine Störung des Klimahaushaltes, speziell an der 

Wandoberfläche, verursachen können, deren Folgeerscheinung Schimmelbildung durch 

mangelnde Luftkonvektion sein kann.  

Allgemein ist auch anzumerken, dass Möbelstücke grundsätzlich mindestens 5 cm zu 

Außenwandflächen zu distanzieren sind, um eine Luftkonvektion der warmen Raumluft in 

diesem Bereich zu ermöglichen. 

Revisionstürchen zu Wasser- und Heizungszähleinrichtungen, sowie vom Elektroverteilerschrank 

dürfen weder verstellt noch verbaut werden, d.h. sie müssen jederzeit zugänglich sein. 
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Ich/Wir bestätige(n) hiermit die Kenntnisnahme der Ausstattungsbeschreibung inklusive der 

Sonderwunschabwicklung für die Wohnung  

 

 

1120 Wien, Eichenstraße 2 / Hermann-Glück-Weg 6 – Top ….. 

 

 

Wien, ................................................ ........................................................................ 

                                                                            Unterschrift/en 







 

 

 

 

 

Die gemeinnützige Bauvereinigung  
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

in der Folge kurz Vermieterin genannt, schließt mit 

 

       

geboren am    

 

in der Folge (auch bei männlichen Mietern, Ehegatten oder sonstigen Partnern, welche eine einheitliche Miet-

partei bilden) kurz Mieterin genannt, den nachstehenden Mietvertrag ab. 

 

 

I. Mietobjekt und Mietvorgang 
 

1. Die Vermieterin ist grundbücherliche Eigentümerin der Liegenschaft EZ 2748, Grundbuch 01305 Meidling, 

mit der vorläufigen Adresse 

1120 Wien, Eichenstraße 2 / Hermann-Glück-Weg 6 

und errichtet auf dieser nach derzeitigem Planungsstand unter Zuhilfenahme von Förderungsmitteln des Landes 

Wien gemäß den Bestimmungen des Wiener Wohnbauförderungs- und Wohnhaussanierungsgesetzes (WWFSG) 

1989, LGBl 18/1989, und der Förderungszusicherungen des Amts der Wiener Landesregierung vom 12.11.2019, 

24.06.2021 und 24.08.2021, MA 50 - NF 971550/2018 - 162 Standard-Wohnungen, 82 Smart-Wohnungen, ein Ge-
schäftslokal, 13 Smart-Offices und 139 Garagenplätze. Weiters werden von der Vermieterin auf dieser Liegen-

schaft ein Geschäftslokal ohne Zuhilfenahme von Fördermitteln (kurz freifinanziertes Geschäftslokal), zwei Büros 

ohne Zuhilfenahme von Fördermitteln (kurz freifinanzierte Büros) und 18 Garagenplätze ohne Zuhilfenahme von 

Fördermitteln (kurz freifinanzierte Garagenplätze) errichtet. 

 

2. Gegenstand dieses Mietvertrags ist der Stellplatz Nummer  mit einem vorläufigen Nutzwert von 6. Die Ver-

mieterin vermietet hiermit diesen vorgenannten Stellplatz an die Mieterin, und die Mieterin mietet diesen von ihr. 
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Datum......................................…...……........................................ 

EURO ...........................................28,44.......................................... 

heimbau 

Gemeinnützige Bau-, Wohnungs- 
und Siedlungsgenossenschaft 
Reg. Genossenschaft m.b.H. 

Nr. der Aufschreibung .................................................................. 
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II. Mietzweck und Nutzung 
 

1. Der vorgenannte Stellplatz darf von der Mieterin nur zur Abstellung eines Personenkraftwagens zu privaten 

und nicht zu geschäftlichen Zwecken verwendet werden. Auf dem jeweils überlassenen Stellplatz darf nur ein 

betriebsfähiges und mit amtlichem Kennzeichen versehenes Fahrzeug abgestellt werden. 

 

2. Die Mieterin nimmt ausdrücklich zur Kenntnis, dass dieser Stellplatz kein Geschäftsraum im Sinne des Miet-

rechtsgesetzes (MRG) ist und dieses Mietverhältnis daher nicht den Bestimmungen des MRG, insbesondere auch 

nicht dessen Kündigungsschutzbestimmungen, unterliegt. 

 

3. Die Benutzung dieses Stellplatzes ist nur durch die Mieterin selbst bzw. durch mit ihr im gemeinsamen Haus-

halt lebende Angehörige zulässig. Jedwede Weitergabe dieses Stellplatzes ist ausgeschlossen. 

 

III. Mietdauer und Kündigung 
 

Das Mietverhältnis beginnt mit Übergabe des Mietobjekts bzw. mit Nichtübernahme trotz bestehender Übernah-

meverpflichtung gemäß IV.1. dieses Vertrags und wird auf unbestimmte Zeit abgeschlossen. Es kann von beiden 

Vertragsparteien unter Einhaltung einer zumindest zweimonatigen Kündigungsfrist jeweils zum Letzten eines Ka-

lendermonats ohne Angabe von Gründen aufgekündigt werden. 

 

IV. Übergabe und Übernahme 
 

1. Die Übergabe des Mietobjekts an die Mieterin wird voraussichtlich bis zum 31.03.2023 erfolgen. Der genaue 

Tag der Übergabe ist der Mieterin sechs Wochen vorher bekannt zu geben. Die Mieterin ist sodann verpflichtet 

das Mietobjekt zu übernehmen. Liegen Mängel vor, die der vertragsgemäßen Nutzung des Mietobjekts entge-

genstehen, ist die Mieterin berechtigt, die Übernahme zu verweigern. Geringfügige und unbehebbare Mängel, 

die einer Nutzung zum vereinbarten Vertragszweck nicht entgegenstehen, berechtigen die Mieterin nicht zur 

Verweigerung der Übernahme. Garantiert wird seitens der Vermieterin als spätester Übergabetermin im Sinne 

von § 4 Abs. 1 Z 5 Bauträgervertragsgesetz (BTVG) der 30.06.2023. 

 

2. Die Übergabe setzt die gänzliche Bezahlung sämtlicher fälligen Zahlungen (Rechtsgeschäftsgebühr und 

ev. Kaution) voraus. 

 

3. Die Mieterin wird anlässlich Übergabe zwei Einfahrtstorschlüssel und einen Handsender (in der Folge auch 

kurz Schlüssel) erhalten. Die Anfertigung weiterer Schlüssel (auch als Ersatz für etwaige verlorengegangene 

Schlüssel) bedarf der ausdrücklichen Zustimmung der Vermieterin. Sämtliche (auch weitere angefertigte) Schlüs-

sel sind bei Vertragsende an die Vermieterin zurückzustellen. Die exakte Anzahl an ausgegebenen Schlüsseln 

wird anhand eines Übernahmeprotokolls festgehalten. 

 
V. Laufendes Entgelt 
 

1. Das laufende Entgelt (Pauschalmietzins) für den Stellplatz beträgt pro Monat € 79,00 inklusive 20 % Umsatz-

steuer und ist ab Beginn des Mietverhältnisses jeweils am Fünften eines jeden Monats im vor hinein, abzugs- und 

kostenfrei auf das, von der Vermieterin bekannt gegebene Konto zu bezahlen. Für die Rechtzeitigkeit der Zah-

lung ist maßgebend, wann diese der Vermieterin zur Kenntnis gelangt. 
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Der Pauschalmietzins vermindert oder erhöht sich jährlich, jeweils in dem Maß, das sich aus dem Verhältnis des, 

von der Statistik Austria verlautbarten Verbraucherpreisindex 2015 oder des, an seine Stelle tretenden Index, 

jeweils für den Indexwert des Monats Juni des laufenden Jahres zum Indexwert für Juni des Vorjahres ergibt. Der 

so veränderte Pauschalmietzins gilt ab 1. Jänner des folgenden Jahres. Ausgangsbasis für diese Wertsicherung 

ist die zuletzt für Juni 2021 verlautbarte Indexzahl. Sollte der vorerwähnte Index nicht mehr verlautbart werden, 

so ist ein gleichartiger oder ähnlicher Nachfolgeindex als Vergleichsgrundlage heranzuziehen.  

 

Sollte eine Erhöhung des laufenden Entgelts im Ausmaß künftiger Veränderungen einzelner Entgeltbestandteile 

gemäß den jeweiligen gesetzlichen Bestimmungen oder eine Erhöhung zur Sicherung ausreichender Wirtschaft-

lichkeit oder eine Anpassung an das jeweilige ortsübliche oder angemessene Entgelt erforderlich sein, so ver-

pflichtet sich die Mieterin, die diesen Erhöhungen entsprechenden Mehrbeträge ab Wirksamwerden solcher 

Änderungen zu entrichten. 

 

Die verspätete Zahlung des laufenden Entgelts berechtigt die Vermieterin, pro Mahnung eine Gebühr von ei-

nem Zwölftel des Verwaltungskostensatzes gemäß § 6 Abs. 1 Entgeltrichtlinienverordnung (ERVO) zum WGG 1979 

(in der jeweils geltenden Fassung) sowie Verzugszinsen in Höhe von 6 % p.a. einzuheben. 

 

2. Festgehalten wird, dass Mitteilungen oder Erklärungen der Mieterin auf Zahlscheinen wegen deren maschi-

neller Bearbeitung nicht zur Kenntnis der Vermieterin gelangen. Allfällige derartige Mitteilungen sind daher nicht 

auf Zahlscheinen anzubringen, sondern gesondert an die Vermieterin zu richten. 

 

VI. Haus- bzw. Garagenordnung 
 

1. Die Mieterin verpflichtet sich zur Einhaltung der von der Vermieterin festgesetzten Hausordnung, sowie der 

für die Wohnhausanlage und deren Gemeinschaftseinrichtungen besonders getroffenen Benützungsbestim-

mungen. Ferner verpflichtet sich die Mieterin insbesondere 

• innerhalb der Wohnhausanlage bei Fahrten zum und vom Stellplatz Schritttempo einzuhalten, 

• die Ein-/Ausfahrt anderer Fahrzeuge nicht zu behindern, sowie die Gesundheit anderer Personen nicht zu ge-

fährden, 

• den Fahrzeugmotor im Stehen nicht länger laufen zu lassen, nicht zu hupen, und überhaupt jede vermeidbare 

Geräuschentwicklung oder sonstige Störung der übrigen Benützer der Anlage zu unterlassen, 

• den Stellplatz stets sauber zu halten und Abfälle jeder Art zu vermeiden bzw. zu entfernen, sowie die Stellplatz- 

und Rangierflächen überhaupt nicht zu beschmutzen oder zu beschädigen, 

• das Waschverbot von Kraftfahrzeugen auf allgemein genützten Teilen der Wohnhausanlage zu beachten und 

zu befolgen, 

• das Rauchen, Hantieren mit offenem Feuer und Licht, sowie die Vornahme jedweder Arbeiten, und die Lage-

rung jedweder, insbesondere brennbarer Gegenstände im Stellplatzbereich strikt zu unterlassen. 

 

2. Die Vermieterin haftet nicht für vorübergehende Störungen in der Benützbarkeit (z.B. bei vorübergehender 

Unmöglichkeit der Zu- und Abfahrt z.B. wegen Bauarbeiten, etc.). Eine Bewachung und Verwahrung des Fahr-

zeugs, seines Zubehörs sowie allfälliger im Fahrzeug befindlicher Gegenstände oder mit dem Fahrzeug in die 

Garage eingebrachter Sachen durch die Vermieterin erfolgt nicht und haftet diese daher auch nicht für Dieb-

stahl, Einbruch, Beschädigung durch Dritte, etc.. Die Vermieterin haftet vielmehr nur für Schäden, die von ihr 

oder von ihren Gehilfen vorsätzlich oder grob fahrlässig verursacht wurden. 
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VII. Rückstellung des Mietobjekts 
 

1. Bei Beendigung des Mietverhältnisses ist der Stellplatz der Vermieterin in gutem und brauchbarem Zustand, 

mit allen Schlüsseln und Handsendern, sowie geräumt von eigenen Fahrnissen der Mieterin zurückzustellen. 

 

2. Eine, über das Normalmaß - also eine bei schonendem, vertragskonformen Gebrauch sich ergebende - 

hinausgehende Abnützung oder Beschädigung ist von der Mieterin auf eigene Kosten wiederum zu beheben. 

Verloren gegangene Einfahrtstorschlüssel und Handsender werden auf Kosten der Mieterin wieder beschafft. 

 

3. Weiters nimmt die Mieterin zur Kenntnis, dass seitens der Vermieterin keine Haftung für zurückgelassene Ge-

genstände übernommen wird. 

 

VIII. Allgemeine Vertragsbestimmungen 
 

1. Soweit dieser Vertrag auf Mieterseite von mehreren Personen (z.B. Ehegatten) abgeschlossen wird, haften 

diese für die Einhaltung sämtlicher vertraglichen Verpflichtungen zur ungeteilten Hand. 

 

2. Zustellungen erfolgen an die, auf Seite 1 dieses Vertrags genannte Adresse. Die Mieterin ist verpflichtet, 

Änderungen ihrer Anschrift unverzüglich schriftlich bekanntzugeben, anderenfalls Schriftstücke auch dann als - 

rechtswirksam im Sinne des gegenständlichen Vertrags - zugestellt gelten, wenn sie an die, zuletzt bekanntge-

gebene Anschrift der Mieterin zugestellt wurden. 

 

Anlässlich Beendigung des Mietverhältnisses, ist die Mieterin verpflichtet, der Vermieterin ihre Zustelladresse be-

kannt zu geben. Gibt die Mieterin keine Zustelladresse bekannt, können Zustellungen aller Art weiterhin an die 

zuletzt bekannt gegebene Adresse der Mieterin erfolgen, mit der Wirkung, dass sie der Mieterin als zugekommen 

gelten. 

 

3. Die Rechtsgeschäftsgebühr gemäß § 33 TP 5 Gebührengesetz hat die Mieterin zu tragen. Die Mieterin hat 

diese Rechtsgeschäftsgebühr in Höhe von € 28,44 vor Unterfertigung des Vertrags erlegt. 

 

4. Dieser Vertrag wird in zwei Ausfertigungen errichtet, wovon je eine Ausfertigung, für die beiden Vertrags-

parteien bestimmt ist. 

 

 

Wien,  

 

        
.............................................................................................. ........................................................................................................................................ 

die Vermieterin die Mieterin 

 

 



Die gemeinnützige Bauvereinigung  
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
in der Folge kurz Vermieterin genannt, schließt mit 

 

       

geboren am    

 

in der Folge (auch bei männlichen Mietern, Ehegatten oder sonstigen Partnern, welche eine einheitliche Miet-
partei bilden) kurz Mieterin genannt, den nachstehenden Mietvertrag ab. 

 

 

I. Mietobjekt und Mietvorgang 
 

1. Die Vermieterin ist grundbücherliche Eigentümerin der Liegenschaft EZ 2748, Grundbuch 01305 Meidling, 
mit der vorläufigen Adresse 

1120 Wien, Eichenstraße 2 / Hermann-Glück-Weg 6 

und errichtet auf dieser nach derzeitigem Planungsstand unter Zuhilfenahme von Förderungsmitteln des Landes 

Wien gemäß den Bestimmungen des Wiener Wohnbauförderungs- und Wohnhaussanierungsgesetzes (WWFSG) 

1989, LGBl 18/1989, und der Förderungszusicherungen des Amts der Wiener Landesregierung vom 12.11.2019, 
24.06.2021 und 24.08.2021, MA 50 - NF 971550/2018 - 162 Standard-Wohnungen, 82 Smart-Wohnungen, ein Ge-
schäftslokal, 13 Smart-Offices und 139 Garagenplätze. Weiters werden von der Vermieterin auf dieser Liegen-

schaft ein Geschäftslokal ohne Zuhilfenahme von Fördermitteln (kurz freifinanziertes Geschäftslokal), zwei Büros 

ohne Zuhilfenahme von Fördermitteln (kurz freifinanzierte Büros) und 18 Garagenplätze ohne Zuhilfenahme von 
Fördermitteln (kurz freifinanzierte Garagenplätze) errichtet. 

 

Das vertragsgegenständliche Mietobjekt wurde im Rahmen der Förderungszusicherung MA 50 - NF 971550/2018 

mit einem Darlehen gemäß § 12 WWFSG 1989 i.V.m. § 3, § 6 und § 6aNeubauverordnung (Neubau-VO) 2007 
sowie mit einem Zuschuss nach § 6a und § 7 Abs. 2 Neubau-VO 2007 gefördert. 
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2. Die vorläufigen Nutzwerte (und Nutzflächen) der, von der Vermieterin errichteten Einheiten betragen: 

  Wohnungen Geschäftslokale Garagenplätze insgesamt 

• Standard (vorl. 12.037,37 m²) 11.115 - 588 11.703 

• Smart (vorl. 4.285,14 m²) 4.009 - 222 4.231 
• Geförd. Geschäftslokal (vorl. 206,41 m²) - 157 6 163 

• Geförd. Smart-Offices (vorl. 329,83 m²) - 362 18 380 

• Freifin. Geschäftslokal (vorl. 1.072,38 m²) - 1.054 42 1.096 

• Freifin. Büros (vorl. 2.293,47 m²) - 2.229 66 2.295 
 insgesamt sohin 15.124 3.802 942 19.868 

 

Die vorläufigen Nutzwerte wurden mit Gutachten vom 12.05.2021 des Ziviltechnikers Arch. Mag. Georg Friedler, 

1010 Wien, Salvatorgasse 10/5/17, ermittelt. Die Nutzwerte werden nach Baufertigstellung auf Basis der Bestands-
pläne gegebenenfalls neuerlich zu ermitteln sein. 

 

3. Die Vermieterin vermietet und die Mieterin mietet von ihr das, auf der zuvor angeführten Liegenschaft be-

findliche Mietobjekt, mit der Adresse , mit nachfolgenden, gemäß dem derzeitigen Planungsstand, vorläufigen 
Flächen: 

• Wohnnutzfläche   

 

Das Mietobjekt samt vorgenanntem Zubehör hat - gemäß dem unter I.2. genannten vorläufigen Nutzwertgut-
achten - einen vorläufigen Nutzwert von . 

 

4. Grundlage dieses Mietvertrags sind die nachstehenden, der Mieterin zumindest eine Woche vor Vertrags-
unterzeichnung übergebenen Unterlagen:  

• Förderungszusicherungen des Landes Wien, 

• ein Info-Kostenblatt, auf dem das laufende Entgelt, die Finanzierungsbeiträge und die Zahlungsfristen aus-

gewiesen sind (Beilage ./A), 
• Plan des vertragsgegenständlichen Mietobjekts (Beilage ./B), 

• Pläne der gewöhnlich nutzbaren Teile der Gesamtanlage (Allgemeinräume und -flächen), 

• Bau- und Ausstattungsbeschreibung (Grundausstattung) vom 05.10.2021, 

• Vertrag „Dienstleistungspaket zur Versorgung des Einzelkunden mit Wärme für Raumheizung, Wärme für 
Warmwasser, Kaltwasser und Kostenaufteilung sowie Verrechnung von Abwasser“ vom 22.06.2021 

• Servitutsverträge vom 26.08.2021 (Wiener Netze) und vom 01.02.2022 (Gesiba, Wigeba)  

• Energieausweis, 

 
Die Ausstattung des Mietobjekts erfolgt gemäß den Bestimmungen des WWFSG 1989 (§ 3, normale Ausstattung). 

 

5. Der Vermieterin bleibt das Recht vorbehalten, die Baupläne, Bauausführung und sonstige Ausgestaltung 

des Gebäudes und der Wohnhausanlage sowie der Außenanlagen aus bautechnischen oder bauabwicklungs-
technischen Gründen zu ändern, sofern 

• die öffentlich-rechtlichen, sohin insbesondere die baurechtlichen Erfordernisse eingehalten werden, 

• betreffend das Mietobjekt und die für die Mieterin nutzbaren Teile der Gesamtanlage weder die Zugänge, 
noch die Nutzung unzumutbar beeinträchtigt werden und die zugesagten Qualitäten und Funktionen er-

halten bleiben, 

• die Gesamtcharakteristik des Projektes gewahrt bleibt und 

• die Änderungen der Mieterin auch sonst zumutbar sind, besonders weil sie geringfügig und sachlich ge-
rechtfertigt sind. 



3 von 16, 41500 - 1120 Wien, Eichenstraße 2 / Hermann-Glück-Weg 6 - SMART-Wohnungen 

 

6. Die Benützung des, auf diesem Grundstück befindlichen Kinder- und Jugendspielplatzes (Bauplatz 1C) steht 

ebenso den Nutzerinnen und Nutzern der benachbarten Wohnhausanlagen der GESIBA Gemeinnützige Sied-

lungs- und Bauaktiengesellschaft (Bauplatz 1A) und der WIGEBA Wiener Gemeindewohnungs Baugesellschaft 

m.b.H. (Bauplatz 1B) zu. Dies gilt ebenso für die Benützung (Geh- und Fahrrechte) der, auf diesem Grundstück 

befindlichen Ein- und Ausfahrt der Tiefgarage. 

 

In diesem Zusammenhang wird klarstellend festgehalten, dass die Benützung jener Teilfläche des Kinder- und 

Jugendspielplatzes auf dem benachbarten Grundstück der GESIBA Gemeinnützige Siedlungs- und Bauaktien-

gesellschaft (Bauplatz 1A) ebenso den Nutzerinnen und Nutzern der Wohnhausanlage der "Heimbau" Gemein-

nützige Bau-, Wohnungs- u. Siedlungsgenossenschaft registrierte Genossenschaft mit beschränkter Haftung 

(Bauplatz 1C) zusteht. 

 

Die Benützung der, auf diesem Grundstück befindlichen Kindergartenfläche (Bauplatz 1C) steht ausschließlich 

den Nutzerinnen und Nutzern der benachbarten Wohnhausanlage der GESIBA Gemeinnützige Siedlungs- und 

Bauaktiengesellschaft (Bauplatz 1A) zu. 

 

7. Durch den öffentlichen Verkehr kann es zu Immissionen kommen. Wir weisen darauf hin, dass Immissionen 

(Schallimmissionen, Erschütterung, etc.), die der Bahn- und Straßenverkehr üblicherweise mit sich bringt (auch 
nach ständiger Rechtsprechung) als ortsüblich gelten und daher von der Mieterin zu dulden sind. 

 
8. Die Mieterin hat zustimmend zur Kenntnis genommen, dass die vertragsgegenständliche Wohnhausanlage 

als „offene“ Wohnhausanlage konzipiert wurde. Insbesondere wird keine Einfriedung zwischen den allgemeinen 

Teilen der Wohnhausanlage und dem öffentlichen Gut errichtet. 
 

 

II. Mietzweck und Nutzung 
 

1. Die Vermietung erfolgt zur Befriedigung des Wohnbedürfnisses der Mieterin und ihrer allfälligen naheste-

henden Personen (im Sinne des § 2 Z 11 WWFSG 1989), d.h. nicht zu geschäftlichen Zwecken. Nahestehende 
Personen im Sinne der vorgenannten Bestimmung sind: der Ehegatte, der eingetragene Partner, Verwandte in 

gerader Linie einschließlich der Wahlkinder, Verwandte im zweiten und dritten Grad der Seitenlinie und Ver-

schwägerte in gerader Linie und eine Person, die mit der Mieterin in einer in wirtschaftlicher Hinsicht ähnlich einer 

Ehe eingerichteten Haushaltsgemeinschaft lebt. Jede Änderung des Verwendungszwecks ist verboten.  
 

Jede Änderung dieses Verwendungszwecks bedarf aufgrund der Auflagen der Wohnbauförderung auch der 

vorherigen ausdrücklichen Zustimmung der Förderungsstelle (MA 50) sowie gegebenenfalls auch der Genehmi-

gung der Baubehörde (MA 37). 
 

Die Mieterin hat der Vermieterin weiters sämtliche Vorsteuernachteile (Vorsteuerberichtigung sowie Verlust des 

laufenden Vorsteuerabzugs) zu ersetzen, die der Vermieterin aus einer nicht genehmigten Widmungsänderung 
erwachsen, und haftet für sämtliche Ansprüche Dritter (wie etwa Mieter der vertragsgegenständlichen Wohn-

hausanlage), die gegenüber der Vermieterin infolge einer nicht genehmigten Widmungsänderung geltend ge-

macht werden. 

 
2. Jegliche (auch nur teilweise) Weitergabe des Mietobjekts - in welcher Form auch immer - ist verboten. 
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Dieses Weitergabeverbot bezieht sich auch auf eine etwaige Untervermietung und ist nur beschränkt durch die 

zugunsten der Mieterin zwingenden Regelungsgehalte der §§ 11 und 12 Mietrechtsgesetz (MRG). Nicht als Wei-

tergabe gilt allerdings die Mitbenutzung des Mietobjekts durch die im gemeinsamen Haushalt mit der Mieterin 

lebenden nahestehenden Personen (im Sinne des § 2 Z 11 WWFSG 1989) oder eine Abtretung der Mietrechte 
gemäß § 12 MRG. 

 

Die Mieterin hat, auch aufgrund förderungsrechtlicher Auflagen kein Recht, das Mietobjekt an Dritte weiter zu 

geben, sondern ist verpflichtet, das Mietobjekt bei Beendigung des Mietverhältnisses an die Vermieterin zurück-
zustellen. 

 

3. Neben dem mietvertragsgegenständlichen Mietobjekt samt Zubehör ist die Mieterin berechtigt, all jene 

Teile bzw. Einrichtungen der gegenständlichen Anlage, die zur gemeinsamen Benützung aller Mieter vorgese-
hen sind, mitzubenützen. Die Hausverwaltung ist berechtigt für Gemeinschaftsräume bzw. -einrichtungen, an-

gemessene Benützungszeiten festzusetzen. 

 

4. Die Mieterin hat dafür zu sorgen, dass durch sie oder sonstige Personen, denen sie den Zutritt zum Mietobjekt 
gestattet oder ermöglicht, keine ungebührliche, die sonstigen Bewohner der Anlage oder von Nachbarobjekten 

störende Lärmentwicklung erfolgt und alles Zumutbare zu unternehmen, um eine derartige Lärmentwicklung zu 

verhindern bzw. gegebenenfalls zu beseitigen. 

 
5. Die Benützung eines KFZ-Stellplatzes setzt den vorherigen Abschluss eines gesonderten Garagenmietver-

trags voraus. 

 

 
III. Mietdauer und Kündigung 
 

1. Das Mietverhältnis beginnt mit Übergabe des Mietobjekts bzw. mit Nichtübernahme trotz bestehender 

Übernahmeverpflichtung gemäß IV.1. und IV.5. dieses Vertrags und wird auf unbestimmte Zeit abgeschlossen. 
Es kann von beiden Vertragsparteien unter Einhaltung einer dreimonatigen Kündigungsfrist jeweils zum Letzten 

eines Kalendermonats aufgekündigt werden, jedoch durch die Vermieterin nur aus den im MRG genannten 

wichtigen Gründen.  

 
2. Als weiterer wichtiger Kündigungsgrund gemäß § 30 Abs. 2 Z 13 MRG wird die Nichtzahlung des vereinbar-

ten Finanzierungsbeitrages trotz Fälligkeit, Mahnung und Setzung einer Nachfrist von 14 Tagen vereinbart.  

 

3. Gemäß § 28 Wohnbauförderungsgesetz (WFG) 1984 liegt auch ein Kündigungsgrund vor, wenn die Mieterin 
ihre bisher zur Befriedigung ihres Wohnbedürfnisses regelmäßig verwendete Wohnung nicht binnen sechs Mo-

naten nach Bezug der geförderten Wohnung aufgegeben hat, es sei denn es liegt ausnahmsweise eine Zustim-

mung des Land Wien vor (eine derartige Zustimmung ist gemäß § 21 Abs. 3 WFG 1984 nur dann zulässig, wenn 

der Mieter die Wohnung aus beruflichen Gründen für sich selbst dringend benötigt oder wenn Verwandte in 
gerader Linie die Wohnung zur Befriedigung ihres dringenden Wohnbedürfnisses regelmäßig verwenden und 

eine Abtretung des Mietrechts an diese Personen gemäß § 12 MRG nicht in Betracht kommt). 

 
4. Die Vermieterin ist weiters (wichtige Kündigungsgrunde gemäß § 30 Abs. 2 Z 13 MRG aufgrund drohender 

Nachteile für die Vertragsparteien, wie insbesondere Verlust der Förderung infolge von Verstößen gegen die 

Bestimmungen des WWFSG 1989 bzw. gegen die Bedingungen der Förderungszusicherung der MA 50) berech-

tigt das Mietverhältnis aufzukündigen: 
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• Wenn die Mieterin Rechte an einer anderen geförderten Wohnung erwirbt, die Kündigung der Mieterin 

schriftlich angedroht wurde und innerhalb von 6 Monaten ab Androhung die Mieterin das Recht an der 

anderen geförderten Wohnung nicht aufgegeben hat. Eigentums- oder Mietrechte an ungeförderten oder 

gefördert sanierten Wohnungen, die auf Grund ihrer Entfernung zur Wiener Arbeitsstätte der Mieterin auf 
Dauer gesehen ungeeignet sind, zur Befriedigung des dringenden Wohnbedürfnisses regelmäßig verwen-

det zu werden, müssen nicht aufgegeben werden. 

• Wenn das Mietobjekt weder von der Mieterin noch von den ihr nahestehenden Personen (im Sinne des § 2 

Z 1 WWFSG 1989) oder von ihren Dienstnehmern zur Befriedigung ihres dringenden Wohnbedürfnisses regel-
mäßig verwendet wird, es sei denn, es handelt sich um eine vorübergehende Abwesenheit wegen Krank-

heit, zu Erholungs-, Kur- oder Unterrichtszwecken oder aus zwingenden beruflichen Gründen. 

• Wenn die Mieterin betreffend den Nachweis ihrer Förderungswürdigkeit unvollständige oder unrichtige An-

gaben über ihr Einkommen, ihre persönlichen Verhältnisse und/oder die Anzahl der einziehenden Personen 
gemacht hat und sie nach den wahren Verhältnissen die Förderung nicht erhalten hätte bzw. nicht förde-

rungswürdig gewesen wäre. 

 

 

IV. Übergabe und Übernahme 
 
1. Die Übergabe des Mietobjekts an die Mieterin wird voraussichtlich bis zum 31.03.2023 erfolgen. Der genaue 

Tag der Übergabe ist der Mieterin sechs Wochen vorher bekannt zu geben. Die Mieterin ist sodann verpflichtet 

das Mietobjekt zu übernehmen. Liegen Mängel vor, die der vertragsgemäßen Nutzung des Mietobjekts entge-

genstehen, ist die Mieterin berechtigt, die Übernahme zu verweigern. Geringfügige und unbehebbare Mängel, 
die einer Nutzung zum vereinbarten Vertragszweck nicht entgegenstehen, berechtigen die Mieterin nicht zur 

Verweigerung der Übernahme. Garantiert wird seitens der Vermieterin als spätester Übergabetermin im Sinne 

von § 4 Abs. 1 Z 5 Bauträgervertragsgesetz (BTVG) der 30.06.2023. 

 
2. Die Übergabe setzt die gänzliche Bezahlung sämtlicher fälligen Zahlungen, insbesondere des vereinbarten 

Finanzierungsbeitrags voraus. 

 
3. Über die Übergabe des Mietobjekts ist ein Protokoll anzufertigen. In diesem Protokoll sind etwaige Mängel 

der, von der Vermieterin zu erbringenden Ausführung bzw. Ausstattung festzuhalten. Die Behebung dieser Män-

gel wird die Vermieterin baldmöglichst veranlassen. 

 
4. Die Mieterin wird anlässlich Übergabe fünf idente Wohnungsschlüssel und zwei Chipkarten erhalten (sämt-

liche in der Folge kurz Schlüssel genannt). Die Anfertigung weiterer Schlüssel (auch als Ersatz für etwaige verlo-

rengegangene Schlüssel) bedarf der ausdrücklichen Zustimmung der Vermieterin. Sämtliche (auch weitere an-

gefertigte) Schlüssel sind bei Vertragsende an die Vermieterin zurückzustellen. Die exakte Anzahl an ausgege-
benen Schlüsseln wird anhand eines Übernahmeprotokolls festgehalten. 

 

5. Führt die Mieterin die Übernahme des Mietobjekts trotz schriftlicher Aufforderung aus einem, von ihr zu ver-

tretenden Grund nicht durch oder ist die Übergabe mangels Bezahlung des Finanzierungsbeitrages nicht durch-
führbar, so gilt sie dennoch mit Ablauf des Tages der angebotenen Übergabe durch die Vermieterin als erfolgt 

und beginnt das Mietverhältnis mit dem auf den, der angebotenen Übergabe folgenden Tag und nicht erst mit 

dem Tag der tatsächlichen Übergabe (Punkt III. 1.). 
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V. Aufteilungsschlüssel, Finanzierungsbeitrag und laufendes Entgelt 
 

1. Zu den vorläufigen Nutzwerten auf Basis des Vorgutachtens vgl. unter I.2. und I.3.. 
 

2. Die Mieterin hat die Herstellungskosten des Mietobjekts zu tragen, welche nach den Bestimmungen des 

Wohnungsgemeinnützigkeitsgesetzes (WGG)  und des WWFSG 1989 zu ermitteln sind und sich aus den, auf das 

gegenständliche Mietobjekt entfallenden anteiligen Grund- und Grundnebenkosten inkl. Aufschließungskosten 
(in der Folge kurz Grundkosten genannt) sowie den Baukosten inklusive den sonstigen Kosten, soweit diese für 

die Errichtung und Bewohnbarmachung der Baulichkeit erforderlich waren (wie z.B. auch den Bauverwaltungs- 

und Finanzierungskosten - in der Folge kurz Baukosten genannt), errechnet haben. Weiters hat die Mieterin die 
Aufwendungen für die Bewirtschaftung der Baulichkeit sowie, unter Berücksichtigung ordnungsmäßiger Wirt-

schaftsführung, auf Basis der Grundsätze des WGG (insbesondere dessen § 23), einen Beitrag zur Deckung deren 

Kosten und zur Bildung von Rücklagen zu tragen.  

 
3. Die auf die geförderten Einheiten entfallenden Grundkosten werden im Verhältnis des Nutzwerts des ein-

zelnen geförderten Mietgegenstands zu den Nutzwerten sämtlicher, von der Vermieterin auf der Liegenschaft 

errichteten geförderten Einheiten (Wohnungen, geförderte Geschäftslokale und Smart-Offices sowie zugehö-

rige Garagenplätze - vgl. dazu I. 2.) aufgeteilt. Die anteiligen Grundkosten wurden auf Basis der Berechnungs-
grundlagen vom 28.09.2021 ermittelt und werden, nach Baufertigstellung aufgrund der endgültigen Kosten und 

einer gegebenenfalls notwendigen neuerlichen Nutzwertermittlung noch entsprechend zu korrigieren sein. Die 

Mieterin hat keinen Finanzierungsbeitrag für Grundkosten zu leisten - der Kapitaldienst gemäß § 14 Abs. 1 Z 3 

WGG für die anteiligen Grundkosten ist im laufenden Entgelt enthalten. 
 

Die Baukosten wurden auf Basis der seinerzeitigen Einreichgrundlagen bzw. der vorgenannten Berechnungs-

grundlagen ermittelt und werden nach Baufertigstellung aufgrund der endgültigen Kosten und einer gegebe-

nenfalls notwendigen neuerlichen Nutzflächenermittlung und endgültigen Nutzwertberechnung noch entspre-
chend zu korrigieren sein. Die Aufteilung der Baukosten erfolgt - abgesehen von den Sonderkosten einzelner 

Einheiten - wiederum im Verhältnis des Nutzwerts des einzelnen Mietgegenstands zu den Nutzwerten sämtlicher,  

von der Vermieterin auf der Liegenschaft errichteten Einheiten. Für die Aufteilung der Finanzierungsmittel gelten 
folgende Ausnahmen von diesem Aufteilungsschlüssel: 

• die geleisteten Baukostenbeiträge kommen den jeweiligen Mietobjekten zu Gute, für die diese Finanzie-

rungsbeiträge auch geleistet wurden,  

• das Darlehen des Landes Wien gemäß § 6 Neubau-VO 2007 (Superförderung) dient ausschließlich der Fi-
nanzierung von Smart-Wohnungen, 

• das Darlehen des Landes Wien gemäß § 6a Neubau-VO 2007 dienst ausschließlich der Finanzierung von 

Smart-Wohnungen, 

• der Baukostenzuschuss des Landes Wien gemäß § 6a Neubau-VO 2007 wird nur auf die Smart-Wohnungen 
aufgeteilt, 

• der Baukostenzuschuss des Landes Wien gemäß § 7 Abs. 2 Neubau-VO 2007 wird nur auf die Wohnungen 

(Standard und Smart) aufgeteilt. 
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Die Mieterin hat vor Übernahme des Mietobjekts entsprechend den im Info-Kostenblatt (vgl. I.4., Beilage ./A) 

bekanntgegebenen Zahlungsfristen einen Finanzierungsbeitrag zu leisten. Aufgrund der Vorschriften des WGG 

werden folgende Daten festgehalten: 

• Datum des Erstbezugs: Dieser wird mittels gesondertem Schreiben festgehalten (vgl. IV.1.). 
• Im Zusammenhang mit dem erstmaligen Bezug des vertragsgegenständlichen Mietobjekts sind zu leisten: 

• ein vorläufiger Grundkostenbeitrag i.H.v.  €   

• ein vorläufiger Baukostenbeitrag i.H.v.  €    

• insgesamt daher für das Mietobjekt €   
 

Der anteilige Finanzierungsbeitrag wurde auf Basis der bereits genannten Berechnungsgrundlagen ermittelt und 

wird, nach Baufertigstellung aufgrund der endgültigen Kosten und einer gegebenenfalls notwendigen neuerli-

chen Nutzwertermittlung - wie vorstehend beschrieben - noch entsprechend zu korrigieren sein. Eine diesbezüg-
liche Nach- oder Rückzahlung des geleisteten Finanzierungsbeitrags hat sodann binnen 1 Monat nach Legung 

der Endabrechnung an die Mieterin zu erfolgen. 

 

Im Falle der Auflösung dieses Mietvertrags erfolgt eine Rückzahlung des geleisteten Finanzierungsbeitrags nach 
Maßgabe und der Berechnungsmethodik des § 17 WGG. 

 

4. Die Berechnung des Mietzinses für das Mietobjekt samt Zubehör erfolgt nach den Bestimmungen des WGG 

unter Berücksichtigung der ERVO zum WGG in der jeweils gültigen Fassung und es gelten die nach diesen Best-
immungen jeweils zulässigen Höchstsätze hiermit als vereinbart. Dies inklusive einer 2 %-igen Rücklagenkompo-

nente gemäß § 14 Abs. 1 Z 8 WGG sowie eines hiermit ebenfalls vereinbarten Erhaltungs- und Verbesserungsbei-

trags gemäß § 14 Abs. 1 Z 5 i.V.m. § 14d Abs. 2 WGG (wertgesichert gemäß § 14d Abs. 2 WGG), abgesenkt auf 
€ 0,24578 je Nutzwert und Monat für die ersten 36 Monate ab Erstbezug der Wohnhausanlage (danach - spätes-

tens ab 01.07.2026 - wird auf den wertgesicherten, gesetzlichen Höchstwert angehoben). Für die Berechnung 

des Erhaltungs- und Verbesserungsbeitrags gilt, dass zunächst die Summe der Erhaltungs- und Verbesserungs-

beiträge für die gesamte Wohnhausanlage auf Basis der Nutzflächen sämtlicher Wohnungen, Büros und Ge-
schäftslokale ermittelt und dann auf diese Mietobjekte im Verhältnis deren Nutzwerte aufgeteilt wird. 

 

Der Betrag für die Abstattung (Tilgung, Verzinsung) der Darlehen und eines allfälligen Eigenmitteleinsatzes der 

Vermieterin gemäß § 14 Abs. 1 Z 1 bis 3 WGG beträgt für den Zeitpunkt des Bezugs monatlich € 4,20 je m² Wohn-
nutzfläche für die Smart-Wohnungen. Der auf diese Wohnungen entfallende Anteil wird sodann in weiterer Folge 

im Verhältnis der Nutzwerte dieser Mietobjekte aufgeteilt.  Dieser Betrag erhöht sich, ab Erstbezug der Wohn-

hausanlage jährlich, jeweils um 2,5 % - jeweils ab 01.01. eines jeden Jahres, erstmals zum 01.01.2024. Sollte aller-

dings die Erhöhung des von der Statistik Austria verlautbarten Verbraucherpreisindex 2015 (VPI) oder des an 
seine Stelle tretenden Index, jährlich jeweils für den Indexwert des Monats Juni (Ausgangsbasis hierfür ist die 

zuletzt für Juni des Jahres der Übergabe verlautbarte Indexzahl), mehr als 2,5 % betragen, so gelangt die Stei-

gerung des VPI zur Vorschreibung. Der jeweils zum 01.01. jedes Jahres ermittelte Wert bildet die Ausgangsbasis 

für die weitere Erhöhung zum 01.01. des jeweils folgenden Jahres. Sollte der vorerwähnte Index (VPI) nicht mehr 
verlautbart werden, so ist ein gleichartiger oder ähnlicher Nachfolgeindex als Vergleichsgrundlage heranzuzie-

hen. 

 
Die Zinsen der eingesetzten Eigenmittel der Vermieterin gemäß § 14 Abs. 1 Z 3 WGG für Grundkosten werden 

derzeit lediglich mit einer Verzinsung von 1,95588 % eingehoben. Die Vermieterin ist allerdings in weiterer Folge 

berechtigt die Zinsenvorschreibung auf den gesetzlichen Höchstwert gemäß § 14 Abs. 1 Z 3 WGG (derzeit 3,5 %) 
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- in der jeweils aktuell geltenden Fassung des WGG - anzuheben (dies sowohl sukzessive (z.B. auch durch lau-

fende, jährliche Anhebungen) bis der Höchstwert erreicht ist als auch durch eine einmalige Anhebung auf den 

Höchstwert). 

 

Aufgrund der Bestimmungen des WGG  (Kostendeckungsprinzip gemäß § 14 WGG ) kann es, abweichend von 

der Bindung des Betrags für die Abstattung der Finanzierungsmittel an eine Indexierung (entsprechend der zuvor 

gemachten Definition), auch während des aufrechten Mietverhältnisses zu Veränderungen des zuletzt genann-
ten Betrags kommen, wenn sich die rechtlichen und/oder wirtschaftlichen Rahmenbedingungen derart ändern, 

dass die Verzinsung und/oder Tilgung der Finanzierungsmittel nicht mehr gewährleistet oder die Finanzierung 

nicht mehr aufrechterhalten werden kann oder die Wohnbauförderung eine andere als die hier vereinbarte 
Abstattung der Finanzierungsmittel bestimmt. 

 

Nach gänzlicher oder teilweiser Tilgung der, zur Finanzierung der Baulichkeit in Anspruch genommenen Mittel, 

ist die Vermieterin berechtigt, die bisher im laufenden Entgelt verrechneten Beträge gemäß § 14 Abs. 1 Z 1 bis 3 
WGG weiterhin einzuheben, wobei die Bestimmungen und Beschränkungen des WGG in der dann jeweils gel-

tenden Fassung (derzeit § 14 Abs. 7 WGG und § 14 Abs. 7a WGG) zu berücksichtigen sind. 

 

Der Betrag für die Rückzahlung (Tilgung) des Darlehens gemäß § 6 Neubau-VO 2007 gelangt zusätzlich zur Vor-
schreibung und wird nicht auf sämtliche Mietgegenstände aufgeteilt, sondern lediglich auf die Smart-Wohnun-

gen im Verhältnis deren Nutzwerte. Die Einhebung erfolgt in Höhe der, von der Förderungswürdigkeit der jeweils 

betroffenen Mieter, abhängigen Abstattungsbeträge: 

• Für die Tilgung des Darlehens ist ein Rückzahlungsbetrag von € 0,70 je Nutzwert und Monat vorgesehen. 
• Werden die Einkommensgrenzen nach der Verordnung der Wiener Landesregierung über die Gewährung 

von Eigenmittelersatzdarlehen, LGBl 22/1998 für ein Eigenmittelersatzdarlehen im Ausmaß von 7,5 % der an-

gemessenen Gesamtbaukosten nicht überschritten, reduziert sich dieser Rückzahlungsbetrag für die be-

troffenen Mieter auf die Hälfte und beträgt dem gemäß € 0,35 je Nutzwert und Monat. 
• Der Rückzahlungsbetrag entfällt, solange die betroffenen Mieter die Einkommensgrenzen für ein Eigenmit-

telersatzdarlehen im Ausmaß von 12,5 % der angemessenen Gesamtbaukosten nicht überschreiten. 

Die Förderungswürdigkeit (Familieneinkommen und Haushaltsgröße) sind alle 5 Jahre ab Gewährung des Darle-
hens zu überprüfen. Die Mieterin verpflichtet sich zur Erbringung der notwendigen Nachweise nach Aufforde-

rung durch die Vermieterin bzw. durch das Amt der Wiener Landesregierung (MA 50). Die Mieterin nimmt zustim-

mend zur Kenntnis, dass sich im Falle einer Änderung des Einkommens der Betrag für die Abstattung entspre-

chend den förderungsrechtlichen Bestimmungen verändert. Die Zinsen für den aushaftenden Darlehensbetrag 
sind zusätzlich zum Rückzahlungsbetrag zu leisten. 

 

Ergeben sich anlässlich der Kosten- und Flächenprüfung der MA 25 und der endgültigen Nutzwertberechnung 

für die Wohnhausanlage Abweichungen von den vorgenannten vorläufigen Berechnungsdaten wie vorstehend 
ausgeführt, so wird gemeinsam mit der Endabrechnung des Finanzierungsbeitrages (V. 3. vorletzter Absatz) auch 

der Betrag für die Abstattung (Tilgung, Verzinsung) der eingesetzten Darlehen  und eines allfälligen Eigenmitte-

leinsatzes der Vermieterin gemäß § 14 Abs. 1 Z 1 bis 3 WGG  (V.4. zweiter Absatz) entsprechend neu berechnet 

bzw. berichtigt. Allfällige - für den Zeitraum zwischen Beginn des Mietverhältnisses und Endabrechnung - daraus 
resultierende Nachzahlungen durch die Mieterin bzw. Rückzahlungen an die Mieterin haben innerhalb von 1 

Monat ab der diesbezüglichen Rechnungslegung zu erfolgen. 

 

Zum laufenden Entgelt gehören auch die anteiligen - zunächst von der Vermieterin zu zahlenden - laufenden 
Betriebskosten im Sinne des MRG (wozu auch die Kosten angemessener Versicherungen des Hauses gegen 
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Haftpflicht, Feuer und Leitungswasser zählen), die Verwaltungskosten in Höhe des jeweils höchstzulässigen Be-

trags gemäß § 6 ERVO zum WGG  und die anteiligen Kosten des Betriebs der Gemeinschaftsanlagen sowie 

anteilige öffentliche Abgaben gemäß § 14 Abs. 1 Z 6 und 7 i.V.m. § 20 Abs. 1 Z 1 WGG . Für diese Kosten wird 

eine Aufteilung im Verhältnis des Nutzwerts des vertragsgegenständlichen Mietobjekts zu den Nutzwerten sämt-
licher Wohnungen, Büros, Geschäftslokale und Garagenplätze vereinbart. Zur Deckung dieser Kosten werden 

monatliche Akonti gegen jährliche Abrechnung (Jahrespauschalverrechnung gemäß § 21 Abs. 3 MRG) vorge-

schrieben.  

 
Sofern sich die Nutzwerte für die Verrechnung der laufenden Betriebskosten, die Verwaltungskosten und die 

anteiligen Kosten des Betriebs der Gemeinschaftsanlagen sowie anteilige öffentliche Abgaben nach Baufertig-

stellung noch gemäß der endgültigen, auf den bauordnungsgemäßen Bestandsplänen basierenden Nutzwert-

berechnung verändern, ist die Verrechnung sodann ab der folgenden Abrechnungsperiode auf diesen neuen 
Nutzwertschlüssel umzustellen. Die Abrechnung der Vorperioden bleibt jedoch von dieser Umstellung unberührt. 

 

Die Mieterin stimmt zu, dass von der Vermieterin über die oben erwähnten Versicherungen (Brandschaden (Feu-

erversicherung), gesetzliche Haftpflicht des Hauseigentümers (Haftpflichtversicherung) und die Versicherung 
gegen Leitungswasserschäden einschließlich Korrosionsschäden) hinausgehende angemessene Versicherun-

gen des Hauses gegen Sturmschäden abgeschlossen und die diesbezüglichen Versicherungsprämien der Mie-

terin anteilig als Betriebskosten verrechnet werden, sofern die Mehrheit der Hauptmieter der Liegenschaft - be-

rechnet nach der Anzahl der vermieteten Mietgegenstände - dem zustimmt bzw. zugestimmt hat. Entspre-
chende Schadensfälle werden sohin aus diesen Versicherungen gedeckt. Festgehalten wird, dass die Mieterin 

aufgrund der gesetzlichen Regelung des § 21 Abs. 1 Z 6 MRG auch dann, den auf ihr Mietobjekt entfallenden 

Anteil der verkehrsüblichen Prämienvorschreibungen für die letztgenannten Versicherungen gegen Sturmschä-
den als Nebenkosten zu tragen hat, falls zwar nicht sie, wohl aber die Mehrheit der Hauptmieter des Hauses - 

berechnet nach der Anzahl der vermieteten Mietgegenstände - dem Abschluss zustimmt bzw. zugestimmt hat. 

 

Die Beheizung und Wassererwärmung erfolgt durch eine im Objekt befindliche, zentrale Fernwärmestation. Die 
Vermieterin gliedert die Verrechnung und Bezahlung der Heiz- und Wasserkosten (Warm-, Kalt- und Abwasser), 

sowie der anfallenden Mess- und Verrechnungskosten an die Wien Energie GmbH (in der Folge kurz Wien Energie 

genannt) aus. Die Aufteilung der vorgenannten Kosten, deren Verrechenbarkeit und Verrechnung sowie die 

Regelung der in diesem Zusammenhang stehenden Rechte, Pflichten, Art der Messung, etc. erfolgen gemäß 
der Vereinbarung mit dem Einzelkunden betreffend die Verrechnung von Raumheizung und Warmwasser sowie 

die Verbrauchsaufteilung und Verrechnung von Kalt-/Abwasser jeweils der Wien Energie zwischen der Mieterin 

und der Wien Energie. Für gegebenenfalls von der Wien Energie nicht direkt mit der Mieterin, sondern - direkt 

oder indirekt - an die Vermieterin verrechnete Heiz- und Wasserkosten (Warm-, Kalt- und Abwasser) für Gemein-
schaftseinrichtungen und Allgemeinbereiche erfolgt die Verrechnung und Aufteilung dieser Kosten an bzw. auf 

die Mieter im Verhältnis der Nutzwerte der, von der Vermieterin errichteten Wohnungen und des Geschäftslokals. 

 

5. Zum laufenden Entgelt gehört überdies die, auf die Beträge gemäß V.3. und V.4. entfallende Umsatzsteuer 
in der jeweiligen gesetzlichen Höhe. 
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6. Das laufende Entgelt für das Mietobjekt samt Zubehör beträgt auf Basis der, derzeitig der Berechnung des 

Entgelts zugrunde liegenden Beträge, bis zu einer Änderung dieser Berechnungsgrundlage, inklusive eines Akon-

tos auf die laufenden Betriebs- und Verwaltungskosten sowie die öffentlichen Abgaben und der Umsatzsteuer: 

 
Betrag für die Abstattung (Tilgung und  

Verzinsung) der eingesetzten Darlehen/Eigenmittel der GBV  

(§ 14 Abs. 1 Z 1 bis 3 WGG) €   

Tilgung Landesdarlehen Superförderung €   

Verzinsung Landesdarlehen Superförderung €  

Erhaltungs- und Verbesserungsbeitrag (§ 14 Abs. 1 Z 5 WGG) €  

2 % Rücklage (§ 14 Abs. 1 Z 8 WGG) €  

Betriebskosten inkl. Gemeinschaftsanlagen  

und öffentliche Abgaben (§14 Abs. 1 Z 7 WGG) €  

Verwaltungskosten (§ 14 Abs. 1 Z 6 WGG) €  

Umsatzsteuer €  

monatliches Gesamtentgelt bei Bezug: €  

 
Ändern sich die, der Berechnung des laufenden Entgelts zugrunde gelegten Beträge, so ändert sich unter Be-

rücksichtigung der vorstehenden Bestimmungen dementsprechend auch das laufende Entgelt. Das laufende 

Entgelt wurde auf Basis der genannten Berechnungsgrundlagen vor Fertigstellung ermittelt und werden diese - 

und damit einhergehend auch das laufende Entgelt - nach Baufertigstellung gegebenenfalls auf Basis der Be-
standpläne oder einer neuerlichen Nutzwertermittlung noch entsprechend zu korrigieren sein. 

 

Die Mieterin wird darüber informiert, dass es sowohl aufgrund der Bestimmungen des WGG als auch der Wohn-

bauförderung während des Nutzungsverhältnisses zu Veränderungen des laufenden Entgelts (sowohl nach 
oben als auch nach unten) kommen kann. Diese Schwankungen können sich beispielsweise ergeben aus:  

 

• Änderungen der Zinssätze der Finanzierungsdarlehen oder des Eigenmittelzinssatzes 
• Steigerung der Annuität  

• Änderungen des Erhaltungs- und Verbesserungsbeitrags 

• Änderungen der Betriebs- oder Verwaltungskosten 

• Änderung der gesetzlichen Umsatzsteuer 
• Änderung von Gesetzen oder Verordnungen 

• Änderung der Nutzflächen oder der Nutzwerte 

 

7. Das laufende Entgelt ist von der Mieterin ab Beginn des Mietverhältnisses (III. dieses Vertrags), jeweils am 
Fünften eines jeden Monats im vor hinein, abzugs- und kostenfrei auf das, von der Vermieterin bekannt gege-

bene Konto einzuzahlen. Die verspätete Zahlung der Miete berechtigt die Vermieterin, pro Mahnung eine Ge-

bühr von einem Zwölftel des Verwaltungskostensatzes gemäß § 6 Abs. 1 ERVO zum WGG, (in der jeweils gelten-

den Fassung) sowie Verzugszinsen in Höhe von 6 % p.a. einzuheben. 
 

8. Festgehalten wird, dass Mitteilungen oder Erklärungen der Mieterin auf Zahlscheinen wegen deren maschi-

neller Bearbeitung nicht zur Kenntnis der Vermieterin gelangen. Allfällige derartige Mitteilungen sind daher nicht 

auf Zahlscheinen anzubringen, sondern gesondert an die Vermieterin zu richten. 
 

Eine Aufrechnung etwaiger Gegenforderungen der Mieterin gegen das laufende Entgelt wird - ausgenommen 
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die Vermieterin ist zahlungsunfähig, die Gegenforderungen der Mieterin stehen im rechtlichen Zusammenhang 

mit dem Entgelt oder die Gegenforderungen der Mieterin wurden gerichtlich festgestellt oder von der Vermie-

terin anerkannt -  ausdrücklich ausgeschlossen. 

 
 

VI. Zustand, Erhaltung und Veränderungen des Mietobjekts 
 
1. Das Mietobjekt wird anlässlich Übergabe im Zuge einer gemeinsamen Begehung besichtigt und allfällige 

von der Vermieterin noch zu behebende sichtbare Mängel werden in einem Übergabeprotokoll festgehalten. 

 
Der Mieterin ist bekannt, dass das Mietobjekt nicht barrierefrei (im Sinne des Bundes-Behindertengleichstellungs-

gesetztes - BGStG) zugänglich bzw. ausgestaltet ist. Die Vertragsparteien halten einvernehmlich fest, dass die 

fehlende Barrierefreiheit keine (auch keine teilweise) Unbrauchbarkeit des Mietobjektes darstellt. Die Barriere-

freiheit des Mietobjektes gemäß BGStG wird somit seitens der Vermieterin nicht zugesichert. 
 

2. Die Mieterin verpflichtet sich, das Mietobjekt samt mitvermieteten Einrichtungen (insbesondere auch die im 

Objektinneren gelegenen Licht-, Wasser- und Beheizungsleitungen sowie Sanitär- und (Be-)Lüftungsanlagen ver-

tragsgemäß und schonend zu benützen sowie auf Vertragsdauer und auf ihre eigenen Kosten so zu warten und, 
soweit es sich nicht um die Behebung ernster Schäden des Hauses oder um die Beseitigung einer vom Mietge-

genstand ausgehenden erheblichen Gesundheitsgefährdung handelt, so instand zu halten, dass der Vermiete-

rin und den anderen Mietern der Anlage kein Nachteil erwächst. 

 
Die Instandhaltungsverpflichtung der Vermieterin ist auf die zwingenden gesetzlichen Bestimmungen (§ 14a Abs. 

2 WGG) beschränkt. Schäden, deren Behebung der Vermieterin obliegen, sind dieser unverzüglich anzuzeigen. 

Sofern deshalb die Vornahme von Arbeiten zur Behebung derartiger Schäden notwendig wird, ist die Mieterin 

bei sonstigem Schadenersatz verpflichtet, die Vermieterin über diesbezügliche Schäden unverzüglich in Kenntnis 
zu setzen. 

 

Das Mietobjekt ist regelmäßig zu lüften und in der kalten Jahreszeit zu beheizen. Die Mieterin haftet ferner für alle 
Schäden, die aus einem unsachgemäßen oder vertragswidrigen Gebrauch des Mietobjekts oder aus mangeln-

der Wartung durch schuldhaftes Verhalten der Mieterin, ihrer Mitbewohner oder ihr sonst zurechenbarer Perso-

nen entstehen. Behebt die Mieterin derartige Beschädigungen trotz Aufforderung innerhalb gesetzter Frist nicht, 

ist die Vermieterin berechtigt, die erforderlichen Arbeiten unter Berücksichtigung der berechtigten Interessen 
der Mieterin gemäß § 8 Abs. 2 MRG auf deren Kosten im Wege einer Ersatzvornahme durchführen zu lassen. 

 

Die Mieterin ist verpflichtet, Ausbesserungen und bauliche Maßnahmen der Vermieterin am Mietobjekt o-

der - unter Benutzung des Mietobjekts - an den sonstigen Gebäudebereichen zu dulden, sofern durch die Vor-
nahme dieser Maßnahmen ihre Interessen nicht unzumutbar beeinträchtigt werden (z.B. wesentliche Erschwe-

rung der Ausübung der Mietrechte). Die Vermieterin verpflichtet sich, die Durchführung derartiger Arbeiten der 

Mieterin - ausgenommen bei Gefahr im Verzug - rechtzeitig vorher schriftlich anzuzeigen. 

 
3. Allfällige, von der Mieterin beabsichtigte wesentliche bauliche Veränderungen des Mietobjekts bzw. Än-

derungen oder Ergänzungen der Ausstattung hat die Mieterin der Vermieterin vorab anzuzeigen und deren 

Zustimmung (dies gilt auch für allfällige Änderungen der beheizbaren Nutzfläche) abzuwarten. Lehnt die Ver-

mieterin nicht innerhalb von zwei Monaten nach Zugang der Anzeige ab, so gilt die Zustimmung als erteilt. Un-
wesentlich und daher nicht zustimmungsbedürftig sind Änderungen, die geringfügig, nicht erheblich und leicht 
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wieder zu beseitigen, schutzwürdigen Interessen der Vermieterin, wie insbesondere die Substanz oder das äu-

ßere Erscheinungsbild des Hauses oder die Interessen der anderen Mieter der Wohnhausanlage, nicht wider-

sprechen und Bestand und Wert des Mietobjekts nicht beeinträchtigen können (wie etwa das Ausmalen der 

Wände in üblichen Farben (somit z.B. nicht in schwarz), die Änderung der Boden- oder Wandbeläge oder die 
Montage von handelsüblichen Regalen, Handtuch- oder Seifenhaltern).  

 

Ungeachtet dessen, so ferne nicht die Voraussetzungen des § 9 Abs. 2 MRG erfüllt sind, sind sämtliche Verände-

rungen durch die Mieterin immer an dessen Verpflichtung zur Wiederherstellung des früheren Zustands bei Be-
endigung des Mietverhältnisses gebunden. 

 

Ist die Durchführung der Arbeiten daran gebunden, dass eine Bauanzeige erstattet werden muss, bzw. von der 

Baubehörde eine Baubewilligung einzuholen ist, darf vor Erstattung der Anzeige bzw. Erteilung der Bewilligung 
nicht mit den Arbeiten begonnen werden. Die Arbeiten sind entsprechend den baubehördlichen Auflagen aus-

zuführen bzw. dürfen diese nicht durchgeführt werden, wenn die Baubehörde eine bauliche Veränderung un-

tersagt. Die Bauanzeige ist von der Mieterin bei der Baubehörde zu erstatten bzw. ist die Baubewilligung von der 

Mieterin bei der Baubehörde einzuholen. Die Fertigstellung der Arbeiten ist von der Mieterin bei der Baubehörde 
anzuzeigen, und der Vermieterin bekannt zu geben. 

 

Für die Einhaltung der baubehördlichen Auflagen sowie für sämtliche Schäden, die durch nicht fach- und sach-

gerechte Abänderungen entstehen sollten, haftet die Mieterin und verpflichtet sich, die Vermieterin gegen 
Schadenersatzansprüche schad- und klaglos zu halten. Mit der Durchführung der Arbeiten sind befugte Gewer-

betreibende auf Kosten der Mieterin zu betrauen. Die Betreuung, Wartung und Instandhaltung obliegt der Mie-

terin. 
 

4. Die Benützung der Außenseite des Mietobjekts (beispielsweise durch die Montage einer Satellitenemp-

fangsanlage) bzw. die Beeinträchtigung des äußeren Erscheinungsbilds des Hauses (beispielsweise durch die 

Anbringung von Werbeaufschriften oder -vorrichtungen) ist - unbeschadet der Rechte der Mieterin gemäß § 9 
MRG - nicht gestattet. 

 

Für den Fall der Zustimmung der Vermieterin, welche für jeden Einzelfall einzuholen ist, sind auch hier mit der 

Durchführung der Arbeiten befugte Gewerbetreibende auf Kosten und Gefahr der Mieterin zu beauftragen 
und, sofern an eine behördliche Bewilligung gebunden, diesbezügliche Bewilligungen vor Beginn der Arbeiten 

einzuholen und die darin aufgetragenen behördlichen Auflagen einzuhalten. Die Betreuung, Wartung und In-

standhaltung obliegt der Mieterin. Bei notwendigen Instandhaltungsarbeiten und bei nützlichen Verbesserun-

gen, sofern die Vermieterin zu letzteren verpflichtet ist, hat die Mieterin angebrachte Gegenstände auf eigene 
Kosten und ohne Schädigung der Substanz des Gebäudes zu entfernen, wobei auch eine Wiederherstellung 

bzw. Montage auf eigene Kosten der Mieterin zu erfolgen hat. 

 

5. Vorhandene Regensinkkästen bzw. Regenwassereinläufe sind von der Mieterin regelmäßig zu reinigen bzw. 
zu warten. 
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VII. Rückstellung des Mietobjekts 
 

1. Bei Beendigung des Mietverhältnisses ist das Mietobjekt der Vermieterin in gutem und brauchbarem, ledig-
lich durch die bei schonendem, vertragskonformen Gebrauch sich ergebende Abnützung verschlechterten, 

gereinigtem Zustand sowie besenrein (sohin insbesondere geräumt von eigenen Fahrnissen der Mieterin) mit 

allen Schlüsseln zurückzustellen. Die Mieterin hat weiters auf eigene Kosten allenfalls verunreinigte Teile des Mie-

tobjekts so zu reinigen, dass eine gefahrlose Folgenutzung möglich ist. 
 

Sollte die Mieterin das Mietobjekt nicht in entsprechendem Zustand übergeben bzw. sollten auch an den sons-

tigen Ausstattungsgegenständen (WC-Schale, Waschtisch, etc.) Schäden festgestellt werden, ist die Vermieterin 
berechtigt, die zur Herstellung erforderlichen Arbeiten auf Kosten der Mieterin durchführen zu lassen. Die Kosten 

werden von dem zu leistenden Rückzahlungsbetrag gemäß § 17 WGG in Abzug gebracht, der bzw. die für die 

notwendige Dauer der Arbeiten vorerst zurückbehalten wird. Ebenso von diesem Rückzahlungsbetrag in Abzug 

gebracht werden allenfalls ausständige Mietzinse und / oder Benützungsentgelte. 
 

Weiters nimmt die Mieterin zur Kenntnis, dass seitens der Vermieterin keine Haftung für zurückgelassene Gegen-

stände übernommen wird und erklärt die Mieterin, dass bei Beschädigung oder Wegnahme der Gegenstände 

gegenüber der Vermieterin keinerlei Ersatzansprüche geltend gemacht werden und verpflichtet sich die Miete-
rin weiters, die Vermieterin gegen Schadenersatzansprüche schad- und klaglos zu halten. 

 

Bis zur vollständigen Erfüllung dieser Verpflichtung der Rückstellung des Mietobjekts im vertragsgemäßen Zustand 

bzw. bis zur Herstellung des vertragsgemäßen Zustands hat die Mieterin ein Benützungsentgelt in der Höhe des 
ansonsten auflaufenden monatlichen Entgelts zu bezahlen. 

 

2. Von der Mieterin allenfalls vorgenommene Ausbauten, Adaptierungen, zusätzliche Ausstattungen oder Än-

derungen der ursprünglichen Ausstattung des Mietobjekts (wie z.B. Boden- oder Wandbeläge, Karniesen, Jalou-
sien, Einbauküchen, etc.) werden, wenn die Vermieterin nicht gemäß § 20 Abs. 5 WGG hierzu verpflichtet ist, bei 

Beendigung des Mietverhältnisses von der Vermieterin nicht abgelöst. 

 
 

VIII. Rücktritt vor Bezug 
 
Der Mieterin steht ein gesetzliches Rücktrittsrecht gemäß § 5 BTVG zu, wenn die Vermieterin nicht eine Woche 

vor Abgabe der Vertragserklärung der Mieterin schriftlich alle wesentlichen Informationen über den Vertragsin-

halt (§ 4 Abs. 1 BTVG) mitgeteilt hat. Der Rücktritt ist binnen 14 Tagen zu erklären. Die Rücktrittsfrist beginnt mit 

dem Tag, an dem die Mieterin eine Kopie ihrer Vertragserklärung mit den wesentlichen Informationen und die 
Belehrung über das Rücktrittsrecht schriftlich erhält. Das Rücktrittsrecht erlischt jedoch unabhängig davon spä-

testens sechs Wochen nach Abgabe der Vertragserklärung der Mieterin. 

 
Unabhängig von diesem gesetzlichen Rücktrittsrecht gilt folgendes:  

 

1. Die Mieterin ist berechtigt, von diesem Vertrag bis zum Entstehen der Übernahmeverpflichtung hinsichtlich 

des Mietobjekts zurückzutreten, wenn 
• das Flächenmaß des Mietobjekts um mehr als 3 % gegenüber der in I.3. dieses Vertrags genannten Wohn-

nutzfläche abweicht, was sich die Vermieterin insbesondere aus bau- und bauabwicklungstechnischen 

Gründen vorbehalten muss, oder 

• sich die Übergabe des Mietobjekts an die Mieterin um mehr als ein Monat über den gemäß IV.1. dieses 
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Vertrags garantierten, spätesten Termin hinaus verzögen sollte. 

 

2. Die Vermieterin ist berechtigt, von diesem Vertrag zurückzutreten, wenn 

• die Mieterin, vor Entstehen der Übernahmeverpflichtung hinsichtlich des Mietobjekts, den vereinbarten - 
entsprechend den Bestimmungen gemäß I.4. i.V.m. V.3. fälligen - Finanzierungsbeitrag trotz Mahnung und 

Setzung einer einmonatigen Nachfrist nicht fristgerecht bezahlt, 

• die Mieterin trotz schriftlicher Aufforderung zur Übernahme das fertig gestellte Mietobjekt nicht fristgerecht 

übernimmt, 
• die Mieterin die Voraussetzungen für die Wohnbauförderung nicht erfüllt. 

• die Mieterin die für die Wohnbauförderung (MA 50) allenfalls notwendigen Erklärungen (insbesondere über 

die Aufgabe ihrer bisherigen Wohnung), Urkunden und Einkommensnachweise nicht fristgerecht und voll-

ständig oder nicht den Tatsachen entsprechend abgibt oder erbringt. 
 

3. Die Rücktrittserklärung ist dem Vertragspartner schriftlich zu übermitteln. Mit Einlangen dieses Schreibens gilt 

das Vertragsverhältnis als aufgelöst. 

 
4. Falls eine Vertragspartei vor Übergabe oder Übernahme des Mietobjekts vom Mietvertrag zurücktritt, ist die 

Mieterin verpflichtet, 

• unverzüglich bereits erteilte, aber noch nicht ausgeführte Ausstattungssonderwunschaufträge wiederum 

zu stornieren und 
• so ferne der Rücktritt aus Gründen erfolgt, die in der Sphäre der Mieterin liegen, auf ihre Kosten bereits 

ausgeführte Ausstattungssonderwünsche durch dieselben Professionisten wiederum entfernen und den ur-

sprünglichen, von der Vermieterin vorgesehenen Zustand der Wohnung wiederherstellen zu lassen. 
 

5. Im Falle eines von der Mieterin zu vertretenden Rücktritts hat diese an die Vermieterin als Ersatz deren Auf-

wands, einen einmaligen Verwaltungskostenersatz in Höhe von derzeit € 241,56 zzgl. Umsatzsteuer zu bezahlen. 

Dieser Verwaltungskostensatz verdoppelt sich, wenn die Mieterin, aus von ihr zu vertretenden Gründen, das Mie-
tobjekt nach Bekanntgabe des genauen Tages der Übergabe vom Vertrag zurücktritt bzw. wenn die Mieterin 

trotz schriftlicher Aufforderung zur Übernahme das fertig gestellte Mietobjekt nicht fristgerecht übernimmt. 

 

6. Im Falle des Rücktritts sind die von der Mieterin geleisteten Zahlungen für den Finanzierungsbeitrag nach 
den Bestimmungen des § 17 WGG zurückzuzahlen. Im Falle eines Rücktritts von einem von zwei Personen unter-

fertigten Mietvertrag erfolgt die Rückzahlung von bereits geleisteten Finanzierungsbeiträgen nur dann, wenn 

dieser Rücktritt von beiden Mietern gleichzeitig erfolgt. Bei Rücktritt nur eines Mieters verbleiben die Finanzie-

rungsbeiträge bis zu einem etwaigen Rücktritt auch des zweiten Mieters bei der Vermieterin und werden sodann 
an den zweiten Mieter ausbezahlt. 
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IX. Allgemeine Vertragsbestimmungen 
 

1. Soweit dieser Mietvertrag auf Mieterseite von mehreren Personen (z.B. Ehegatten) abgeschlossen wird, haf-
ten diese für die Einhaltung sämtlicher vertraglichen Verpflichtungen zur ungeteilten Hand. Im Falle der Aufkün-

digung des von zwei Personen unterfertigten Mietvertrags erfolgt die Rückzahlung von Beiträgen gemäß § 17 

WGG nur dann, wenn die Kündigung von Beiden gleichzeitig erfolgt. Bei Aufkündigung nur eines Mieters, die 

ausschließlich mit Zustimmung der Vermieterin und des verbleibenden Mieters erfolgen kann, verbleibt der Fi-
nanzierungsbeitrag bis zu einer etwaigen Auflösung des Mietverhältnisses mit dem verbleibenden Mieter bei der 

Vermieterin und wird sodann an Letzteren ausbezahlt. 

 
2. Die Mieterin erklärt ausdrücklich, eine förderungswürdige Person im Sinne des WWFSG 1989 zu sein und sich 

den Bestimmungen und Auflagen des WWFSG 1989 sowie. der Förderungszusicherungen des Landes Wien (siehe 

I.1.), zu unterwerfen. Hierzu gehört auch die Verpflichtung nach Bezug des geförderten Mietobjekts sämtliche 

Rechte an Vorwohnungen innerhalb von sechs Monaten aufzugeben, es sei denn, dass diese nachweislich aus 
beruflichen Gründen dringend benötigt werden oder von Verwandten in gerader Linie zur Befriedigung ihres 

dringenden Wohnbedürfnisses regelmäßig verwendet werden und eine Abtretung des Mietrechts an diese Per-

sonen nicht in Betracht kommt. Über diese Vorwohnungsaufgabe verpflichtet sich die Mieterin der Vermieterin 

einen Nachweis in der, von der MA 50 jeweils geforderten Form zu übermitteln. 
 

3. Soweit durch diesen Vertrag nicht abweichend geregelt, gelten für dieses Mietverhältnis die gesetzlichen 

Bestimmungen des WGG, des MRG und des WWFSG 1989. 

 
4. Ab dem Zeitpunkt der Übergabe des Mietobjekts gilt dieses ausschließlich als Zustelladresse. 

 

Anlässlich Beendigung des Mietverhältnisses, ist die Mieterin verpflichtet, der Vermieterin ihre Zustelladresse be-

kannt zu geben. Gibt die Mieterin keine Zustelladresse bekannt, können Zustellungen aller Art weiterhin an die 
Adresse des Mietobjekts erfolgen, mit der Wirkung, dass sie der Mieterin als zugekommen gelten. 

 

5. Dem Mieter ist die Haltung von Haustieren untersagt. Unter dieses Verbot fallen nicht artgerecht in Be-

hältnissen gehaltene wohnungsübliche ungefährliche Kleintiere (wie etwa Ziervögel, Zierfische, Hamster, Meer-

schweinchen und kleine Schildkröten) und solche Tiere, auf die die Bewohner aus medizinischen Gründen an-

gewiesen sind (wie etwa Blinden-, Behindertenbegleit- oder Therapiehunde). 

 

Dem Mieter ist es nicht gestattet, in gemeinschaftlich genutzten Räumen (wie etwa Stiegenhäusern, Waschkü-

chen, Aufzügen oder Garagen) zu rauchen. 

 
6. Dieser Vertrag wird in zwei Ausfertigungen errichtet, wovon je eine Ausfertigung, für die beiden Vertrags-

parteien bestimmt ist. 

 
7. Zum Zeitpunkt des Mietvertragsabschlusses bestehen keine mündlichen Nebenabreden. 

 

8. Festgehalten wird, dass nach den derzeitigen Regelungen des WGG kein Anspruch des Mieters auf nach-

trägliche Übertragung in das Wohnungseigentum gemäß § 15c lit a) WGG besteht. 
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X. Mitgliedschaft 
 

Die Vermieterin kann Wohnungen, Reihen- oder Siedlungshäuser, Geschäftsräumlichkeiten und Heime nur Mit-
gliedern überlassen. Die Mieterin verpflichtet sich daher, der Vermieterin als Mitglied beizutreten und die nach 

der Satzung vorgeschriebenen vier Geschäftsanteile á € 21,80 bei Unterfertigung der Beitrittserklärung zu erwer-

ben und zu bezahlen. Außerdem ist eine einmalige Beitrittsgebühr, welche derzeit € 87,20 beträgt, anlässlich des 

Beitritts zu bezahlen. Nach Beendigung der Mitgliedschaft sind die Geschäftsanteile nach den Bestimmungen 
der Satzung zurückzuzahlen, nicht jedoch die Beitrittsgebühr. 

 

Eine Satzung (Stand: Juni 2018) wurde der Mieterin übergeben. 
 

Wien,  

 

        
.............................................................................................. ........................................................................................................................................ 

die Vermieterin die Mieterin 



Die gemeinnützige Bauvereinigung  
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
in der Folge kurz Vermieterin genannt, schließt mit 

 

       

geboren am    

 

in der Folge (auch bei männlichen Mietern, Ehegatten oder sonstigen Partnern, welche eine einheitliche Miet-
partei bilden) kurz Mieterin genannt, den nachstehenden Mietvertrag ab. 

 

 

I. Mietobjekt und Mietvorgang 
 

1. Die Vermieterin ist grundbücherliche Eigentümerin der Liegenschaft EZ 2748, Grundbuch 01305 Meidling, 
mit der vorläufigen Adresse 

1120 Wien, Eichenstraße 2 / Hermann-Glück-Weg 6 

und errichtet auf dieser nach derzeitigem Planungsstand unter Zuhilfenahme von Förderungsmitteln des Landes 

Wien gemäß den Bestimmungen des Wiener Wohnbauförderungs- und Wohnhaussanierungsgesetzes (WWFSG) 

1989, LGBl 18/1989, und der Förderungszusicherungen des Amts der Wiener Landesregierung vom 12.11.2019, 
24.06.2021 und 24.08.2021, MA 50 - NF 971550/2018 - 162 Standard-Wohnungen, 82 Smart-Wohnungen, ein Ge-
schäftslokal, 13 Smart-Offices und 139 Garagenplätze. Weiters werden von der Vermieterin auf dieser Liegen-

schaft ein Geschäftslokal ohne Zuhilfenahme von Fördermitteln (kurz freifinanziertes Geschäftslokal), zwei Büros 

ohne Zuhilfenahme von Fördermitteln (kurz freifinanzierte Büros) und 18 Garagenplätze ohne Zuhilfenahme von 
Fördermitteln (kurz freifinanzierte Garagenplätze) errichtet. 

 

Das vertragsgegenständliche Mietobjekt wurde im Rahmen der Förderungszusicherung MA 50 - NF 971550/2018 

mit einem Darlehen gemäß § 12 WWFSG 1989 i.V.m. § 3 Neubauverordnung (Neubau-VO) 2007 sowie mit einem 
Zuschuss nach § 7 Abs. 2 Neubau-VO 2007 gefördert. 
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2. Die vorläufigen Nutzwerte (und Nutzflächen) der, von der Vermieterin errichteten Einheiten betragen: 

  Wohnungen Geschäftslokale Garagenplätze insgesamt 

• Standard (vorl. 12.037,37 m²) 11.115 - 588 11.703 

• Smart (vorl. 4.285,14 m²) 4.009 - 222 4.231 
• Geförd. Geschäftslokal (vorl. 206,41 m²) - 157 6 163 

• Geförd. Smart-Offices (vorl. 329,83 m²) - 362 18 380 

• Freifin. Geschäftslokal (vorl. 1.072,38 m²) - 1.054 42 1.096 

• Freifin. Büros (vorl. 2.293,47 m²) - 2.229 66 2.295 
 insgesamt sohin 15.124 3.802 942 19.868 

 

Die vorläufigen Nutzwerte wurden mit Gutachten vom 12.05.2021 des Ziviltechnikers Arch. Mag. Georg Friedler, 

1010 Wien, Salvatorgasse 10/5/17, ermittelt. Die Nutzwerte werden nach Baufertigstellung auf Basis der Bestands-
pläne gegebenenfalls neuerlich zu ermitteln sein. 

 

3. Die Vermieterin vermietet und die Mieterin mietet von ihr das, auf der zuvor angeführten Liegenschaft be-

findliche Mietobjekt, mit der Adresse , mit nachfolgenden, gemäß dem derzeitigen Planungsstand, vorläufigen 
Flächen: 

• Wohnnutzfläche   

 

Das Mietobjekt samt vorgenanntem Zubehör hat - gemäß dem unter I.2. genannten vorläufigen Nutzwertgut-
achten - einen vorläufigen Nutzwert von . 

 

4. Grundlage dieses Mietvertrags sind die nachstehenden, der Mieterin zumindest eine Woche vor Vertrags-
unterzeichnung übergebenen Unterlagen:  

• Förderungszusicherungen des Landes Wien, 

• Bescheinigung des Revisionsverbandes, 

• ein Info-Kostenblatt, auf dem das laufende Entgelt, die Finanzierungsbeiträge und die Zahlungsfristen aus-
gewiesen sind (Beilage ./A), 

• Plan des vertragsgegenständlichen Mietobjekts (Beilage ./B), 

• Pläne der gewöhnlich nutzbaren Teile der Gesamtanlage (Allgemeinräume und -flächen), 

• Bau- und Ausstattungsbeschreibung (Grundausstattung) vom 05.10.2021, 
• Vertrag „Dienstleistungspaket zur Versorgung des Einzelkunden mit Wärme für Raumheizung, Wärme für 

Warmwasser, Kaltwasser und Kostenaufteilung sowie Verrechnung von Abwasser“ vom 22.06.2021 

• Servitutsverträge vom 26.08.2021 (Wiener Netze) und vom 01.02.2022 (Gesiba, Wigeba)  

• Energieausweis, 
 

Die Ausstattung des Mietobjekts erfolgt gemäß den Bestimmungen des WWFSG 1989 (§ 3, normale Ausstattung). 

 

5. Der Vermieterin bleibt das Recht vorbehalten, die Baupläne, Bauausführung und sonstige Ausgestaltung 
des Gebäudes und der Wohnhausanlage sowie der Außenanlagen aus bautechnischen oder bauabwicklungs-

technischen Gründen zu ändern, sofern 

• die öffentlich-rechtlichen, sohin insbesondere die baurechtlichen Erfordernisse eingehalten werden, 
• betreffend das Mietobjekt und die für die Mieterin nutzbaren Teile der Gesamtanlage weder die Zugänge, 

noch die Nutzung unzumutbar beeinträchtigt werden und die zugesagten Qualitäten und Funktionen er-

halten bleiben, 

• die Gesamtcharakteristik des Projektes gewahrt bleibt und 
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• die Änderungen der Mieterin auch sonst zumutbar sind, besonders weil sie geringfügig und sachlich ge-

rechtfertigt sind. 

 

6. Die Benützung des, auf diesem Grundstück befindlichen Kinder- und Jugendspielplatzes (Bauplatz 1C) steht 

ebenso den Nutzerinnen und Nutzern der benachbarten Wohnhausanlagen der GESIBA Gemeinnützige Sied-

lungs- und Bauaktiengesellschaft (Bauplatz 1A) und der WIGEBA Wiener Gemeindewohnungs Baugesellschaft 

m.b.H. (Bauplatz 1B) zu. Dies gilt ebenso für die Benützung (Geh- und Fahrrechte) der, auf diesem Grundstück 

befindlichen Ein- und Ausfahrt der Tiefgarage. 

 

In diesem Zusammenhang wird klarstellend festgehalten, dass die Benützung jener Teilfläche des Kinder- und 

Jugendspielplatzes auf dem benachbarten Grundstück der GESIBA Gemeinnützige Siedlungs- und Bauaktien-

gesellschaft (Bauplatz 1A) ebenso den Nutzerinnen und Nutzern der Wohnhausanlage der "Heimbau" Gemein-

nützige Bau-, Wohnungs- u. Siedlungsgenossenschaft registrierte Genossenschaft mit beschränkter Haftung 

(Bauplatz 1C) zusteht. 

 

Die Benützung der, auf diesem Grundstück befindlichen Kindergartenfläche (Bauplatz 1C) steht ausschließlich 

den Nutzerinnen und Nutzern der benachbarten Wohnhausanlage der GESIBA Gemeinnützige Siedlungs- und 

Bauaktiengesellschaft (Bauplatz 1A) zu. 

 
7. Durch den öffentlichen Verkehr kann es zu Immissionen kommen. Wir weisen darauf hin, dass Immissionen 

(Schallimmissionen, Erschütterung, etc.), die der Bahn- und Straßenverkehr üblicherweise mit sich bringt (auch 

nach ständiger Rechtsprechung) als ortsüblich gelten und daher von der Mieterin zu dulden sind. 

 
8. Die Mieterin hat zustimmend zur Kenntnis genommen, dass die vertragsgegenständliche Wohnhausanlage 
als „offene“ Wohnhausanlage konzipiert wurde. Insbesondere wird keine Einfriedung zwischen den allgemeinen 

Teilen der Wohnhausanlage und dem öffentlichen Gut errichtet. 

 

 

II. Mietzweck und Nutzung 
 
1. Die Vermietung erfolgt zur Befriedigung des Wohnbedürfnisses der Mieterin und ihrer allfälligen naheste-

henden Personen (im Sinne des § 2 Z 11 WWFSG 1989), d.h. nicht zu geschäftlichen Zwecken. Nahestehende 

Personen im Sinne der vorgenannten Bestimmung sind: der Ehegatte, der eingetragene Partner, Verwandte in 

gerader Linie einschließlich der Wahlkinder, Verwandte im zweiten und dritten Grad der Seitenlinie und Ver-
schwägerte in gerader Linie und eine Person, die mit der Mieterin in einer in wirtschaftlicher Hinsicht ähnlich einer 

Ehe eingerichteten Haushaltsgemeinschaft lebt. Jede Änderung des Verwendungszwecks ist verboten.  

 

Jede Änderung dieses Verwendungszwecks bedarf aufgrund der Auflagen der Wohnbauförderung auch der 
vorherigen ausdrücklichen Zustimmung der Förderungsstelle (MA 50) sowie gegebenenfalls auch der Genehmi-

gung der Baubehörde (MA 37). 

 
Die Mieterin hat der Vermieterin weiters sämtliche Vorsteuernachteile (Vorsteuerberichtigung sowie Verlust des 

laufenden Vorsteuerabzugs) zu ersetzen, die der Vermieterin aus einer nicht genehmigten Widmungsänderung 

erwachsen, und haftet für sämtliche Ansprüche Dritter (wie etwa Mieter der vertragsgegenständlichen Wohn-

hausanlage), die gegenüber der Vermieterin infolge einer nicht genehmigten Widmungsänderung geltend ge-
macht werden. 
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2. Jegliche (auch nur teilweise) Weitergabe des Mietobjekts - in welcher Form auch immer - ist verboten. 

Dieses Weitergabeverbot bezieht sich auch auf eine etwaige Untervermietung und ist nur beschränkt durch die 

zugunsten der Mieterin zwingenden Regelungsgehalte der §§ 11 und 12 Mietrechtsgesetz (MRG). Nicht als Wei-
tergabe gilt allerdings die Mitbenutzung des Mietobjekts durch die im gemeinsamen Haushalt mit der Mieterin 

lebenden nahestehenden Personen (im Sinne des § 2 Z 11 WWFSG 1989) oder eine Abtretung der Mietrechte 

gemäß § 12 MRG. 

 
Die Mieterin hat, auch aufgrund förderungsrechtlicher Auflagen kein Recht, das Mietobjekt an Dritte weiter zu 

geben, sondern ist verpflichtet, das Mietobjekt bei Beendigung des Mietverhältnisses an die Vermieterin zurück-

zustellen. 

 
3. Neben dem mietvertragsgegenständlichen Mietobjekt samt Zubehör ist die Mieterin berechtigt, all jene 

Teile bzw. Einrichtungen der gegenständlichen Anlage, die zur gemeinsamen Benützung aller Mieter vorgese-

hen sind, mitzubenützen. Die Hausverwaltung ist berechtigt für Gemeinschaftsräume bzw. -einrichtungen, an-

gemessene Benützungszeiten festzusetzen. 
 

4. Die Mieterin hat dafür zu sorgen, dass durch sie oder sonstige Personen, denen sie den Zutritt zum Mietobjekt 

gestattet oder ermöglicht, keine ungebührliche, die sonstigen Bewohner der Anlage oder von Nachbarobjekten 

störende Lärmentwicklung erfolgt und alles Zumutbare zu unternehmen, um eine derartige Lärmentwicklung zu 
verhindern bzw. gegebenenfalls zu beseitigen. 

 

5. Die Benützung eines KFZ-Stellplatzes setzt den vorherigen Abschluss eines gesonderten Garagenmietver-
trags voraus. 

 

 

III. Mietdauer und Kündigung 
 

1. Das Mietverhältnis beginnt mit Übergabe des Mietobjekts bzw. mit Nichtübernahme trotz bestehender 
Übernahmeverpflichtung gemäß IV.1. und IV.5. dieses Vertrags und wird auf unbestimmte Zeit abgeschlossen. 

Es kann von beiden Vertragsparteien unter Einhaltung einer dreimonatigen Kündigungsfrist jeweils zum Letzten 

eines Kalendermonats aufgekündigt werden, jedoch durch die Vermieterin nur aus den im MRG genannten 

wichtigen Gründen.  
 

2. Als weiterer wichtiger Kündigungsgrund gemäß § 30 Abs. 2 Z 13 MRG wird die Nichtzahlung des vereinbar-

ten Finanzierungsbeitrages trotz Fälligkeit, Mahnung und Setzung einer Nachfrist von 14 Tagen vereinbart. 

Ebenso wird die Nichtzahlung einer vereinbarten Kaution als wichtiger Kündigungsgrund gemäß § 30 Abs. 2 Z 13 
MRG vereinbart. 

 

3. Gemäß § 28 Wohnbauförderungsgesetz (WFG) 1984 liegt auch ein Kündigungsgrund vor, wenn die Mieterin 

ihre bisher zur Befriedigung ihres Wohnbedürfnisses regelmäßig verwendete Wohnung nicht binnen sechs Mo-
naten nach Bezug der geförderten Wohnung aufgegeben hat, es sei denn es liegt ausnahmsweise eine Zustim-

mung des Land Wien vor (eine derartige Zustimmung ist gemäß § 21 Abs. 3 WFG 1984 nur dann zulässig, wenn 

der Mieter die Wohnung aus beruflichen Gründen für sich selbst dringend benötigt oder wenn Verwandte in 

gerader Linie die Wohnung zur Befriedigung ihres dringenden Wohnbedürfnisses regelmäßig verwenden und 
eine Abtretung des Mietrechts an diese Personen gemäß § 12 MRG nicht in Betracht kommt). 
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4. Die Vermieterin ist weiters (wichtige Kündigungsgrunde gemäß § 30 Abs. 2 Z 13 MRG aufgrund drohender 

Nachteile für die Vertragsparteien, wie insbesondere Verlust der Förderung infolge von Verstößen gegen die 

Bestimmungen des WWFSG 1989 bzw. gegen die Bedingungen der Förderungszusicherung der MA 50) berech-

tigt das Mietverhältnis aufzukündigen: 
• Wenn die Mieterin Rechte an einer anderen geförderten Wohnung erwirbt, die Kündigung der Mieterin 

schriftlich angedroht wurde und innerhalb von 6 Monaten ab Androhung die Mieterin das Recht an der 

anderen geförderten Wohnung nicht aufgegeben hat. Eigentums- oder Mietrechte an ungeförderten oder 

gefördert sanierten Wohnungen, die auf Grund ihrer Entfernung zur Wiener Arbeitsstätte der Mieterin auf 
Dauer gesehen ungeeignet sind, zur Befriedigung des dringenden Wohnbedürfnisses regelmäßig verwen-

det zu werden, müssen nicht aufgegeben werden. 

• Wenn das Mietobjekt weder von der Mieterin noch von den ihr nahestehenden Personen (im Sinne des § 2 

Z 1 WWFSG 1989) oder von ihren Dienstnehmern zur Befriedigung ihres dringenden Wohnbedürfnisses regel-
mäßig verwendet wird, es sei denn, es handelt sich um eine vorübergehende Abwesenheit wegen Krank-

heit, zu Erholungs-, Kur- oder Unterrichtszwecken oder aus zwingenden beruflichen Gründen. 

• Wenn die Mieterin betreffend den Nachweis ihrer Förderungswürdigkeit unvollständige oder unrichtige An-

gaben über ihr Einkommen, ihre persönlichen Verhältnisse und/oder die Anzahl der einziehenden Personen 
gemacht hat und sie nach den wahren Verhältnissen die Förderung nicht erhalten hätte bzw. nicht förde-

rungswürdig gewesen wäre. 

 

 

IV. Übergabe und Übernahme 
 
1. Die Übergabe des Mietobjekts an die Mieterin wird voraussichtlich bis zum 31.03.2023 erfolgen. Der genaue 

Tag der Übergabe ist der Mieterin sechs Wochen vorher bekannt zu geben. Die Mieterin ist sodann verpflichtet 

das Mietobjekt zu übernehmen. Liegen Mängel vor, die der vertragsgemäßen Nutzung des Mietobjekts entge-

genstehen, ist die Mieterin berechtigt, die Übernahme zu verweigern. Geringfügige und unbehebbare Mängel, 
die einer Nutzung zum vereinbarten Vertragszweck nicht entgegenstehen, berechtigen die Mieterin nicht zur 

Verweigerung der Übernahme. Garantiert wird seitens der Vermieterin als spätester Übergabetermin im Sinne 

von § 4 Abs. 1 Z 5 Bauträgervertragsgesetz (BTVG) der 30.06.2023. 
 

2. Die Übergabe setzt die gänzliche Bezahlung sämtlicher fälligen Zahlungen, insbesondere des vereinbarten 

Finanzierungsbeitrags sowie einer gegebenenfalls vereinbarten Kaution voraus. 

 
3. Über die Übergabe des Mietobjekts ist ein Protokoll anzufertigen. In diesem Protokoll sind etwaige Mängel 

der, von der Vermieterin zu erbringenden Ausführung bzw. Ausstattung festzuhalten. Die Behebung dieser Män-

gel wird die Vermieterin baldmöglichst veranlassen. 

 
4. Die Mieterin wird anlässlich Übergabe fünf idente Wohnungsschlüssel und zwei Chipkarten erhalten (sämt-

liche in der Folge kurz Schlüssel genannt). Die Anfertigung weiterer Schlüssel (auch als Ersatz für etwaige verlo-

rengegangene Schlüssel) bedarf der ausdrücklichen Zustimmung der Vermieterin. Sämtliche (auch weitere an-

gefertigte) Schlüssel sind bei Vertragsende an die Vermieterin zurückzustellen. Die exakte Anzahl an ausgege-
benen Schlüsseln wird anhand eines Übernahmeprotokolls festgehalten. 

 

5. Führt die Mieterin die Übernahme des Mietobjekts trotz schriftlicher Aufforderung aus einem, von ihr zu ver-

tretenden Grund nicht durch oder ist die Übergabe mangels Bezahlung des Finanzierungsbeitrages und/oder 
der Kaution nicht durchführbar, so gilt sie dennoch mit Ablauf des Tages der angebotenen Übergabe durch die 

Vermieterin als erfolgt und beginnt das Mietverhältnis mit dem auf den, der angebotenen Übergabe folgenden 
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Tag und nicht erst mit dem Tag der tatsächlichen Übergabe (Punkt III. 1.). 

 

 

V. Aufteilungsschlüssel, Finanzierungsbeitrag, laufendes Entgelt und Kaution 
 

1. Zu den vorläufigen Nutzwerten auf Basis des Vorgutachtens vgl. unter I.2. und I.3.. 

 
2. Die Mieterin hat die Herstellungskosten des Mietobjekts zu tragen, welche nach den Bestimmungen des 

Wohnungsgemeinnützigkeitsgesetzes (WGG)  und des WWFSG 1989 zu ermitteln sind und sich aus den, auf das 

gegenständliche Mietobjekt entfallenden anteiligen Grund- und Grundnebenkosten inkl. Aufschließungskosten 
(in der Folge kurz Grundkosten genannt) sowie den Baukosten inklusive den sonstigen Kosten, soweit diese für 

die Errichtung und Bewohnbarmachung der Baulichkeit erforderlich waren (wie z.B. auch den Bauverwaltungs- 

und Finanzierungskosten - in der Folge kurz Baukosten genannt), errechnet haben. Weiters hat die Mieterin die 

Aufwendungen für die Bewirtschaftung der Baulichkeit sowie, unter Berücksichtigung ordnungsmäßiger Wirt-
schaftsführung, auf Basis der Grundsätze des WGG (insbesondere dessen § 23), einen Beitrag zur Deckung deren 

Kosten und zur Bildung von Rücklagen zu tragen. 

 

3. Die auf die geförderten Einheiten entfallenden Grundkosten werden im Verhältnis des Nutzwerts des ein-
zelnen geförderten Mietgegenstands zu den Nutzwerten sämtlicher, von der Vermieterin auf der Liegenschaft 

errichteten geförderten Einheiten (Wohnungen, geförderte Geschäftslokale und Smart-Offices sowie zugehö-

rige Garagenplätze - vgl. dazu I. 2.) aufgeteilt. Die anteiligen Grundkosten wurden auf Basis der Berechnungs-

grundlagen vom 28.09.2021 ermittelt und werden, nach Baufertigstellung aufgrund der endgültigen Kosten und 
einer gegebenenfalls notwendigen neuerlichen Nutzwertermittlung noch entsprechend zu korrigieren sein.  

 

Die Baukosten wurden auf Basis der seinerzeitigen Einreichgrundlagen bzw. der vorgenannten Berechnungs-

grundlagen ermittelt und werden nach Baufertigstellung aufgrund der endgültigen Kosten und einer gegebe-
nenfalls notwendigen neuerlichen Nutzflächenermittlung und endgültigen Nutzwertberechnung noch entspre-

chend zu korrigieren sein. Die Aufteilung der Baukosten erfolgt - abgesehen von den Sonderkosten einzelner 

Einheiten - wiederum im Verhältnis des Nutzwerts des einzelnen Mietgegenstands zu den Nutzwerten sämtlicher,  
von der Vermieterin auf der Liegenschaft errichteten Einheiten. Für die Aufteilung der Finanzierungsmittel gelten 

folgende Ausnahmen von diesem Aufteilungsschlüssel: 

• die geleisteten Baukostenbeiträge kommen den jeweiligen Mietobjekten zu Gute, für die diese Finanzie-

rungsbeiträge auch geleistet wurden,  
• das Darlehen des Landes Wien gemäß § 6 Neubau-VO 2007 (Superförderung) dient ausschließlich der Fi-

nanzierung von Smart-Wohnungen, 

• das Darlehen des Landes Wien gemäß § 6a Neubau-VO 2007 dienst ausschließlich der Finanzierung von 

Smart-Wohnungen, 
• der Baukostenzuschuss des Landes Wien gemäß § 6a Neubau-VO 2007 wird nur auf die Smart-Wohnungen 

aufgeteilt, 

• der Baukostenzuschuss des Landes Wien gemäß § 7 Abs. 2 Neubau-VO 2007 wird nur auf die Wohnungen 

(Standard und Smart) aufgeteilt. 
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Die Mieterin hat vor Übernahme des Mietobjekts entsprechend den im Info-Kostenblatt (vgl. I.4., Beilage ./A) 

bekanntgegebenen Zahlungsfristen einen Finanzierungsbeitrag zu leisten. Aufgrund der Vorschriften des WGG 

werden folgende Daten festgehalten: 

• Datum des Erstbezugs: Dieser wird mittels gesondertem Schreiben festgehalten (vgl. IV.1.). 
• Im Zusammenhang mit dem erstmaligen Bezug des vertragsgegenständlichen Mietobjekts sind zu leisten: 

• ein vorläufiger Grundkostenbeitrag i.H.v.  €   

• ein vorläufiger Baukostenbeitrag i.H.v.  €    

• insgesamt daher für das Mietobjekt €   
• davon gestundeter vorläufiger Grundkostenbeitrag  €    

• vor Bezug entrichteter vorläufiger Finanzierungsbeitrag €   

 

Vom Grundkostenbeitrag wird ein Betrag von €   unter Verrechnung von 2,25 % Zinsen p.a. gestundet. Der dies-
bezügliche Betrag i.H.v. €   gelangt monatlich zur Vorschreibung. Der gestundete Grundkostenbeitrag ist end-

fällig 60 Monate nach Erstbezug der Wohnhausanlage zu bezahlen. Die Mieterin hat den gegenständlichen Be-

trag innerhalb von 14 Tagen ab dem letztgenannten Datum an die Vermieterin auf das von ihr bekannt gege-

bene Konto einzubezahlen. 
 

Der anteilige Finanzierungsbeitrag wurde auf Basis der bereits genannten Berechnungsgrundlagen ermittelt und 

wird, nach Baufertigstellung aufgrund der endgültigen Kosten und einer gegebenenfalls notwendigen neuerli-

chen Nutzwertermittlung - wie vorstehend beschrieben - noch entsprechend zu korrigieren sein. Eine diesbezüg-
liche Nach- oder Rückzahlung des geleisteten Finanzierungsbeitrags hat sodann binnen 1 Monat nach Legung 

der Endabrechnung an die Mieterin zu erfolgen. 

 
Im Falle der Auflösung dieses Mietvertrags erfolgt eine Rückzahlung des geleisteten Finanzierungsbeitrags nach 

Maßgabe und der Berechnungsmethodik des § 17 WGG. 

 

4. Die Berechnung des Mietzinses für das Mietobjekt samt Zubehör erfolgt nach den Bestimmungen des WGG 
unter Berücksichtigung der ERVO zum WGG in der jeweils gültigen Fassung und es gelten die nach diesen Best-

immungen jeweils zulässigen Höchstsätze hiermit als vereinbart. Dies inklusive einer 2 %-igen Rücklagenkompo-

nente gemäß § 14 Abs. 1 Z 8 WGG sowie eines hiermit ebenfalls vereinbarten Erhaltungs- und Verbesserungsbei-

trags gemäß § 14 Abs. 1 Z 5 i.V.m. § 14d Abs. 2 WGG (wertgesichert gemäß § 14d Abs. 2 WGG), abgesenkt auf 
€ 0,24578 je Nutzwert und Monat für die ersten 36 Monate ab Erstbezug der Wohnhausanlage (danach - spätes-

tens ab 01.07.2026 - wird auf den wertgesicherten, gesetzlichen Höchstwert angehoben). Für die Berechnung 

des Erhaltungs- und Verbesserungsbeitrags gilt, dass zunächst die Summe der Erhaltungs- und Verbesserungs-

beiträge für die gesamte Wohnhausanlage auf Basis der Nutzflächen sämtlicher Wohnungen, Büros und Ge-
schäftslokale ermittelt und dann auf diese Mietobjekte im Verhältnis deren Nutzwerte aufgeteilt wird. 

 

Der Betrag für die Abstattung (Tilgung, Verzinsung) der Darlehen und eines allfälligen Eigenmitteleinsatzes der 

Vermieterin gemäß § 14 Abs. 1 Z 1 bis 3 WGG beträgt für den Zeitpunkt des Bezugs monatlich € 4.68 je m²  
(Wohn-)Nutzfläche für die Standard-Wohnungen, Büros und Geschäftslokale. Der auf diese Wohnungen, sowie 

die Büros und Geschäftslokale entfallende Anteil wird sodann in weiterer Folge im Verhältnis der Nutzwerte dieser 

Mietobjekte aufgeteilt. Dieser Betrag erhöht sich, ab Erstbezug der Wohnhausanlage jährlich, jeweils um 2,5 % - 
jeweils ab 01.01. eines jeden Jahres, erstmals zum 01.01.2024. Sollte allerdings die Erhöhung des von der Statistik 

Austria verlautbarten Verbraucherpreisindex 2015 (VPI) oder des an seine Stelle tretenden Index, jährlich jeweils 

für den Indexwert des Monats Juni (Ausgangsbasis hierfür ist die zuletzt für Juni des Jahres der Übergabe verlaut-

barte Indexzahl), mehr als 2,5 % betragen, so gelangt die Steigerung des VPI zur Vorschreibung. Der jeweils zum 
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01.01. jedes Jahres ermittelte Wert bildet die Ausgangsbasis für die weitere Erhöhung zum 01.01. des jeweils fol-

genden Jahres. Sollte der vorerwähnte Index (VPI) nicht mehr verlautbart werden, so ist ein gleichartiger oder 

ähnlicher Nachfolgeindex als Vergleichsgrundlage heranzuziehen. 

 
Aufgrund der Bestimmungen des WGG  (Kostendeckungsprinzip gemäß § 14 WGG ) kann es, abweichend von 

der Bindung des Betrags für die Abstattung der Finanzierungsmittel an eine Indexierung (entsprechend der zuvor 

gemachten Definition), auch während des aufrechten Mietverhältnisses zu Veränderungen des zuletzt genann-

ten Betrags kommen, wenn sich die rechtlichen und/oder wirtschaftlichen Rahmenbedingungen derart ändern, 
dass die Verzinsung und/oder Tilgung der Finanzierungsmittel nicht mehr gewährleistet oder die Finanzierung 

nicht mehr aufrechterhalten werden kann oder die Wohnbauförderung eine andere als die hier vereinbarte 

Abstattung der Finanzierungsmittel bestimmt. 

 
Nach gänzlicher oder teilweiser Tilgung der, zur Finanzierung der Baulichkeit in Anspruch genommenen Mittel, 

ist die Vermieterin berechtigt, die bisher im laufenden Entgelt verrechneten Beträge gemäß § 14 Abs. 1 Z 1 bis 3 

WGG weiterhin einzuheben, wobei die Bestimmungen und Beschränkungen des WGG in der dann jeweils gel-

tenden Fassung (derzeit § 14 Abs. 7 WGG und § 14 Abs. 7a WGG) zu berücksichtigen sind. 
 

Ergeben sich anlässlich der Kosten- und Flächenprüfung der MA 25 und der endgültigen Nutzwertberechnung 

für die Wohnhausanlage Abweichungen von den vorgenannten vorläufigen Berechnungsdaten wie vorstehend 

ausgeführt, so wird gemeinsam mit der Endabrechnung des Finanzierungsbeitrages (V. 3. vorletzter Absatz) auch 
der Betrag für die Abstattung (Tilgung, Verzinsung) der eingesetzten Darlehen  und eines allfälligen Eigenmitte-

leinsatzes der Vermieterin gemäß § 14 Abs. 1 Z 1 bis 3 WGG  (V.4. zweiter Absatz) entsprechend neu berechnet 

bzw. berichtigt. Allfällige - für den Zeitraum zwischen Beginn des Mietverhältnisses und Endabrechnung - daraus 
resultierende Nachzahlungen durch die Mieterin bzw. Rückzahlungen an die Mieterin haben innerhalb von 1 

Monat ab der diesbezüglichen Rechnungslegung zu erfolgen. 

 

Zum laufenden Entgelt gehören auch die anteiligen - zunächst von der Vermieterin zu zahlenden - laufenden 
Betriebskosten im Sinne des MRG (wozu auch die Kosten angemessener Versicherungen des Hauses gegen 

Haftpflicht, Feuer und Leitungswasser zählen), die Verwaltungskosten in Höhe des jeweils höchstzulässigen Be-

trags gemäß § 6 ERVO zum WGG  und die anteiligen Kosten des Betriebs der Gemeinschaftsanlagen sowie 

anteilige öffentliche Abgaben gemäß § 14 Abs. 1 Z 6 und 7 i.V.m. § 20 Abs. 1 Z 1 WGG . Für diese Kosten wird 
eine Aufteilung im Verhältnis des Nutzwerts des vertragsgegenständlichen Mietobjekts zu den Nutzwerten sämt-

licher Wohnungen, Büros, Geschäftslokale und Garagenplätze vereinbart. Zur Deckung dieser Kosten werden 

monatliche Akonti gegen jährliche Abrechnung (Jahrespauschalverrechnung gemäß § 21 Abs. 3 MRG) vorge-

schrieben.  
 

Sofern sich die Nutzwerte für die Verrechnung der laufenden Betriebskosten, die Verwaltungskosten und die 

anteiligen Kosten des Betriebs der Gemeinschaftsanlagen sowie anteilige öffentliche Abgaben nach Baufertig-

stellung noch gemäß der endgültigen, auf den bauordnungsgemäßen Bestandsplänen basierenden Nutzwert-
berechnung verändern, ist die Verrechnung sodann ab der folgenden Abrechnungsperiode auf diesen neuen 

Nutzwertschlüssel umzustellen. Die Abrechnung der Vorperioden bleibt jedoch von dieser Umstellung unberührt. 

 
Die Mieterin stimmt zu, dass von der Vermieterin über die oben erwähnten Versicherungen (Brandschaden (Feu-

erversicherung), gesetzliche Haftpflicht des Hauseigentümers (Haftpflichtversicherung) und die Versicherung 

gegen Leitungswasserschäden einschließlich Korrosionsschäden) hinausgehende angemessene Versicherun-

gen des Hauses gegen Sturmschäden abgeschlossen und die diesbezüglichen Versicherungsprämien der Mie-
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terin anteilig als Betriebskosten verrechnet werden, sofern die Mehrheit der Hauptmieter der Liegenschaft - be-

rechnet nach der Anzahl der vermieteten Mietgegenstände - dem zustimmt bzw. zugestimmt hat. Entspre-

chende Schadensfälle werden sohin aus diesen Versicherungen gedeckt. Festgehalten wird, dass die Mieterin 

aufgrund der gesetzlichen Regelung des § 21 Abs. 1 Z 6 MRG auch dann, den auf ihr Mietobjekt entfallenden 
Anteil der verkehrsüblichen Prämienvorschreibungen für die letztgenannten Versicherungen gegen Sturmschä-

den als Nebenkosten zu tragen hat, falls zwar nicht sie, wohl aber die Mehrheit der Hauptmieter des Hauses - 

berechnet nach der Anzahl der vermieteten Mietgegenstände - dem Abschluss zustimmt bzw. zugestimmt hat. 

 
Die Beheizung und Wassererwärmung erfolgt durch eine im Objekt befindliche, zentrale Fernwärmestation. Die 

Vermieterin gliedert die Verrechnung und Bezahlung der Heiz- und Wasserkosten (Warm-, Kalt- und Abwasser), 

sowie der anfallenden Mess- und Verrechnungskosten an die Wien Energie GmbH (in der Folge kurz Wien Energie 

genannt) aus. Die Aufteilung der vorgenannten Kosten, deren Verrechenbarkeit und Verrechnung sowie die 
Regelung der in diesem Zusammenhang stehenden Rechte, Pflichten, Art der Messung, etc. erfolgen gemäß 

der Vereinbarung mit dem Einzelkunden betreffend die Verrechnung von Raumheizung und Warmwasser sowie 

die Verbrauchsaufteilung und Verrechnung von Kalt-/Abwasser jeweils der Wien Energie zwischen der Mieterin 

und der Wien Energie. Für gegebenenfalls von der Wien Energie nicht direkt mit der Mieterin, sondern - direkt 
oder indirekt - an die Vermieterin verrechnete Heiz- und Wasserkosten (Warm-, Kalt- und Abwasser) für Gemein-

schaftseinrichtungen und Allgemeinbereiche erfolgt die Verrechnung und Aufteilung dieser Kosten an bzw. auf 

die Mieter im Verhältnis der Nutzwerte der, von der Vermieterin errichteten Wohnungen und des Geschäftslokals. 

 
5. Zum laufenden Entgelt gehört überdies die, auf die Beträge gemäß V.3. und V.4. entfallende Umsatzsteuer 

in der jeweiligen gesetzlichen Höhe. 

 
6. Das laufende Entgelt für das Mietobjekt samt Zubehör beträgt auf Basis der, derzeitig der Berechnung des 
Entgelts zugrunde liegenden Beträge, bis zu einer Änderung dieser Berechnungsgrundlage, inklusive eines Akon-

tos auf die laufenden Betriebs- und Verwaltungskosten sowie die öffentlichen Abgaben und der Umsatzsteuer: 

 

Betrag für die Abstattung (Tilgung und  

Verzinsung) der eingesetzten Darlehen/Eigenmittel der GBV  

(§ 14 Abs. 1 Z 1 bis 3 WGG) €   

Erhaltungs- und Verbesserungsbeitrag (§ 14 Abs. 1 Z 5 WGG) €  

2 % Rücklage (§ 14 Abs. 1 Z 8 WGG) €  

Betriebskosten inkl. Gemeinschaftsanlagen  

und öffentliche Abgaben (§14 Abs. 1 Z 7 WGG) €  

Verwaltungskosten (§ 14 Abs. 1 Z 6 WGG) €  

Umsatzsteuer €  

monatliches Gesamtentgelt bei Bezug: €  

 

Die Stundungszinsen für den gestundeten Grundkostenbeitrag (vgl. V.3.) gelangen zusätzlich zur Vorschreibung. 
 

Ändern sich die, der Berechnung des laufenden Entgelts zugrunde gelegten Beträge, so ändert sich unter Be-

rücksichtigung der vorstehenden Bestimmungen dementsprechend auch das laufende Entgelt. Das laufende 

Entgelt wurde auf Basis der genannten Berechnungsgrundlagen vor Fertigstellung ermittelt und werden diese - 
und damit einhergehend auch das laufende Entgelt - nach Baufertigstellung gegebenenfalls auf Basis der Be-

standpläne oder einer neuerlichen Nutzwertermittlung noch entsprechend zu korrigieren sein. 
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Die Mieterin wird darüber informiert, dass es sowohl aufgrund der Bestimmungen des WGG als auch der Wohn-

bauförderung während des Nutzungsverhältnisses zu Veränderungen des laufenden Entgelts (sowohl nach 

oben als auch nach unten) kommen kann. Diese Schwankungen können sich beispielsweise ergeben aus:  

 
• Änderungen der Zinssätze der Finanzierungsdarlehen oder des Eigenmittelzinssatzes 

• Steigerung der Annuität  

• Änderungen des Erhaltungs- und Verbesserungsbeitrags 

• Änderungen der Betriebs- oder Verwaltungskosten 
• Änderung der gesetzlichen Umsatzsteuer 

• Änderung von Gesetzen oder Verordnungen 

• Änderung der Nutzflächen oder der Nutzwerte 

 
7. Das laufende Entgelt ist von der Mieterin ab Beginn des Mietverhältnisses (III. dieses Vertrags), jeweils am 

Fünften eines jeden Monats im vor hinein, abzugs- und kostenfrei auf das, von der Vermieterin bekannt gege-

bene Konto einzuzahlen. Die verspätete Zahlung der Miete berechtigt die Vermieterin, pro Mahnung eine Ge-

bühr von einem Zwölftel des Verwaltungskostensatzes gemäß § 6 Abs. 1 ERVO zum WGG, (in der jeweils gelten-
den Fassung) sowie Verzugszinsen in Höhe von 6 % p.a. einzuheben. 

 

8. Festgehalten wird, dass Mitteilungen oder Erklärungen der Mieterin auf Zahlscheinen wegen deren maschi-

neller Bearbeitung nicht zur Kenntnis der Vermieterin gelangen. Allfällige derartige Mitteilungen sind daher nicht 
auf Zahlscheinen anzubringen, sondern gesondert an die Vermieterin zu richten. 

 

Eine Aufrechnung etwaiger Gegenforderungen der Mieterin gegen das laufende Entgelt wird - ausgenommen 
die Vermieterin ist zahlungsunfähig, die Gegenforderungen der Mieterin stehen im rechtlichen Zusammenhang 

mit dem Entgelt oder die Gegenforderungen der Mieterin wurden gerichtlich festgestellt oder von der Vermie-

terin anerkannt -  ausdrücklich ausgeschlossen. 

 
9.    Sollte ein zu geringes monatliches Einkommen nachgewiesen werden (Mindesteinkommen entspricht den 

Richtsätzen für Ausgleichszulagen nach dem Allgemeinen Sozialversicherungsgesetz (ASVG), vermindert um 

den Krankenversicherungsbeitrag von 5,1 %), ist die Vermieterin berechtigt, von der Mieterin eine Barkaution in 

Höhe von sechs laufenden monatlichen Gesamtentgelten gemäß V.6. erster Absatz abgerundet auf ganze 10 
EURO zu verlangen.  

 

Ebenso ist die Vermieterin berechtigt, vom Mieter Zug um Zug mit Bezahlung des Finanzierungsbeitrages eine 

Barkaution in Höhe von sechs Monatsmieten gemäß V.6. erster Absatz abgerundet auf ganze 10 EURO zu ver-
langen, sofern der Finanzierungsbeitrag gemäß V.3. von der Mieterin zum überwiegenden Teil oder zur Gänze 

durch Eigenmittelersatzdarlehen finanziert wird. 

 

Diese Kaution ist einen Monat nach Mietvertragsunterzeichnung (sollte der Mietvertragsbeginn jedoch bereits 
davor liegen, spätestens vor Mietvertragsbeginn) zu zahlen. Die Vermieterin ist berechtigt, aber während des 

aufrechten Mietverhältnisses nicht verpflichtet, den Kautionsbetrag zur Abdeckung der aus dem Mietverhältnis 

entstehenden Ansprüche gegenüber der Mieterin zu verwenden. Der Kautionsbetrag ist an die Mieterin nach 
Beendigung des Mietverhältnisses und Erfüllung sämtlicher Verpflichtungen aus diesem Mietvertrag samt Zinsen 

auszufolgen. 
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VI. Sicherung von Zahlungen der Mieterin  
 

1. Die Sicherung der Zahlungen der Mieterin auf den Finanzierungsbeitrag gemäß Punkt V. dieses Mietvertrags 
samt Zahlungen für Sonderleistungen (Sonderausstattungen) gem. § 1 Abs. 1 Bauträgervertragsgesetz (BTVG) 

und Zinsen für allfällige Rückforderungsansprüche gem. § 8 Abs. 1 i.V.m. § 14 BTVG erfolgt in Entsprechung der 

Bestimmungen des BTVG nach dem so genannten Sondersicherungsmodell „geförderter Wohnbau“. Die Vo-

raussetzungen zur Anwendung dieses Sondersicherungsmodells sind erfüllt, und zwar: 
• Es liegt sowohl eine rechtskräftige Baubewilligung (Bescheid Zahl: MA 37/690824-2019-1 vom 25.08.2020) als 

auch eine schriftliche Zusicherung der Förderung (siehe Punkt I.1.) vor. 

• Die Finanzierung der gesamten Herstellungskosten des Bauvorhabens ist gesichert und ist aufgrund der Ver-
pflichtung aus der vorgenannten Zusicherung auch gewährleistet, dass außer der Sicherstellung der Finan-

zierungsmittel nach dem Finanzierungsplan der Wohnbauförderungszusicherung keine weiteren geldwer-

ten Lasten vor Ende der Sicherstellungspflicht ohne Zustimmung des Landes Wien verbüchert werden. 

• Es liegt eine am 01.12.2021 ausgestellte Bescheinigung des Revisionsverbands der Vermieterin für das ge-
genständliche Bauvorhaben vor, dass für den fristgerecht erstellten Jahresabschluss des Geschäftsjahres 

2020 ein uneingeschränkter Bestätigungsvermerk erteilt wurde und allfällige Rückforderungsansprüche der 

Erwerber - sohin auch der Mieterin - aufgrund der sich aus der geprüften Bilanz ergebenden Eigenkapital-

ausstattung des Bauträgers ausreichend gedeckt werden können; die Vermieterin verpflichtet sich, solche 
Bescheinigungen bis zu dem vereinbarten Bezugstermin jährlich beizubringen. 

• Die vorgenannte Bescheinigung wurde vom Revisionsverband der Wohnbauförderungsstelle des Landes 

Wien (MA 50) vorgelegt. Die Vermieterin verpflichtet sich dafür zu sorgen, dass allfällige Folgebescheinigun-

gen ebenfalls unverzüglich nach Ausstellung der MA 50 vorgelegt werden. 
• Die vorgenannte Bescheinigung wurde vom Revisionsverband sowohl der Vermieterin als auch dem Amt 

der Wiener Landesregierung als Aufsichtsbehörde vorgelegt, wobei unter sinngemäßer Anwendung der 

§§ 28 Abs. 8 und 29 Abs. 6 WGG  bei letzterer Stelle des Amts der Wiener Landesregierung die Einsicht-

nahme in diese Bescheinigung für jedermann gewährleistet ist. Die Vermieterin verpflichtet sich dafür zu 
sorgen, dass die allfälligen Folgebescheinigungen ebenfalls unverzüglich dem Amt der Wiener Landesre-

gierung als Aufsichtsbehörde vorgelegt werden. 

 
Der Mieterin wurden spätestens eine Woche vor Unterfertigung dieses Mietvertrags Kopien sowohl der Zusiche-

rung der MA 50 (siehe Punkt I.1.), als auch der Bescheinigung des Revisionsverbands übergeben. 

 

2. Die Vermieterin errichtet das vertragsgegenständliche Mietobjekt in Entsprechung der, der Mieterin über-
gebenen Bau- und Ausstattungsbeschreibung. 

 

Wünscht die Mieterin Änderungen oder Ergänzungen der Grundausstattung (Sonder- oder Zusatzleistungen) und 

sollen diese Änderungen oder Ergänzungen der Grundausstattung noch vor Übergabe des Mietobjekts durch-
geführt werden, so sind entsprechende Aufträge für die Durchführung dieser Sonder- oder Zusatzleistungen ins-

besondere aus bauorganisatorischen Gründen direkt und ausschließlich dem Generalunternehmer, das ist die 

Firma SWIETELSKY AG, 1130 Wien, Hietzinger Kai 133, bzw. bei den, von diesem beauftragten Professionisten (ge-

mäß übergebener Liste) zu erteilen. Die Mieterin übernimmt es, die Vermieterin von einer solchen allfälligen Be-
auftragung zu verständigen und im Rahmen der gesetzlichen und vertraglichen Bestimmungen deren Zustim-

mung einzuholen. 

 

3. Sollten Änderungen oder Ergänzungen dieser Grundausstattung - unter Einhaltung der diesbezüglichen Re-
gelungen des Mietvertrags - jedoch erst nach Fertigstellung und Übergabe des Mietobjekts von Mieterin durch-

geführt werden, verpflichtet sich die Mieterin zwar hiezu befugte Gewerbsleute zu beauftragen, ist aber in deren 
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Auswahl frei (hinsichtlich baulicher Veränderungen des Mietobjekts wird auf VII. und VIII. dieses Vertrags verwie-

sen). 

 

 

VII. Zustand, Erhaltung und Veränderungen des Mietobjekts 
 

1. Das Mietobjekt wird anlässlich Übergabe im Zuge einer gemeinsamen Begehung besichtigt und allfällige 
von der Vermieterin noch zu behebende sichtbare Mängel werden in einem Übergabeprotokoll festgehalten. 

 

Der Mieterin ist bekannt, dass das Mietobjekt nicht barrierefrei (im Sinne des Bundes-Behindertengleichstellungs-
gesetztes - BGStG) zugänglich bzw. ausgestaltet ist. Die Vertragsparteien halten einvernehmlich fest, dass die 

fehlende Barrierefreiheit keine (auch keine teilweise) Unbrauchbarkeit des Mietobjektes darstellt. Die Barriere-

freiheit des Mietobjektes gemäß BGStG wird somit seitens der Vermieterin nicht zugesichert. 

 
2. Die Mieterin verpflichtet sich, das Mietobjekt samt mitvermieteten Einrichtungen (insbesondere auch die im 

Objektinneren gelegenen Licht-, Wasser- und Beheizungsleitungen sowie Sanitär- und (Be-)Lüftungsanlagen ver-

tragsgemäß und schonend zu benützen sowie auf Vertragsdauer und auf ihre eigenen Kosten so zu warten und, 

soweit es sich nicht um die Behebung ernster Schäden des Hauses oder um die Beseitigung einer vom Mietge-
genstand ausgehenden erheblichen Gesundheitsgefährdung handelt, so instand zu halten, dass der Vermiete-

rin und den anderen Mietern der Anlage kein Nachteil erwächst. 

 

Die Instandhaltungsverpflichtung der Vermieterin ist auf die zwingenden gesetzlichen Bestimmungen (§ 14a Abs. 
2 WGG) beschränkt. Schäden, deren Behebung der Vermieterin obliegen, sind dieser unverzüglich anzuzeigen. 

Sofern deshalb die Vornahme von Arbeiten zur Behebung derartiger Schäden notwendig wird, ist die Mieterin 

bei sonstigem Schadenersatz verpflichtet, die Vermieterin über diesbezügliche Schäden unverzüglich in Kenntnis 

zu setzen. 
 

Das Mietobjekt ist regelmäßig zu lüften und in der kalten Jahreszeit zu beheizen. Die Mieterin haftet ferner für alle 

Schäden, die aus einem unsachgemäßen oder vertragswidrigen Gebrauch des Mietobjekts oder aus mangeln-
der Wartung durch schuldhaftes Verhalten der Mieterin, ihrer Mitbewohner oder ihr sonst zurechenbarer Perso-

nen entstehen. Behebt die Mieterin derartige Beschädigungen trotz Aufforderung innerhalb gesetzter Frist nicht, 

ist die Vermieterin berechtigt, die erforderlichen Arbeiten unter Berücksichtigung der berechtigten Interessen 

der Mieterin gemäß § 8 Abs. 2 MRG auf deren Kosten im Wege einer Ersatzvornahme durchführen zu lassen. 
 

Die Mieterin ist verpflichtet, Ausbesserungen und bauliche Maßnahmen der Vermieterin am Mietobjekt o-

der - unter Benutzung des Mietobjekts - an den sonstigen Gebäudebereichen zu dulden, sofern durch die Vor-

nahme dieser Maßnahmen ihre Interessen nicht unzumutbar beeinträchtigt werden (z.B. wesentliche Erschwe-
rung der Ausübung der Mietrechte). Die Vermieterin verpflichtet sich, die Durchführung derartiger Arbeiten der 

Mieterin - ausgenommen bei Gefahr im Verzug - rechtzeitig vorher schriftlich anzuzeigen. 

 

3. Allfällige, von der Mieterin beabsichtigte wesentliche bauliche Veränderungen des Mietobjekts bzw. Än-
derungen oder Ergänzungen der Ausstattung hat die Mieterin der Vermieterin vorab anzuzeigen und deren 

Zustimmung (dies gilt auch für allfällige Änderungen der beheizbaren Nutzfläche) abzuwarten. Lehnt die Ver-

mieterin nicht innerhalb von zwei Monaten nach Zugang der Anzeige ab, so gilt die Zustimmung als erteilt. Un-

wesentlich und daher nicht zustimmungsbedürftig sind Änderungen, die geringfügig, nicht erheblich und leicht 
wieder zu beseitigen, schutzwürdigen Interessen der Vermieterin, wie insbesondere die Substanz oder das äu-
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ßere Erscheinungsbild des Hauses oder die Interessen der anderen Mieter der Wohnhausanlage, nicht wider-

sprechen und Bestand und Wert des Mietobjekts nicht beeinträchtigen können (wie etwa das Ausmalen der 

Wände in üblichen Farben (somit z.B. nicht in schwarz), die Änderung der Boden- oder Wandbeläge oder die 

Montage von handelsüblichen Regalen, Handtuch- oder Seifenhaltern).  
 

Ungeachtet dessen, so ferne nicht die Voraussetzungen des § 9 Abs. 2 MRG erfüllt sind, sind sämtliche Verände-

rungen durch die Mieterin immer an dessen Verpflichtung zur Wiederherstellung des früheren Zustands bei Be-

endigung des Mietverhältnisses gebunden. 
 

Ist die Durchführung der Arbeiten daran gebunden, dass eine Bauanzeige erstattet werden muss, bzw. von der 

Baubehörde eine Baubewilligung einzuholen ist, darf vor Erstattung der Anzeige bzw. Erteilung der Bewilligung 

nicht mit den Arbeiten begonnen werden. Die Arbeiten sind entsprechend den baubehördlichen Auflagen aus-
zuführen bzw. dürfen diese nicht durchgeführt werden, wenn die Baubehörde eine bauliche Veränderung un-

tersagt. Die Bauanzeige ist von der Mieterin bei der Baubehörde zu erstatten bzw. ist die Baubewilligung von der 

Mieterin bei der Baubehörde einzuholen. Die Fertigstellung der Arbeiten ist von der Mieterin bei der Baubehörde 

anzuzeigen, und der Vermieterin bekannt zu geben. 
 

Für die Einhaltung der baubehördlichen Auflagen sowie für sämtliche Schäden, die durch nicht fach- und sach-

gerechte Abänderungen entstehen sollten, haftet die Mieterin und verpflichtet sich, die Vermieterin gegen 

Schadenersatzansprüche schad- und klaglos zu halten. Mit der Durchführung der Arbeiten sind befugte Gewer-
betreibende auf Kosten der Mieterin zu betrauen. Die Betreuung, Wartung und Instandhaltung obliegt der Mie-

terin. 

 
4. Die Benützung der Außenseite des Mietobjekts (beispielsweise durch die Montage einer Satellitenemp-

fangsanlage) bzw. die Beeinträchtigung des äußeren Erscheinungsbilds des Hauses (beispielsweise durch die 

Anbringung von Werbeaufschriften oder -vorrichtungen) ist - unbeschadet der Rechte der Mieterin gemäß § 9 

MRG - nicht gestattet. 
 

Für den Fall der Zustimmung der Vermieterin, welche für jeden Einzelfall einzuholen ist, sind auch hier mit der 

Durchführung der Arbeiten befugte Gewerbetreibende auf Kosten und Gefahr der Mieterin zu beauftragen 

und, sofern an eine behördliche Bewilligung gebunden, diesbezügliche Bewilligungen vor Beginn der Arbeiten 
einzuholen und die darin aufgetragenen behördlichen Auflagen einzuhalten. Die Betreuung, Wartung und In-

standhaltung obliegt der Mieterin. Bei notwendigen Instandhaltungsarbeiten und bei nützlichen Verbesserun-

gen, sofern die Vermieterin zu letzteren verpflichtet ist, hat die Mieterin angebrachte Gegenstände auf eigene 

Kosten und ohne Schädigung der Substanz des Gebäudes zu entfernen, wobei auch eine Wiederherstellung 
bzw. Montage auf eigene Kosten der Mieterin zu erfolgen hat. 

 

5. Vorhandene Regensinkkästen bzw. Regenwassereinläufe sind von der Mieterin regelmäßig zu reinigen bzw. 

zu warten. 
 

 

VIII. Rückstellung des Mietobjekts 
 

1. Bei Beendigung des Mietverhältnisses ist das Mietobjekt der Vermieterin in gutem und brauchbarem, ledig-

lich durch die bei schonendem, vertragskonformen Gebrauch sich ergebende Abnützung verschlechterten, 
gereinigtem Zustand sowie besenrein (sohin insbesondere geräumt von eigenen Fahrnissen der Mieterin) mit 
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allen Schlüsseln zurückzustellen. Die Mieterin hat weiters auf eigene Kosten allenfalls verunreinigte Teile des Mie-

tobjekts so zu reinigen, dass eine gefahrlose Folgenutzung möglich ist. 

 

Sollte die Mieterin das Mietobjekt nicht in entsprechendem Zustand übergeben bzw. sollten auch an den sons-
tigen Ausstattungsgegenständen (WC-Schale, Waschtisch, etc.) Schäden festgestellt werden, ist die Vermieterin 

berechtigt, die zur Herstellung erforderlichen Arbeiten auf Kosten der Mieterin durchführen zu lassen. Die Kosten 

werden von dem zu leistenden Rückzahlungsbetrag gemäß § 17 WGG bzw. einer allfälligen Kaution in Abzug 

gebracht, der bzw. die für die notwendige Dauer der Arbeiten vorerst zurückbehalten wird. Ebenso von diesem 
Rückzahlungsbetrag in Abzug gebracht werden allenfalls ausständige Mietzinse und / oder Benützungsentgelte. 

 

Weiters nimmt die Mieterin zur Kenntnis, dass seitens der Vermieterin keine Haftung für zurückgelassene Gegen-

stände übernommen wird und erklärt die Mieterin, dass bei Beschädigung oder Wegnahme der Gegenstände 
gegenüber der Vermieterin keinerlei Ersatzansprüche geltend gemacht werden und verpflichtet sich die Miete-

rin weiters, die Vermieterin gegen Schadenersatzansprüche schad- und klaglos zu halten. 

 

Bis zur vollständigen Erfüllung dieser Verpflichtung der Rückstellung des Mietobjekts im vertragsgemäßen Zustand 
bzw. bis zur Herstellung des vertragsgemäßen Zustands hat die Mieterin ein Benützungsentgelt in der Höhe des 

ansonsten auflaufenden monatlichen Entgelts zu bezahlen. 

 

2. Von der Mieterin allenfalls vorgenommene Ausbauten, Adaptierungen, zusätzliche Ausstattungen oder Än-
derungen der ursprünglichen Ausstattung des Mietobjekts (wie z.B. Boden- oder Wandbeläge, Karniesen, Jalou-

sien, Einbauküchen, etc.) werden, wenn die Vermieterin nicht gemäß § 20 Abs. 5 WGG hierzu verpflichtet ist, bei 

Beendigung des Mietverhältnisses von der Vermieterin nicht abgelöst. 
 

 

IX. Rücktritt vor Bezug 
 

Der Mieterin steht ein gesetzliches Rücktrittsrecht gemäß § 5 BTVG zu, wenn die Vermieterin nicht eine Woche 

vor Abgabe der Vertragserklärung der Mieterin schriftlich alle wesentlichen Informationen über den Vertragsin-
halt (§ 4 Abs. 1 BTVG) mitgeteilt hat. Der Rücktritt ist binnen 14 Tagen zu erklären. Die Rücktrittsfrist beginnt mit 

dem Tag, an dem die Mieterin eine Kopie ihrer Vertragserklärung mit den wesentlichen Informationen und die 

Belehrung über das Rücktrittsrecht schriftlich erhält. Das Rücktrittsrecht erlischt jedoch unabhängig davon spä-

testens sechs Wochen nach Abgabe der Vertragserklärung der Mieterin. 
 

Unabhängig von diesem gesetzlichen Rücktrittsrecht gilt folgendes:  

 

1. Die Mieterin ist berechtigt, von diesem Vertrag bis zum Entstehen der Übernahmeverpflichtung hinsichtlich 
des Mietobjekts zurückzutreten, wenn 

• das Flächenmaß des Mietobjekts um mehr als 3 % gegenüber der in I.3. dieses Vertrags genannten Wohn-

nutzfläche abweicht, was sich die Vermieterin insbesondere aus bau- und bauabwicklungstechnischen 

Gründen vorbehalten muss, oder 
• sich die Übergabe des Mietobjekts an die Mieterin um mehr als ein Monat über den gemäß IV.1. dieses 

Vertrags garantierten, spätesten Termin hinaus verzögen sollte. 

 

2. Die Vermieterin ist berechtigt, von diesem Vertrag zurückzutreten, wenn 
• die Mieterin, vor Entstehen der Übernahmeverpflichtung hinsichtlich des Mietobjekts, den vereinbarten - 

entsprechend den Bestimmungen gemäß I.4. i.V.m. V.3. fälligen - Finanzierungsbeitrag trotz Mahnung und 
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Setzung einer einmonatigen Nachfrist nicht fristgerecht bezahlt, 

• die Mieterin trotz schriftlicher Aufforderung zur Übernahme das fertig gestellte Mietobjekt nicht fristgerecht 

übernimmt, 

• die Mieterin die Voraussetzungen für die Wohnbauförderung nicht erfüllt. 
• die Mieterin die für die Wohnbauförderung (MA 50) allenfalls notwendigen Erklärungen (insbesondere über 

die Aufgabe ihrer bisherigen Wohnung), Urkunden und Einkommensnachweise nicht fristgerecht und voll-

ständig oder nicht den Tatsachen entsprechend abgibt oder erbringt. 

 
3. Die Rücktrittserklärung ist dem Vertragspartner schriftlich zu übermitteln. Mit Einlangen dieses Schreibens gilt 

das Vertragsverhältnis als aufgelöst. 

 

4. Falls eine Vertragspartei vor Übergabe oder Übernahme des Mietobjekts vom Mietvertrag zurücktritt, ist die 
Mieterin verpflichtet, 

• unverzüglich bereits erteilte, aber noch nicht ausgeführte Ausstattungssonderwunschaufträge wiederum 

zu stornieren und 

• so ferne der Rücktritt aus Gründen erfolgt, die in der Sphäre der Mieterin liegen, auf ihre Kosten bereits 
ausgeführte Ausstattungssonderwünsche durch dieselben Professionisten wiederum entfernen und den ur-

sprünglichen, von der Vermieterin vorgesehenen Zustand der Wohnung wiederherstellen zu lassen. 

 

5. Im Falle eines von der Mieterin zu vertretenden Rücktritts hat diese an die Vermieterin als Ersatz deren Auf-
wands, einen einmaligen Verwaltungskostenersatz in Höhe von derzeit € 241,56 zzgl. Umsatzsteuer zu bezahlen. 

Dieser Verwaltungskostensatz verdoppelt sich, wenn die Mieterin, aus von ihr zu vertretenden Gründen, das Mie-

tobjekt nach Bekanntgabe des genauen Tages der Übergabe vom Vertrag zurücktritt bzw. wenn die Mieterin 
trotz schriftlicher Aufforderung zur Übernahme das fertig gestellte Mietobjekt nicht fristgerecht übernimmt. 

 

6. Im Falle des Rücktritts sind die von der Mieterin geleisteten Zahlungen für den Finanzierungsbeitrag nach 

den Bestimmungen des § 17 WGG zurückzuzahlen. Im Falle eines Rücktritts von einem von zwei Personen unter-
fertigten Mietvertrag erfolgt die Rückzahlung von bereits geleisteten Finanzierungsbeiträgen nur dann, wenn 

dieser Rücktritt von beiden Mietern gleichzeitig erfolgt. Bei Rücktritt nur eines Mieters verbleiben die Finanzie-

rungsbeiträge bis zu einem etwaigen Rücktritt auch des zweiten Mieters bei der Vermieterin und werden sodann 

an den zweiten Mieter ausbezahlt. 
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X. Allgemeine Vertragsbestimmungen 
 

1. Soweit dieser Mietvertrag auf Mieterseite von mehreren Personen (z.B. Ehegatten) abgeschlossen wird, haf-
ten diese für die Einhaltung sämtlicher vertraglichen Verpflichtungen zur ungeteilten Hand. Im Falle der Aufkün-

digung des von zwei Personen unterfertigten Mietvertrags erfolgt die Rückzahlung von Beiträgen gemäß § 17 

WGG nur dann, wenn die Kündigung von Beiden gleichzeitig erfolgt. Bei Aufkündigung nur eines Mieters, die 

ausschließlich mit Zustimmung der Vermieterin und des verbleibenden Mieters erfolgen kann, verbleibt der Fi-
nanzierungsbeitrag bis zu einer etwaigen Auflösung des Mietverhältnisses mit dem verbleibenden Mieter bei der 

Vermieterin und wird sodann an Letzteren ausbezahlt. 

 
2. Die Mieterin erklärt ausdrücklich, eine förderungswürdige Person im Sinne des WWFSG 1989 zu sein und sich 

den Bestimmungen und Auflagen des WWFSG 1989 sowie. der Förderungszusicherungen des Landes Wien (siehe 

I.1.), zu unterwerfen. Hierzu gehört auch die Verpflichtung nach Bezug des geförderten Mietobjekts sämtliche 

Rechte an Vorwohnungen innerhalb von sechs Monaten aufzugeben, es sei denn, dass diese nachweislich aus 
beruflichen Gründen dringend benötigt werden oder von Verwandten in gerader Linie zur Befriedigung ihres 

dringenden Wohnbedürfnisses regelmäßig verwendet werden und eine Abtretung des Mietrechts an diese Per-

sonen nicht in Betracht kommt. Über diese Vorwohnungsaufgabe verpflichtet sich die Mieterin der Vermieterin 

einen Nachweis in der, von der MA 50 jeweils geforderten Form zu übermitteln. 
 

3. Soweit durch diesen Vertrag nicht abweichend geregelt, gelten für dieses Mietverhältnis die gesetzlichen 

Bestimmungen des WGG, des MRG und des WWFSG 1989. 

 
4. Ab dem Zeitpunkt der Übergabe des Mietobjekts gilt dieses ausschließlich als Zustelladresse. 

 

Anlässlich Beendigung des Mietverhältnisses, ist die Mieterin verpflichtet, der Vermieterin ihre Zustelladresse be-

kannt zu geben. Gibt die Mieterin keine Zustelladresse bekannt, können Zustellungen aller Art weiterhin an die 
Adresse des Mietobjekts erfolgen, mit der Wirkung, dass sie der Mieterin als zugekommen gelten. 

 

5. Dem Mieter ist die Haltung von Haustieren untersagt. Unter dieses Verbot fallen nicht artgerecht in Be-

hältnissen gehaltene wohnungsübliche ungefährliche Kleintiere (wie etwa Ziervögel, Zierfische, Hamster, Meer-

schweinchen und kleine Schildkröten) und solche Tiere, auf die die Bewohner aus medizinischen Gründen an-

gewiesen sind (wie etwa Blinden-, Behindertenbegleit- oder Therapiehunde). 

 

Dem Mieter ist es nicht gestattet, in gemeinschaftlich genutzten Räumen (wie etwa Stiegenhäusern, Waschkü-

chen, Aufzügen oder Garagen) zu rauchen. 

 
6. Dieser Vertrag wird in zwei Ausfertigungen errichtet, wovon je eine Ausfertigung, für die beiden Vertrags-

parteien bestimmt ist. 

 
7. Zum Zeitpunkt des Mietvertragsabschlusses bestehen keine mündlichen Nebenabreden. 
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XI. Nachträgliche Übertragung in das Wohnungseigentum 
 

Gemäß § 15f WGG weist die Vermieterin darauf hin, dass entsprechend der derzeitigen Gesetzeslage ein An-

spruch des Mieters gemäß § 15c lit a WGG auf nachträgliche Übertragung der Wohnung (des Geschäftsraums) 
in das Wohnungseigentum nur für Personen gemäß § 8 Abs. 4 WGG und ihnen gemäß § 8 Abs. 5 WGG gleich-

gestellte Personen besteht.  

 

Die diesbezüglichen Bestimmungen des WGG lauten: 
§ 8. Abs. 4: „Sämtliche Tätigkeiten einer gemeinnützigen Bauvereinigung gemäß Abs. 3 sind vorrangig zugunsten 

einer Wohnversorgung von österreichischen Staatsbürgern, gemäß Abs. 5 gleichgestellten Personen sowie Aus-

ländern auszurichten, die sich seit mehr als fünf Jahren ununterbrochen und legal in Österreich aufhalten und 

ein Prüfungszeugnis des Österreichischen Integrationsfonds (ÖIF) nachweisen.“ 
§ 8. Abs. 5: „Österreichischen Staatsbürgern sind gleichgestellt: 

1. Ausländer, die die österreichische Staatsbürgerschaft nach dem 6. März 1933 verloren haben, aus politischen, 

rassischen oder religiösen Gründen aus Österreich auswandern mussten, wieder nach Österreich zurückgekehrt 
sind und beabsichtigen, sich ständig in Österreich niederzulassen; 

2. Personen, die österreichischen Staatsbürgern im Hinblick auf den Erhalt von Förderungen durch Staatsverträge 

gleichgestellt sind; 

3. Personen, die durch das Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum begünstigt sind.“ 
§ 8. Abs. 6: „Die Voraussetzung eines Prüfungszeugnisses des Österreichischen Integrationsfonds (ÖIF) über die 

erfolgreiche Absolvierung einer Integrationsprüfung gemäß Abs. 4 müssen nicht erfüllt werden, wenn: 

1. dies einer Person aufgrund eines physisch oder psychisch dauerhaft schlechten Gesundheitszustandes nicht 

zugemutet werden kann, wobei der Nachweis durch ein amtsärztliches Gutachten zu erfolgen hat, oder 
2. es sich um Personen handelt, die nach Vollendung des 60. Lebensjahres erstmals ihren Hauptwohnsitz in Ös-

terreich begründet haben.“ 

 

Weiters weist die Vermieterin auf die, entsprechend der derzeitigen Gesetzeslage mit dem gesetzlichen An-
spruch auf nachträgliche Übertragung in das Eigentum (Miteigentum, Wohnungseigentum) gemäß § 15c lit a 

WGG verbundenen, nachstehend wiedergegebenen Antragsrechte gemäß § 15e Abs. 1 WGG hin, welche die 

Mieterin allerdings längstens bis zum Ablauf des 30. Jahres nach Erstbezug der Baulichkeit ausüben kann.  

 
Die diesbezügliche Bestimmung des WGG lautet: 

§ 15e Abs. 1: „Stellt ein Mieter oder sonstiger Nutzungsberechtigter gemäß § 15c lit. a nach fünf-, höchstens aber 

zwanzigjähriger Dauer seines Miet- oder sonstigen Nutzungsvertrags einen Antrag auf Übertragung in das Eigen-
tum (Miteigentum, Wohnungseigentum), hat die Bauvereinigung binnen drei Monaten eine Fixpreisvereinba-

rung gemäß § 15d schriftlich anzubieten. Die Vereinbarung einer längeren Frist ist zulässig, sofern deren Dauer 

sechs Monate nicht übersteigt. Der Mieter oder sonstige Nutzungsberechtigte kann je einen Antrag vom sechs-

ten bis zum Ablauf des zehnten, vom elften bis zum Ablauf des fünfzehnten und vom sechzehnten bis zum Ablauf 
des zwanzigsten Jahres stellen.“ 

 

Die Vermieterin verweist noch einmal darauf, dass die vorgenannten Antragsstellungsmöglichkeiten in Abhän-

gigkeit von der individuellen Mietdauer der Mieterin nur dann gegeben sind, wenn seit Erstbezug der Wohnhaus-
anlage insgesamt noch keine 30 Jahre verstrichen sind. 

 

Gleichzeitig wird von der Vermieterin ausdrücklich festgehalten, dass mit dem gegenständlichen Hinweis auf 

die gesetzlichen Regelungen des WGG - wozu die Vermieterin gemäß § 15f WGG verpflichtet ist - keine vertrag-
liche Kaufoption eingeräumt wird. Die Mieterin hat somit nur dann Anspruch auf nachträgliche Übertragung des 
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Mietobjekts in das Wohnungseigentum, wenn zum Zeitpunkt ihrer Antragstellung nach der dann geltenden 

Rechtslage ein solcher, gesetzlicher Anspruch besteht.  

 

Gemäß § 15e Abs 1 WGG wird für den Fall des Bestehens eines gesetzlichen Anspruchs auf nachträgliche Über-
tragung des Mietobjekts zum Zeitpunkt der Antragstellung der Mieterin - sofern dies nach den dann geltenden 

gesetzlichen Bestimmungen zulässig ist - eine Frist von sechs Monaten für eine diesbezügliche Angebotslegung 

der Vermieterin vereinbart. 

 
 

XII. Mitgliedschaft 
 

Die Vermieterin kann Wohnungen, Reihen- oder Siedlungshäuser, Geschäftsräumlichkeiten und Heime nur Mit-

gliedern überlassen. Die Mieterin verpflichtet sich daher, der Vermieterin als Mitglied beizutreten und die nach 

der Satzung vorgeschriebenen vier Geschäftsanteile á € 21,80 bei Unterfertigung der Beitrittserklärung zu erwer-
ben und zu bezahlen. Außerdem ist eine einmalige Beitrittsgebühr, welche derzeit € 87,20 beträgt, anlässlich des 

Beitritts zu bezahlen. Nach Beendigung der Mitgliedschaft sind die Geschäftsanteile nach den Bestimmungen 

der Satzung zurückzuzahlen, nicht jedoch die Beitrittsgebühr. 

 
Eine Satzung (Stand: Juni 2018) wurde der Mieterin übergeben. 

 

 

 
Wien,  

 

        
.............................................................................................. ........................................................................................................................................ 

die Vermieterin die Mieterin 



Die gemeinnützige Bauvereinigung  
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
in der Folge kurz Vermieterin genannt, schließt mit 

 

       

geboren am    

 

in der Folge (auch bei männlichen Mietern, Ehegatten oder sonstigen Partnern, welche eine einheitliche Miet-
partei bilden) kurz Mieterin genannt, den nachstehenden Mietvertrag ab. 

 

 

I. Mietobjekt und Mietvorgang 
 

1. Die Vermieterin ist grundbücherliche Eigentümerin der Liegenschaft EZ 2748, Grundbuch 01305 Meidling, 
mit der vorläufigen Adresse 

1120 Wien, Eichenstraße 2 / Hermann-Glück-Weg 6 

und errichtet auf dieser nach derzeitigem Planungsstand unter Zuhilfenahme von Förderungsmitteln des Landes 

Wien gemäß den Bestimmungen des Wiener Wohnbauförderungs- und Wohnhaussanierungsgesetzes (WWFSG) 

1989, LGBl 18/1989, und der Förderungszusicherungen des Amts der Wiener Landesregierung vom 12.11.2019, 
24.06.2021 und 24.08.2021, MA 50 - NF 971550/2018 - 162 Standard-Wohnungen, 82 Smart-Wohnungen, ein Ge-
schäftslokal, 13 Smart-Offices und 139 Garagenplätze. Weiters werden von der Vermieterin auf dieser Liegen-

schaft ein Geschäftslokal ohne Zuhilfenahme von Fördermitteln (kurz freifinanziertes Geschäftslokal), zwei Büros 

ohne Zuhilfenahme von Fördermitteln (kurz freifinanzierte Büros) und 18 Garagenplätze ohne Zuhilfenahme von 
Fördermitteln (kurz freifinanzierte Garagenplätze) errichtet. 

 

Das vertragsgegenständliche Mietobjekt wurde im Rahmen der Förderungszusicherung MA 50 - NF 971550/2018 

mit einem Darlehen gemäß § 12 WWFSG 1989 i.V.m. § 3 Neubauverordnung (Neubau-VO) 2007 sowie mit einem 
Zuschuss nach § 7 Abs. 2 Neubau-VO 2007 gefördert. 
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2. Die vorläufigen Nutzwerte (und Nutzflächen) der, von der Vermieterin errichteten Einheiten betragen: 

  Wohnungen Geschäftslokale Garagenplätze insgesamt 

• Standard (vorl. 12.037,37 m²) 11.115 - 588 11.703 

• Smart (vorl. 4.285,14 m²) 4.009 - 222 4.231 
• Geförd. Geschäftslokal (vorl. 206,41 m²) - 157 6 163 

• Geförd. Smart-Offices (vorl. 329,83 m²) - 362 18 380 

• Freifin. Geschäftslokal (vorl. 1.072,38 m²) - 1.054 42 1.096 

• Freifin. Büros (vorl. 2.293,47 m²) - 2.229 66 2.295 
 insgesamt sohin 15.124 3.802 942 19.868 

 

Die vorläufigen Nutzwerte wurden mit Gutachten vom 12.05.2021 des Ziviltechnikers Arch. Mag. Georg Friedler, 

1010 Wien, Salvatorgasse 10/5/17, ermittelt. Die Nutzwerte werden nach Baufertigstellung auf Basis der Bestands-
pläne gegebenenfalls neuerlich zu ermitteln sein. 

 

3. Die Vermieterin vermietet und die Mieterin mietet von ihr das, auf der zuvor angeführten Liegenschaft be-

findliche Mietobjekt, mit der Adresse , mit nachfolgenden, gemäß dem derzeitigen Planungsstand, vorläufigen 
Flächen: 

• Wohnnutzfläche   

 

Das Mietobjekt samt vorgenanntem Zubehör hat - gemäß dem unter I.2. genannten vorläufigen Nutzwertgut-
achten - einen vorläufigen Nutzwert von . 

 

4. Grundlage dieses Mietvertrags sind die nachstehenden, der Mieterin zumindest eine Woche vor Vertrags-
unterzeichnung übergebenen Unterlagen:  

• Förderungszusicherungen des Landes Wien, 

• Bescheinigung des Revisionsverbandes, 

• ein Info-Kostenblatt, auf dem das laufende Entgelt, die Finanzierungsbeiträge und die Zahlungsfristen aus-
gewiesen sind (Beilage ./A), 

• Plan des vertragsgegenständlichen Mietobjekts (Beilage ./B), 

• Pläne der gewöhnlich nutzbaren Teile der Gesamtanlage (Allgemeinräume und -flächen), 

• Bau- und Ausstattungsbeschreibung (Grundausstattung) vom 05.10.2021, 
• Vertrag „Dienstleistungspaket zur Versorgung des Einzelkunden mit Wärme für Raumheizung, Wärme für 

Warmwasser, Kaltwasser und Kostenaufteilung sowie Verrechnung von Abwasser“ vom 22.06.2021 

• Servitutsverträge vom 26.08.2021 (Wiener Netze) und vom 01.02.2022 (Gesiba, Wigeba)  

• Energieausweis, 
 

Die Ausstattung des Mietobjekts erfolgt gemäß den Bestimmungen des WWFSG 1989 (§ 3, normale Ausstattung). 

 

5. Der Vermieterin bleibt das Recht vorbehalten, die Baupläne, Bauausführung und sonstige Ausgestaltung 
des Gebäudes und der Wohnhausanlage sowie der Außenanlagen aus bautechnischen oder bauabwicklungs-

technischen Gründen zu ändern, sofern 

• die öffentlich-rechtlichen, sohin insbesondere die baurechtlichen Erfordernisse eingehalten werden, 
• betreffend das Mietobjekt und die für die Mieterin nutzbaren Teile der Gesamtanlage weder die Zugänge, 

noch die Nutzung unzumutbar beeinträchtigt werden und die zugesagten Qualitäten und Funktionen er-

halten bleiben, 

• die Gesamtcharakteristik des Projektes gewahrt bleibt und 
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• die Änderungen der Mieterin auch sonst zumutbar sind, besonders weil sie geringfügig und sachlich ge-

rechtfertigt sind. 

 

6. Die Benützung des, auf diesem Grundstück befindlichen Kinder- und Jugendspielplatzes (Bauplatz 1C) steht 

ebenso den Nutzerinnen und Nutzern der benachbarten Wohnhausanlagen der GESIBA Gemeinnützige Sied-

lungs- und Bauaktiengesellschaft (Bauplatz 1A) und der WIGEBA Wiener Gemeindewohnungs Baugesellschaft 

m.b.H. (Bauplatz 1B) zu. Dies gilt ebenso für die Benützung (Geh- und Fahrrechte) der, auf diesem Grundstück 

befindlichen Ein- und Ausfahrt der Tiefgarage. 

 

In diesem Zusammenhang wird klarstellend festgehalten, dass die Benützung jener Teilfläche des Kinder- und 

Jugendspielplatzes auf dem benachbarten Grundstück der GESIBA Gemeinnützige Siedlungs- und Bauaktien-

gesellschaft (Bauplatz 1A) ebenso den Nutzerinnen und Nutzern der Wohnhausanlage der "Heimbau" Gemein-

nützige Bau-, Wohnungs- u. Siedlungsgenossenschaft registrierte Genossenschaft mit beschränkter Haftung 

(Bauplatz 1C) zusteht. 

 

Die Benützung der, auf diesem Grundstück befindlichen Kindergartenfläche (Bauplatz 1C) steht ausschließlich 

den Nutzerinnen und Nutzern der benachbarten Wohnhausanlage der GESIBA Gemeinnützige Siedlungs- und 

Bauaktiengesellschaft (Bauplatz 1A) zu. 

 
7. Durch den öffentlichen Verkehr kann es zu Immissionen kommen. Wir weisen darauf hin, dass Immissionen 

(Schallimmissionen, Erschütterung, etc.), die der Bahn- und Straßenverkehr üblicherweise mit sich bringt (auch 

nach ständiger Rechtsprechung) als ortsüblich gelten und daher von der Mieterin zu dulden sind. 

 
8. Die Mieterin hat zustimmend zur Kenntnis genommen, dass die vertragsgegenständliche Wohnhausanlage 
als „offene“ Wohnhausanlage konzipiert wurde. Insbesondere wird keine Einfriedung zwischen den allgemeinen 

Teilen der Wohnhausanlage und dem öffentlichen Gut errichtet. 

 

 

II. Mietzweck und Nutzung 
 
1. Die Vermietung erfolgt zur Befriedigung des Wohnbedürfnisses der Mieterin und ihrer allfälligen naheste-

henden Personen (im Sinne des § 2 Z 11 WWFSG 1989), d.h. nicht zu geschäftlichen Zwecken. Nahestehende 

Personen im Sinne der vorgenannten Bestimmung sind: der Ehegatte, der eingetragene Partner, Verwandte in 

gerader Linie einschließlich der Wahlkinder, Verwandte im zweiten und dritten Grad der Seitenlinie und Ver-
schwägerte in gerader Linie und eine Person, die mit der Mieterin in einer in wirtschaftlicher Hinsicht ähnlich einer 

Ehe eingerichteten Haushaltsgemeinschaft lebt. Jede Änderung des Verwendungszwecks ist verboten.  

 

Jede Änderung dieses Verwendungszwecks bedarf aufgrund der Auflagen der Wohnbauförderung auch der 
vorherigen ausdrücklichen Zustimmung der Förderungsstelle (MA 50) sowie gegebenenfalls auch der Genehmi-

gung der Baubehörde (MA 37). 

 
Die Mieterin hat der Vermieterin weiters sämtliche Vorsteuernachteile (Vorsteuerberichtigung sowie Verlust des 

laufenden Vorsteuerabzugs) zu ersetzen, die der Vermieterin aus einer nicht genehmigten Widmungsänderung 

erwachsen, und haftet für sämtliche Ansprüche Dritter (wie etwa Mieter der vertragsgegenständlichen Wohn-

hausanlage), die gegenüber der Vermieterin infolge einer nicht genehmigten Widmungsänderung geltend ge-
macht werden. 
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2. Jegliche (auch nur teilweise) Weitergabe des Mietobjekts - in welcher Form auch immer - ist verboten. 

Dieses Weitergabeverbot bezieht sich auch auf eine etwaige Untervermietung und ist nur beschränkt durch die 

zugunsten der Mieterin zwingenden Regelungsgehalte der §§ 11 und 12 Mietrechtsgesetz (MRG). Nicht als Wei-
tergabe gilt allerdings die Mitbenutzung des Mietobjekts durch die im gemeinsamen Haushalt mit der Mieterin 

lebenden nahestehenden Personen (im Sinne des § 2 Z 11 WWFSG 1989) oder eine Abtretung der Mietrechte 

gemäß § 12 MRG. 

 
Die Mieterin hat, auch aufgrund förderungsrechtlicher Auflagen kein Recht, das Mietobjekt an Dritte weiter zu 

geben, sondern ist verpflichtet, das Mietobjekt bei Beendigung des Mietverhältnisses an die Vermieterin zurück-

zustellen. 

 
3. Neben dem mietvertragsgegenständlichen Mietobjekt samt Zubehör ist die Mieterin berechtigt, all jene 

Teile bzw. Einrichtungen der gegenständlichen Anlage, die zur gemeinsamen Benützung aller Mieter vorgese-

hen sind, mitzubenützen. Die Hausverwaltung ist berechtigt für Gemeinschaftsräume bzw. -einrichtungen, an-

gemessene Benützungszeiten festzusetzen. 
 

4. Die Mieterin hat dafür zu sorgen, dass durch sie oder sonstige Personen, denen sie den Zutritt zum Mietobjekt 

gestattet oder ermöglicht, keine ungebührliche, die sonstigen Bewohner der Anlage oder von Nachbarobjekten 

störende Lärmentwicklung erfolgt und alles Zumutbare zu unternehmen, um eine derartige Lärmentwicklung zu 
verhindern bzw. gegebenenfalls zu beseitigen. 

 

5. Die Benützung eines KFZ-Stellplatzes setzt den vorherigen Abschluss eines gesonderten Garagenmietver-
trags voraus. 

 

 

III. Mietdauer und Kündigung 
 

1. Das Mietverhältnis beginnt mit Übergabe des Mietobjekts bzw. mit Nichtübernahme trotz bestehender 
Übernahmeverpflichtung gemäß IV.1. und IV.5. dieses Vertrags und wird auf unbestimmte Zeit abgeschlossen. 

Es kann von beiden Vertragsparteien unter Einhaltung einer dreimonatigen Kündigungsfrist jeweils zum Letzten 

eines Kalendermonats aufgekündigt werden, jedoch durch die Vermieterin nur aus den im MRG genannten 

wichtigen Gründen.  
 

2. Als weiterer wichtiger Kündigungsgrund gemäß § 30 Abs. 2 Z 13 MRG wird die Nichtzahlung des vereinbar-

ten Finanzierungsbeitrages trotz Fälligkeit, Mahnung und Setzung einer Nachfrist von 14 Tagen vereinbart. 

Ebenso wird die Nichtzahlung einer vereinbarten Kaution als wichtiger Kündigungsgrund gemäß § 30 Abs. 2 Z 13 
MRG vereinbart. 

 

3. Gemäß § 28 Wohnbauförderungsgesetz (WFG) 1984 liegt auch ein Kündigungsgrund vor, wenn die Mieterin 

ihre bisher zur Befriedigung ihres Wohnbedürfnisses regelmäßig verwendete Wohnung nicht binnen sechs Mo-
naten nach Bezug der geförderten Wohnung aufgegeben hat, es sei denn es liegt ausnahmsweise eine Zustim-

mung des Land Wien vor (eine derartige Zustimmung ist gemäß § 21 Abs. 3 WFG 1984 nur dann zulässig, wenn 

der Mieter die Wohnung aus beruflichen Gründen für sich selbst dringend benötigt oder wenn Verwandte in 

gerader Linie die Wohnung zur Befriedigung ihres dringenden Wohnbedürfnisses regelmäßig verwenden und 
eine Abtretung des Mietrechts an diese Personen gemäß § 12 MRG nicht in Betracht kommt). 
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4. Die Vermieterin ist weiters (wichtige Kündigungsgrunde gemäß § 30 Abs. 2 Z 13 MRG aufgrund drohender 

Nachteile für die Vertragsparteien, wie insbesondere Verlust der Förderung infolge von Verstößen gegen die 

Bestimmungen des WWFSG 1989 bzw. gegen die Bedingungen der Förderungszusicherung der MA 50) berech-

tigt das Mietverhältnis aufzukündigen: 
• Wenn die Mieterin Rechte an einer anderen geförderten Wohnung erwirbt, die Kündigung der Mieterin 

schriftlich angedroht wurde und innerhalb von 6 Monaten ab Androhung die Mieterin das Recht an der 

anderen geförderten Wohnung nicht aufgegeben hat. Eigentums- oder Mietrechte an ungeförderten oder 

gefördert sanierten Wohnungen, die auf Grund ihrer Entfernung zur Wiener Arbeitsstätte der Mieterin auf 
Dauer gesehen ungeeignet sind, zur Befriedigung des dringenden Wohnbedürfnisses regelmäßig verwen-

det zu werden, müssen nicht aufgegeben werden. 

• Wenn das Mietobjekt weder von der Mieterin noch von den ihr nahestehenden Personen (im Sinne des § 2 

Z 1 WWFSG 1989) oder von ihren Dienstnehmern zur Befriedigung ihres dringenden Wohnbedürfnisses regel-
mäßig verwendet wird, es sei denn, es handelt sich um eine vorübergehende Abwesenheit wegen Krank-

heit, zu Erholungs-, Kur- oder Unterrichtszwecken oder aus zwingenden beruflichen Gründen. 

• Wenn die Mieterin betreffend den Nachweis ihrer Förderungswürdigkeit unvollständige oder unrichtige An-

gaben über ihr Einkommen, ihre persönlichen Verhältnisse und/oder die Anzahl der einziehenden Personen 
gemacht hat und sie nach den wahren Verhältnissen die Förderung nicht erhalten hätte bzw. nicht förde-

rungswürdig gewesen wäre. 

 

 

IV. Übergabe und Übernahme 
 
1. Die Übergabe des Mietobjekts an die Mieterin wird voraussichtlich bis zum 31.03.2023 erfolgen. Der genaue 

Tag der Übergabe ist der Mieterin sechs Wochen vorher bekannt zu geben. Die Mieterin ist sodann verpflichtet 

das Mietobjekt zu übernehmen. Liegen Mängel vor, die der vertragsgemäßen Nutzung des Mietobjekts entge-

genstehen, ist die Mieterin berechtigt, die Übernahme zu verweigern. Geringfügige und unbehebbare Mängel, 
die einer Nutzung zum vereinbarten Vertragszweck nicht entgegenstehen, berechtigen die Mieterin nicht zur 

Verweigerung der Übernahme. Garantiert wird seitens der Vermieterin als spätester Übergabetermin im Sinne 

von § 4 Abs. 1 Z 5 Bauträgervertragsgesetz (BTVG) der 30.06.2023. 
 

2. Die Übergabe setzt die gänzliche Bezahlung sämtlicher fälligen Zahlungen, insbesondere des vereinbarten 

Finanzierungsbeitrags sowie einer gegebenenfalls vereinbarten Kaution voraus. 

 
3. Über die Übergabe des Mietobjekts ist ein Protokoll anzufertigen. In diesem Protokoll sind etwaige Mängel 

der, von der Vermieterin zu erbringenden Ausführung bzw. Ausstattung festzuhalten. Die Behebung dieser Män-

gel wird die Vermieterin baldmöglichst veranlassen. 

 
4. Die Mieterin wird anlässlich Übergabe fünf idente Wohnungsschlüssel und zwei Chipkarten erhalten (sämt-

liche in der Folge kurz Schlüssel genannt). Die Anfertigung weiterer Schlüssel (auch als Ersatz für etwaige verlo-

rengegangene Schlüssel) bedarf der ausdrücklichen Zustimmung der Vermieterin. Sämtliche (auch weitere an-

gefertigte) Schlüssel sind bei Vertragsende an die Vermieterin zurückzustellen. Die exakte Anzahl an ausgege-
benen Schlüsseln wird anhand eines Übernahmeprotokolls festgehalten. 

 

5. Führt die Mieterin die Übernahme des Mietobjekts trotz schriftlicher Aufforderung aus einem, von ihr zu ver-

tretenden Grund nicht durch oder ist die Übergabe mangels Bezahlung des Finanzierungsbeitrages und/oder 
der Kaution nicht durchführbar, so gilt sie dennoch mit Ablauf des Tages der angebotenen Übergabe durch die 

Vermieterin als erfolgt und beginnt das Mietverhältnis mit dem auf den, der angebotenen Übergabe folgenden 
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Tag und nicht erst mit dem Tag der tatsächlichen Übergabe (Punkt III. 1.). 

 

 

V. Aufteilungsschlüssel, Finanzierungsbeitrag, laufendes Entgelt und Kaution 
 

1. Zu den vorläufigen Nutzwerten auf Basis des Vorgutachtens vgl. unter I.2. und I.3.. 

 
2. Die Mieterin hat die Herstellungskosten des Mietobjekts zu tragen, welche nach den Bestimmungen des 

Wohnungsgemeinnützigkeitsgesetzes (WGG)  und des WWFSG 1989 zu ermitteln sind und sich aus den, auf das 

gegenständliche Mietobjekt entfallenden anteiligen Grund- und Grundnebenkosten inkl. Aufschließungskosten 
(in der Folge kurz Grundkosten genannt) sowie den Baukosten inklusive den sonstigen Kosten, soweit diese für 

die Errichtung und Bewohnbarmachung der Baulichkeit erforderlich waren (wie z.B. auch den Bauverwaltungs- 

und Finanzierungskosten - in der Folge kurz Baukosten genannt), errechnet haben. Weiters hat die Mieterin die 

Aufwendungen für die Bewirtschaftung der Baulichkeit sowie, unter Berücksichtigung ordnungsmäßiger Wirt-
schaftsführung, auf Basis der Grundsätze des WGG (insbesondere dessen § 23), einen Beitrag zur Deckung deren 

Kosten und zur Bildung von Rücklagen zu tragen. 

 

3. Die auf die geförderten Einheiten entfallenden Grundkosten werden im Verhältnis des Nutzwerts des ein-
zelnen geförderten Mietgegenstands zu den Nutzwerten sämtlicher, von der Vermieterin auf der Liegenschaft 

errichteten geförderten Einheiten (Wohnungen, geförderte Geschäftslokale und Smart-Offices sowie zugehö-

rige Garagenplätze - vgl. dazu I. 2.) aufgeteilt. Die anteiligen Grundkosten wurden auf Basis der Berechnungs-

grundlagen vom 28.09.2021 ermittelt und werden, nach Baufertigstellung aufgrund der endgültigen Kosten und 
einer gegebenenfalls notwendigen neuerlichen Nutzwertermittlung noch entsprechend zu korrigieren sein.  

 

Die Baukosten wurden auf Basis der seinerzeitigen Einreichgrundlagen bzw. der vorgenannten Berechnungs-

grundlagen ermittelt und werden nach Baufertigstellung aufgrund der endgültigen Kosten und einer gegebe-
nenfalls notwendigen neuerlichen Nutzflächenermittlung und endgültigen Nutzwertberechnung noch entspre-

chend zu korrigieren sein. Die Aufteilung der Baukosten erfolgt - abgesehen von den Sonderkosten einzelner 

Einheiten - wiederum im Verhältnis des Nutzwerts des einzelnen Mietgegenstands zu den Nutzwerten sämtlicher,  
von der Vermieterin auf der Liegenschaft errichteten Einheiten. Für die Aufteilung der Finanzierungsmittel gelten 

folgende Ausnahmen von diesem Aufteilungsschlüssel: 

• die geleisteten Baukostenbeiträge kommen den jeweiligen Mietobjekten zu Gute, für die diese Finanzie-

rungsbeiträge auch geleistet wurden,  
• das Darlehen des Landes Wien gemäß § 6 Neubau-VO 2007 (Superförderung) dient ausschließlich der Fi-

nanzierung von Smart-Wohnungen, 

• das Darlehen des Landes Wien gemäß § 6a Neubau-VO 2007 dienst ausschließlich der Finanzierung von 

Smart-Wohnungen, 
• der Baukostenzuschuss des Landes Wien gemäß § 6a Neubau-VO 2007 wird nur auf die Smart-Wohnungen 

aufgeteilt, 

• der Baukostenzuschuss des Landes Wien gemäß § 7 Abs. 2 Neubau-VO 2007 wird nur auf die Wohnungen 

(Standard und Smart) aufgeteilt. 
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Die Mieterin hat vor Übernahme des Mietobjekts entsprechend den im Info-Kostenblatt (vgl. I.4., Beilage ./A) 

bekanntgegebenen Zahlungsfristen einen Finanzierungsbeitrag zu leisten. Aufgrund der Vorschriften des WGG 

werden folgende Daten festgehalten: 

• Datum des Erstbezugs: Dieser wird mittels gesondertem Schreiben festgehalten (vgl. IV.1.). 
• Im Zusammenhang mit dem erstmaligen Bezug des vertragsgegenständlichen Mietobjekts sind zu leisten: 

• ein vorläufiger Grundkostenbeitrag i.H.v.  €   

• ein vorläufiger Baukostenbeitrag i.H.v.  €    

• insgesamt daher für das Mietobjekt €   
• davon gestundeter vorläufiger Grundkostenbeitrag  €    

• vor Bezug entrichteter vorläufiger Finanzierungsbeitrag €   

 

Vom Grundkostenbeitrag wird ein Betrag von €   unter Verrechnung von 2,25 % Zinsen p.a. gestundet. Der dies-
bezügliche Betrag i.H.v. €   gelangt monatlich zur Vorschreibung. Der gestundete Grundkostenbeitrag ist end-

fällig 60 Monate nach Erstbezug der Wohnhausanlage zu bezahlen. Die Mieterin hat den gegenständlichen Be-

trag innerhalb von 14 Tagen ab dem letztgenannten Datum an die Vermieterin auf das von ihr bekannt gege-

bene Konto einzubezahlen. 
 

Der anteilige Finanzierungsbeitrag wurde auf Basis der bereits genannten Berechnungsgrundlagen ermittelt und 

wird, nach Baufertigstellung aufgrund der endgültigen Kosten und einer gegebenenfalls notwendigen neuerli-

chen Nutzwertermittlung - wie vorstehend beschrieben - noch entsprechend zu korrigieren sein. Eine diesbezüg-
liche Nach- oder Rückzahlung des geleisteten Finanzierungsbeitrags hat sodann binnen 1 Monat nach Legung 

der Endabrechnung an die Mieterin zu erfolgen. 

 
Im Falle der Auflösung dieses Mietvertrags erfolgt eine Rückzahlung des geleisteten Finanzierungsbeitrags nach 

Maßgabe und der Berechnungsmethodik des § 17 WGG. 

 

4. Die Berechnung des Mietzinses für das Mietobjekt samt Zubehör erfolgt nach den Bestimmungen des WGG 
unter Berücksichtigung der ERVO zum WGG in der jeweils gültigen Fassung und es gelten die nach diesen Best-

immungen jeweils zulässigen Höchstsätze hiermit als vereinbart. Dies inklusive einer 2 %-igen Rücklagenkompo-

nente gemäß § 14 Abs. 1 Z 8 WGG sowie eines hiermit ebenfalls vereinbarten Erhaltungs- und Verbesserungsbei-

trags gemäß § 14 Abs. 1 Z 5 i.V.m. § 14d Abs. 2 WGG (wertgesichert gemäß § 14d Abs. 2 WGG), abgesenkt auf 
€ 0,24578 je Nutzwert und Monat für die ersten 36 Monate ab Erstbezug der Wohnhausanlage (danach - spätes-

tens ab 01.07.2026 - wird auf den wertgesicherten, gesetzlichen Höchstwert angehoben). Für die Berechnung 

des Erhaltungs- und Verbesserungsbeitrags gilt, dass zunächst die Summe der Erhaltungs- und Verbesserungs-

beiträge für die gesamte Wohnhausanlage auf Basis der Nutzflächen sämtlicher Wohnungen, Büros und Ge-
schäftslokale ermittelt und dann auf diese Mietobjekte im Verhältnis deren Nutzwerte aufgeteilt wird. 

 

Der Betrag für die Abstattung (Tilgung, Verzinsung) der Darlehen und eines allfälligen Eigenmitteleinsatzes der 

Vermieterin gemäß § 14 Abs. 1 Z 1 bis 3 WGG beträgt für den Zeitpunkt des Bezugs monatlich € 4.68 je m²  
(Wohn-)Nutzfläche für die Standard-Wohnungen, Büros und Geschäftslokale. Der auf diese Wohnungen, sowie 

die Büros und Geschäftslokale entfallende Anteil wird sodann in weiterer Folge im Verhältnis der Nutzwerte dieser 

Mietobjekte aufgeteilt. Dieser Betrag erhöht sich, ab Erstbezug der Wohnhausanlage jährlich, jeweils um 2,5 % - 
jeweils ab 01.01. eines jeden Jahres, erstmals zum 01.01.2024. Sollte allerdings die Erhöhung des von der Statistik 

Austria verlautbarten Verbraucherpreisindex 2015 (VPI) oder des an seine Stelle tretenden Index, jährlich jeweils 

für den Indexwert des Monats Juni (Ausgangsbasis hierfür ist die zuletzt für Juni des Jahres der Übergabe verlaut-

barte Indexzahl), mehr als 2,5 % betragen, so gelangt die Steigerung des VPI zur Vorschreibung. Der jeweils zum 
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01.01. jedes Jahres ermittelte Wert bildet die Ausgangsbasis für die weitere Erhöhung zum 01.01. des jeweils fol-

genden Jahres. Sollte der vorerwähnte Index (VPI) nicht mehr verlautbart werden, so ist ein gleichartiger oder 

ähnlicher Nachfolgeindex als Vergleichsgrundlage heranzuziehen. 

 
Aufgrund der Bestimmungen des WGG  (Kostendeckungsprinzip gemäß § 14 WGG ) kann es, abweichend von 

der Bindung des Betrags für die Abstattung der Finanzierungsmittel an eine Indexierung (entsprechend der zuvor 

gemachten Definition), auch während des aufrechten Mietverhältnisses zu Veränderungen des zuletzt genann-

ten Betrags kommen, wenn sich die rechtlichen und/oder wirtschaftlichen Rahmenbedingungen derart ändern, 
dass die Verzinsung und/oder Tilgung der Finanzierungsmittel nicht mehr gewährleistet oder die Finanzierung 

nicht mehr aufrechterhalten werden kann oder die Wohnbauförderung eine andere als die hier vereinbarte 

Abstattung der Finanzierungsmittel bestimmt. 

 
Nach gänzlicher oder teilweiser Tilgung der, zur Finanzierung der Baulichkeit in Anspruch genommenen Mittel, 

ist die Vermieterin berechtigt, die bisher im laufenden Entgelt verrechneten Beträge gemäß § 14 Abs. 1 Z 1 bis 3 

WGG weiterhin einzuheben, wobei die Bestimmungen und Beschränkungen des WGG in der dann jeweils gel-

tenden Fassung (derzeit § 14 Abs. 7 WGG und § 14 Abs. 7a WGG) zu berücksichtigen sind. 
 

Ergeben sich anlässlich der Kosten- und Flächenprüfung der MA 25 und der endgültigen Nutzwertberechnung 

für die Wohnhausanlage Abweichungen von den vorgenannten vorläufigen Berechnungsdaten wie vorstehend 

ausgeführt, so wird gemeinsam mit der Endabrechnung des Finanzierungsbeitrages (V. 3. vorletzter Absatz) auch 
der Betrag für die Abstattung (Tilgung, Verzinsung) der eingesetzten Darlehen  und eines allfälligen Eigenmitte-

leinsatzes der Vermieterin gemäß § 14 Abs. 1 Z 1 bis 3 WGG  (V.4. zweiter Absatz) entsprechend neu berechnet 

bzw. berichtigt. Allfällige - für den Zeitraum zwischen Beginn des Mietverhältnisses und Endabrechnung - daraus 
resultierende Nachzahlungen durch die Mieterin bzw. Rückzahlungen an die Mieterin haben innerhalb von 1 

Monat ab der diesbezüglichen Rechnungslegung zu erfolgen. 

 

Zum laufenden Entgelt gehören auch die anteiligen - zunächst von der Vermieterin zu zahlenden - laufenden 
Betriebskosten im Sinne des MRG (wozu auch die Kosten angemessener Versicherungen des Hauses gegen 

Haftpflicht, Feuer und Leitungswasser zählen), die Verwaltungskosten in Höhe des jeweils höchstzulässigen Be-

trags gemäß § 6 ERVO zum WGG  und die anteiligen Kosten des Betriebs der Gemeinschaftsanlagen sowie 

anteilige öffentliche Abgaben gemäß § 14 Abs. 1 Z 6 und 7 i.V.m. § 20 Abs. 1 Z 1 WGG . Für diese Kosten wird 
eine Aufteilung im Verhältnis des Nutzwerts des vertragsgegenständlichen Mietobjekts zu den Nutzwerten sämt-

licher Wohnungen, Büros, Geschäftslokale und Garagenplätze vereinbart. Zur Deckung dieser Kosten werden 

monatliche Akonti gegen jährliche Abrechnung (Jahrespauschalverrechnung gemäß § 21 Abs. 3 MRG) vorge-

schrieben.  
 

Sofern sich die Nutzwerte für die Verrechnung der laufenden Betriebskosten, die Verwaltungskosten und die 

anteiligen Kosten des Betriebs der Gemeinschaftsanlagen sowie anteilige öffentliche Abgaben nach Baufertig-

stellung noch gemäß der endgültigen, auf den bauordnungsgemäßen Bestandsplänen basierenden Nutzwert-
berechnung verändern, ist die Verrechnung sodann ab der folgenden Abrechnungsperiode auf diesen neuen 

Nutzwertschlüssel umzustellen. Die Abrechnung der Vorperioden bleibt jedoch von dieser Umstellung unberührt. 

 
Die Mieterin stimmt zu, dass von der Vermieterin über die oben erwähnten Versicherungen (Brandschaden (Feu-

erversicherung), gesetzliche Haftpflicht des Hauseigentümers (Haftpflichtversicherung) und die Versicherung 

gegen Leitungswasserschäden einschließlich Korrosionsschäden) hinausgehende angemessene Versicherun-

gen des Hauses gegen Sturmschäden abgeschlossen und die diesbezüglichen Versicherungsprämien der Mie-
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terin anteilig als Betriebskosten verrechnet werden, sofern die Mehrheit der Hauptmieter der Liegenschaft - be-

rechnet nach der Anzahl der vermieteten Mietgegenstände - dem zustimmt bzw. zugestimmt hat. Entspre-

chende Schadensfälle werden sohin aus diesen Versicherungen gedeckt. Festgehalten wird, dass die Mieterin 

aufgrund der gesetzlichen Regelung des § 21 Abs. 1 Z 6 MRG auch dann, den auf ihr Mietobjekt entfallenden 
Anteil der verkehrsüblichen Prämienvorschreibungen für die letztgenannten Versicherungen gegen Sturmschä-

den als Nebenkosten zu tragen hat, falls zwar nicht sie, wohl aber die Mehrheit der Hauptmieter des Hauses - 

berechnet nach der Anzahl der vermieteten Mietgegenstände - dem Abschluss zustimmt bzw. zugestimmt hat. 

 
Die Beheizung und Wassererwärmung erfolgt durch eine im Objekt befindliche, zentrale Fernwärmestation. Die 

Vermieterin gliedert die Verrechnung und Bezahlung der Heiz- und Wasserkosten (Warm-, Kalt- und Abwasser), 

sowie der anfallenden Mess- und Verrechnungskosten an die Wien Energie GmbH (in der Folge kurz Wien Energie 

genannt) aus. Die Aufteilung der vorgenannten Kosten, deren Verrechenbarkeit und Verrechnung sowie die 
Regelung der in diesem Zusammenhang stehenden Rechte, Pflichten, Art der Messung, etc. erfolgen gemäß 

der Vereinbarung mit dem Einzelkunden betreffend die Verrechnung von Raumheizung und Warmwasser sowie 

die Verbrauchsaufteilung und Verrechnung von Kalt-/Abwasser jeweils der Wien Energie zwischen der Mieterin 

und der Wien Energie. Für gegebenenfalls von der Wien Energie nicht direkt mit der Mieterin, sondern - direkt 
oder indirekt - an die Vermieterin verrechnete Heiz- und Wasserkosten (Warm-, Kalt- und Abwasser) für Gemein-

schaftseinrichtungen und Allgemeinbereiche erfolgt die Verrechnung und Aufteilung dieser Kosten an bzw. auf 

die Mieter im Verhältnis der Nutzwerte der, von der Vermieterin errichteten Wohnungen und des Geschäftslokals. 

 
5. Zum laufenden Entgelt gehört überdies die, auf die Beträge gemäß V.3. und V.4. entfallende Umsatzsteuer 

in der jeweiligen gesetzlichen Höhe. 

 
6. Das laufende Entgelt für das Mietobjekt samt Zubehör beträgt auf Basis der, derzeitig der Berechnung des 
Entgelts zugrunde liegenden Beträge, bis zu einer Änderung dieser Berechnungsgrundlage, inklusive eines Akon-

tos auf die laufenden Betriebs- und Verwaltungskosten sowie die öffentlichen Abgaben und der Umsatzsteuer: 

 

Betrag für die Abstattung (Tilgung und  

Verzinsung) der eingesetzten Darlehen/Eigenmittel der GBV  

(§ 14 Abs. 1 Z 1 bis 3 WGG) €   

Erhaltungs- und Verbesserungsbeitrag (§ 14 Abs. 1 Z 5 WGG) €  

2 % Rücklage (§ 14 Abs. 1 Z 8 WGG) €  

Betriebskosten inkl. Gemeinschaftsanlagen  

und öffentliche Abgaben (§14 Abs. 1 Z 7 WGG) €  

Verwaltungskosten (§ 14 Abs. 1 Z 6 WGG) €  

Umsatzsteuer €  

monatliches Gesamtentgelt bei Bezug: €  

 

Die Stundungszinsen für den gestundeten Grundkostenbeitrag (vgl. V.3.) gelangen zusätzlich zur Vorschreibung. 
 

Ändern sich die, der Berechnung des laufenden Entgelts zugrunde gelegten Beträge, so ändert sich unter Be-

rücksichtigung der vorstehenden Bestimmungen dementsprechend auch das laufende Entgelt. Das laufende 

Entgelt wurde auf Basis der genannten Berechnungsgrundlagen vor Fertigstellung ermittelt und werden diese - 
und damit einhergehend auch das laufende Entgelt - nach Baufertigstellung gegebenenfalls auf Basis der Be-

standpläne oder einer neuerlichen Nutzwertermittlung noch entsprechend zu korrigieren sein. 
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Die Mieterin wird darüber informiert, dass es sowohl aufgrund der Bestimmungen des WGG als auch der Wohn-

bauförderung während des Nutzungsverhältnisses zu Veränderungen des laufenden Entgelts (sowohl nach 

oben als auch nach unten) kommen kann. Diese Schwankungen können sich beispielsweise ergeben aus:  

 
• Änderungen der Zinssätze der Finanzierungsdarlehen oder des Eigenmittelzinssatzes 

• Steigerung der Annuität  

• Änderungen des Erhaltungs- und Verbesserungsbeitrags 

• Änderungen der Betriebs- oder Verwaltungskosten 
• Änderung der gesetzlichen Umsatzsteuer 

• Änderung von Gesetzen oder Verordnungen 

• Änderung der Nutzflächen oder der Nutzwerte 

 
7. Das laufende Entgelt ist von der Mieterin ab Beginn des Mietverhältnisses (III. dieses Vertrags), jeweils am 

Fünften eines jeden Monats im vor hinein, abzugs- und kostenfrei auf das, von der Vermieterin bekannt gege-

bene Konto einzuzahlen. Die verspätete Zahlung der Miete berechtigt die Vermieterin, pro Mahnung eine Ge-

bühr von einem Zwölftel des Verwaltungskostensatzes gemäß § 6 Abs. 1 ERVO zum WGG, (in der jeweils gelten-
den Fassung) sowie Verzugszinsen in Höhe von 6 % p.a. einzuheben. 

 

8. Festgehalten wird, dass Mitteilungen oder Erklärungen der Mieterin auf Zahlscheinen wegen deren maschi-

neller Bearbeitung nicht zur Kenntnis der Vermieterin gelangen. Allfällige derartige Mitteilungen sind daher nicht 
auf Zahlscheinen anzubringen, sondern gesondert an die Vermieterin zu richten. 

 

Eine Aufrechnung etwaiger Gegenforderungen der Mieterin gegen das laufende Entgelt wird - ausgenommen 
die Vermieterin ist zahlungsunfähig, die Gegenforderungen der Mieterin stehen im rechtlichen Zusammenhang 

mit dem Entgelt oder die Gegenforderungen der Mieterin wurden gerichtlich festgestellt oder von der Vermie-

terin anerkannt -  ausdrücklich ausgeschlossen. 

 
9.    Sollte ein zu geringes monatliches Einkommen nachgewiesen werden (Mindesteinkommen entspricht den 

Richtsätzen für Ausgleichszulagen nach dem Allgemeinen Sozialversicherungsgesetz (ASVG), vermindert um 

den Krankenversicherungsbeitrag von 5,1 %), ist die Vermieterin berechtigt, von der Mieterin eine Barkaution in 

Höhe von sechs laufenden monatlichen Gesamtentgelten gemäß V.6. erster Absatz abgerundet auf ganze 10 
EURO zu verlangen.  

 

Ebenso ist die Vermieterin berechtigt, vom Mieter Zug um Zug mit Bezahlung des Finanzierungsbeitrages eine 

Barkaution in Höhe von sechs Monatsmieten gemäß V.6. erster Absatz abgerundet auf ganze 10 EURO zu ver-
langen, sofern der Finanzierungsbeitrag gemäß V.3. von der Mieterin zum überwiegenden Teil oder zur Gänze 

durch Eigenmittelersatzdarlehen finanziert wird. 

 

Diese Kaution ist einen Monat nach Mietvertragsunterzeichnung (sollte der Mietvertragsbeginn jedoch bereits 
davor liegen, spätestens vor Mietvertragsbeginn) zu zahlen. Die Vermieterin ist berechtigt, aber während des 

aufrechten Mietverhältnisses nicht verpflichtet, den Kautionsbetrag zur Abdeckung der aus dem Mietverhältnis 

entstehenden Ansprüche gegenüber der Mieterin zu verwenden. Der Kautionsbetrag ist an die Mieterin nach 
Beendigung des Mietverhältnisses und Erfüllung sämtlicher Verpflichtungen aus diesem Mietvertrag samt Zinsen 

auszufolgen. 
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VI. Sicherung von Zahlungen der Mieterin  
 

1. Die Sicherung der Zahlungen der Mieterin auf den Finanzierungsbeitrag gemäß Punkt V. dieses Mietvertrags 
samt Zahlungen für Sonderleistungen (Sonderausstattungen) gem. § 1 Abs. 1 Bauträgervertragsgesetz (BTVG) 

und Zinsen für allfällige Rückforderungsansprüche gem. § 8 Abs. 1 i.V.m. § 14 BTVG erfolgt in Entsprechung der 

Bestimmungen des BTVG nach dem so genannten Sondersicherungsmodell „geförderter Wohnbau“. Die Vo-

raussetzungen zur Anwendung dieses Sondersicherungsmodells sind erfüllt, und zwar: 
• Es liegt sowohl eine rechtskräftige Baubewilligung (Bescheid Zahl: MA 37/690824-2019-1 vom 25.08.2020) als 

auch eine schriftliche Zusicherung der Förderung (siehe Punkt I.1.) vor. 

• Die Finanzierung der gesamten Herstellungskosten des Bauvorhabens ist gesichert und ist aufgrund der Ver-
pflichtung aus der vorgenannten Zusicherung auch gewährleistet, dass außer der Sicherstellung der Finan-

zierungsmittel nach dem Finanzierungsplan der Wohnbauförderungszusicherung keine weiteren geldwer-

ten Lasten vor Ende der Sicherstellungspflicht ohne Zustimmung des Landes Wien verbüchert werden. 

• Es liegt eine am 01.12.2021 ausgestellte Bescheinigung des Revisionsverbands der Vermieterin für das ge-
genständliche Bauvorhaben vor, dass für den fristgerecht erstellten Jahresabschluss des Geschäftsjahres 

2020 ein uneingeschränkter Bestätigungsvermerk erteilt wurde und allfällige Rückforderungsansprüche der 

Erwerber - sohin auch der Mieterin - aufgrund der sich aus der geprüften Bilanz ergebenden Eigenkapital-

ausstattung des Bauträgers ausreichend gedeckt werden können; die Vermieterin verpflichtet sich, solche 
Bescheinigungen bis zu dem vereinbarten Bezugstermin jährlich beizubringen. 

• Die vorgenannte Bescheinigung wurde vom Revisionsverband der Wohnbauförderungsstelle des Landes 

Wien (MA 50) vorgelegt. Die Vermieterin verpflichtet sich dafür zu sorgen, dass allfällige Folgebescheinigun-

gen ebenfalls unverzüglich nach Ausstellung der MA 50 vorgelegt werden. 
• Die vorgenannte Bescheinigung wurde vom Revisionsverband sowohl der Vermieterin als auch dem Amt 

der Wiener Landesregierung als Aufsichtsbehörde vorgelegt, wobei unter sinngemäßer Anwendung der 

§§ 28 Abs. 8 und 29 Abs. 6 WGG  bei letzterer Stelle des Amts der Wiener Landesregierung die Einsicht-

nahme in diese Bescheinigung für jedermann gewährleistet ist. Die Vermieterin verpflichtet sich dafür zu 
sorgen, dass die allfälligen Folgebescheinigungen ebenfalls unverzüglich dem Amt der Wiener Landesre-

gierung als Aufsichtsbehörde vorgelegt werden. 

 
Der Mieterin wurden spätestens eine Woche vor Unterfertigung dieses Mietvertrags Kopien sowohl der Zusiche-

rung der MA 50 (siehe Punkt I.1.), als auch der Bescheinigung des Revisionsverbands übergeben. 

 

2. Die Vermieterin errichtet das vertragsgegenständliche Mietobjekt in Entsprechung der, der Mieterin über-
gebenen Bau- und Ausstattungsbeschreibung. 

 

Wünscht die Mieterin Änderungen oder Ergänzungen der Grundausstattung (Sonder- oder Zusatzleistungen) und 

sollen diese Änderungen oder Ergänzungen der Grundausstattung noch vor Übergabe des Mietobjekts durch-
geführt werden, so sind entsprechende Aufträge für die Durchführung dieser Sonder- oder Zusatzleistungen ins-

besondere aus bauorganisatorischen Gründen direkt und ausschließlich dem Generalunternehmer, das ist die 

Firma SWIETELSKY AG, 1130 Wien, Hietzinger Kai 133, bzw. bei den, von diesem beauftragten Professionisten (ge-

mäß übergebener Liste) zu erteilen. Die Mieterin übernimmt es, die Vermieterin von einer solchen allfälligen Be-
auftragung zu verständigen und im Rahmen der gesetzlichen und vertraglichen Bestimmungen deren Zustim-

mung einzuholen. 

 

3. Sollten Änderungen oder Ergänzungen dieser Grundausstattung - unter Einhaltung der diesbezüglichen Re-
gelungen des Mietvertrags - jedoch erst nach Fertigstellung und Übergabe des Mietobjekts von Mieterin durch-

geführt werden, verpflichtet sich die Mieterin zwar hiezu befugte Gewerbsleute zu beauftragen, ist aber in deren 
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Auswahl frei (hinsichtlich baulicher Veränderungen des Mietobjekts wird auf VII. und VIII. dieses Vertrags verwie-

sen). 

 

 

VII. Zustand, Erhaltung und Veränderungen des Mietobjekts 
 

1. Das Mietobjekt wird anlässlich Übergabe im Zuge einer gemeinsamen Begehung besichtigt und allfällige 
von der Vermieterin noch zu behebende sichtbare Mängel werden in einem Übergabeprotokoll festgehalten. 

 

Der Mieterin ist bekannt, dass das Mietobjekt nicht barrierefrei (im Sinne des Bundes-Behindertengleichstellungs-
gesetztes - BGStG) zugänglich bzw. ausgestaltet ist. Die Vertragsparteien halten einvernehmlich fest, dass die 

fehlende Barrierefreiheit keine (auch keine teilweise) Unbrauchbarkeit des Mietobjektes darstellt. Die Barriere-

freiheit des Mietobjektes gemäß BGStG wird somit seitens der Vermieterin nicht zugesichert. 

 
2. Die Mieterin verpflichtet sich, das Mietobjekt samt mitvermieteten Einrichtungen (insbesondere auch die im 

Objektinneren gelegenen Licht-, Wasser- und Beheizungsleitungen sowie Sanitär- und (Be-)Lüftungsanlagen ver-

tragsgemäß und schonend zu benützen sowie auf Vertragsdauer und auf ihre eigenen Kosten so zu warten und, 

soweit es sich nicht um die Behebung ernster Schäden des Hauses oder um die Beseitigung einer vom Mietge-
genstand ausgehenden erheblichen Gesundheitsgefährdung handelt, so instand zu halten, dass der Vermiete-

rin und den anderen Mietern der Anlage kein Nachteil erwächst. 

 

Die Instandhaltungsverpflichtung der Vermieterin ist auf die zwingenden gesetzlichen Bestimmungen (§ 14a Abs. 
2 WGG) beschränkt. Schäden, deren Behebung der Vermieterin obliegen, sind dieser unverzüglich anzuzeigen. 

Sofern deshalb die Vornahme von Arbeiten zur Behebung derartiger Schäden notwendig wird, ist die Mieterin 

bei sonstigem Schadenersatz verpflichtet, die Vermieterin über diesbezügliche Schäden unverzüglich in Kenntnis 

zu setzen. 
 

Das Mietobjekt ist regelmäßig zu lüften und in der kalten Jahreszeit zu beheizen. Die Mieterin haftet ferner für alle 

Schäden, die aus einem unsachgemäßen oder vertragswidrigen Gebrauch des Mietobjekts oder aus mangeln-
der Wartung durch schuldhaftes Verhalten der Mieterin, ihrer Mitbewohner oder ihr sonst zurechenbarer Perso-

nen entstehen. Behebt die Mieterin derartige Beschädigungen trotz Aufforderung innerhalb gesetzter Frist nicht, 

ist die Vermieterin berechtigt, die erforderlichen Arbeiten unter Berücksichtigung der berechtigten Interessen 

der Mieterin gemäß § 8 Abs. 2 MRG auf deren Kosten im Wege einer Ersatzvornahme durchführen zu lassen. 
 

Die Mieterin ist verpflichtet, Ausbesserungen und bauliche Maßnahmen der Vermieterin am Mietobjekt o-

der - unter Benutzung des Mietobjekts - an den sonstigen Gebäudebereichen zu dulden, sofern durch die Vor-

nahme dieser Maßnahmen ihre Interessen nicht unzumutbar beeinträchtigt werden (z.B. wesentliche Erschwe-
rung der Ausübung der Mietrechte). Die Vermieterin verpflichtet sich, die Durchführung derartiger Arbeiten der 

Mieterin - ausgenommen bei Gefahr im Verzug - rechtzeitig vorher schriftlich anzuzeigen. 

 

3. Allfällige, von der Mieterin beabsichtigte wesentliche bauliche Veränderungen des Mietobjekts bzw. Än-
derungen oder Ergänzungen der Ausstattung hat die Mieterin der Vermieterin vorab anzuzeigen und deren 

Zustimmung (dies gilt auch für allfällige Änderungen der beheizbaren Nutzfläche) abzuwarten. Lehnt die Ver-

mieterin nicht innerhalb von zwei Monaten nach Zugang der Anzeige ab, so gilt die Zustimmung als erteilt. Un-

wesentlich und daher nicht zustimmungsbedürftig sind Änderungen, die geringfügig, nicht erheblich und leicht 
wieder zu beseitigen, schutzwürdigen Interessen der Vermieterin, wie insbesondere die Substanz oder das äu-
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ßere Erscheinungsbild des Hauses oder die Interessen der anderen Mieter der Wohnhausanlage, nicht wider-

sprechen und Bestand und Wert des Mietobjekts nicht beeinträchtigen können (wie etwa das Ausmalen der 

Wände in üblichen Farben (somit z.B. nicht in schwarz), die Änderung der Boden- oder Wandbeläge oder die 

Montage von handelsüblichen Regalen, Handtuch- oder Seifenhaltern).  
 

Ungeachtet dessen, so ferne nicht die Voraussetzungen des § 9 Abs. 2 MRG erfüllt sind, sind sämtliche Verände-

rungen durch die Mieterin immer an dessen Verpflichtung zur Wiederherstellung des früheren Zustands bei Be-

endigung des Mietverhältnisses gebunden. 
 

Ist die Durchführung der Arbeiten daran gebunden, dass eine Bauanzeige erstattet werden muss, bzw. von der 

Baubehörde eine Baubewilligung einzuholen ist, darf vor Erstattung der Anzeige bzw. Erteilung der Bewilligung 

nicht mit den Arbeiten begonnen werden. Die Arbeiten sind entsprechend den baubehördlichen Auflagen aus-
zuführen bzw. dürfen diese nicht durchgeführt werden, wenn die Baubehörde eine bauliche Veränderung un-

tersagt. Die Bauanzeige ist von der Mieterin bei der Baubehörde zu erstatten bzw. ist die Baubewilligung von der 

Mieterin bei der Baubehörde einzuholen. Die Fertigstellung der Arbeiten ist von der Mieterin bei der Baubehörde 

anzuzeigen, und der Vermieterin bekannt zu geben. 
 

Für die Einhaltung der baubehördlichen Auflagen sowie für sämtliche Schäden, die durch nicht fach- und sach-

gerechte Abänderungen entstehen sollten, haftet die Mieterin und verpflichtet sich, die Vermieterin gegen 

Schadenersatzansprüche schad- und klaglos zu halten. Mit der Durchführung der Arbeiten sind befugte Gewer-
betreibende auf Kosten der Mieterin zu betrauen. Die Betreuung, Wartung und Instandhaltung obliegt der Mie-

terin. 

 
4. Die Benützung der Außenseite des Mietobjekts (beispielsweise durch die Montage einer Satellitenemp-

fangsanlage) bzw. die Beeinträchtigung des äußeren Erscheinungsbilds des Hauses (beispielsweise durch die 

Anbringung von Werbeaufschriften oder -vorrichtungen) ist - unbeschadet der Rechte der Mieterin gemäß § 9 

MRG - nicht gestattet. 
 

Für den Fall der Zustimmung der Vermieterin, welche für jeden Einzelfall einzuholen ist, sind auch hier mit der 

Durchführung der Arbeiten befugte Gewerbetreibende auf Kosten und Gefahr der Mieterin zu beauftragen 

und, sofern an eine behördliche Bewilligung gebunden, diesbezügliche Bewilligungen vor Beginn der Arbeiten 
einzuholen und die darin aufgetragenen behördlichen Auflagen einzuhalten. Die Betreuung, Wartung und In-

standhaltung obliegt der Mieterin. Bei notwendigen Instandhaltungsarbeiten und bei nützlichen Verbesserun-

gen, sofern die Vermieterin zu letzteren verpflichtet ist, hat die Mieterin angebrachte Gegenstände auf eigene 

Kosten und ohne Schädigung der Substanz des Gebäudes zu entfernen, wobei auch eine Wiederherstellung 
bzw. Montage auf eigene Kosten der Mieterin zu erfolgen hat. 

 

5. Vorhandene Regensinkkästen bzw. Regenwassereinläufe sind von der Mieterin regelmäßig zu reinigen bzw. 

zu warten. 
 

 

VIII. Rückstellung des Mietobjekts 
 

1. Bei Beendigung des Mietverhältnisses ist das Mietobjekt der Vermieterin in gutem und brauchbarem, ledig-

lich durch die bei schonendem, vertragskonformen Gebrauch sich ergebende Abnützung verschlechterten, 
gereinigtem Zustand sowie besenrein (sohin insbesondere geräumt von eigenen Fahrnissen der Mieterin) mit 
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allen Schlüsseln zurückzustellen. Die Mieterin hat weiters auf eigene Kosten allenfalls verunreinigte Teile des Mie-

tobjekts so zu reinigen, dass eine gefahrlose Folgenutzung möglich ist. 

 

Sollte die Mieterin das Mietobjekt nicht in entsprechendem Zustand übergeben bzw. sollten auch an den sons-
tigen Ausstattungsgegenständen (WC-Schale, Waschtisch, etc.) Schäden festgestellt werden, ist die Vermieterin 

berechtigt, die zur Herstellung erforderlichen Arbeiten auf Kosten der Mieterin durchführen zu lassen. Die Kosten 

werden von dem zu leistenden Rückzahlungsbetrag gemäß § 17 WGG bzw. einer allfälligen Kaution in Abzug 

gebracht, der bzw. die für die notwendige Dauer der Arbeiten vorerst zurückbehalten wird. Ebenso von diesem 
Rückzahlungsbetrag in Abzug gebracht werden allenfalls ausständige Mietzinse und / oder Benützungsentgelte. 

 

Weiters nimmt die Mieterin zur Kenntnis, dass seitens der Vermieterin keine Haftung für zurückgelassene Gegen-

stände übernommen wird und erklärt die Mieterin, dass bei Beschädigung oder Wegnahme der Gegenstände 
gegenüber der Vermieterin keinerlei Ersatzansprüche geltend gemacht werden und verpflichtet sich die Miete-

rin weiters, die Vermieterin gegen Schadenersatzansprüche schad- und klaglos zu halten. 

 

Bis zur vollständigen Erfüllung dieser Verpflichtung der Rückstellung des Mietobjekts im vertragsgemäßen Zustand 
bzw. bis zur Herstellung des vertragsgemäßen Zustands hat die Mieterin ein Benützungsentgelt in der Höhe des 

ansonsten auflaufenden monatlichen Entgelts zu bezahlen. 

 

2. Von der Mieterin allenfalls vorgenommene Ausbauten, Adaptierungen, zusätzliche Ausstattungen oder Än-
derungen der ursprünglichen Ausstattung des Mietobjekts (wie z.B. Boden- oder Wandbeläge, Karniesen, Jalou-

sien, Einbauküchen, etc.) werden, wenn die Vermieterin nicht gemäß § 20 Abs. 5 WGG hierzu verpflichtet ist, bei 

Beendigung des Mietverhältnisses von der Vermieterin nicht abgelöst. 
 

 

IX. Rücktritt vor Bezug 
 

Der Mieterin steht ein gesetzliches Rücktrittsrecht gemäß § 5 BTVG zu, wenn die Vermieterin nicht eine Woche 

vor Abgabe der Vertragserklärung der Mieterin schriftlich alle wesentlichen Informationen über den Vertragsin-
halt (§ 4 Abs. 1 BTVG) mitgeteilt hat. Der Rücktritt ist binnen 14 Tagen zu erklären. Die Rücktrittsfrist beginnt mit 

dem Tag, an dem die Mieterin eine Kopie ihrer Vertragserklärung mit den wesentlichen Informationen und die 

Belehrung über das Rücktrittsrecht schriftlich erhält. Das Rücktrittsrecht erlischt jedoch unabhängig davon spä-

testens sechs Wochen nach Abgabe der Vertragserklärung der Mieterin. 
 

Unabhängig von diesem gesetzlichen Rücktrittsrecht gilt folgendes:  

 

1. Die Mieterin ist berechtigt, von diesem Vertrag bis zum Entstehen der Übernahmeverpflichtung hinsichtlich 
des Mietobjekts zurückzutreten, wenn 

• das Flächenmaß des Mietobjekts um mehr als 3 % gegenüber der in I.3. dieses Vertrags genannten Wohn-

nutzfläche abweicht, was sich die Vermieterin insbesondere aus bau- und bauabwicklungstechnischen 

Gründen vorbehalten muss, oder 
• sich die Übergabe des Mietobjekts an die Mieterin um mehr als ein Monat über den gemäß IV.1. dieses 

Vertrags garantierten, spätesten Termin hinaus verzögen sollte. 

 

2. Die Vermieterin ist berechtigt, von diesem Vertrag zurückzutreten, wenn 
• die Mieterin, vor Entstehen der Übernahmeverpflichtung hinsichtlich des Mietobjekts, den vereinbarten - 

entsprechend den Bestimmungen gemäß I.4. i.V.m. V.3. fälligen - Finanzierungsbeitrag trotz Mahnung und 
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Setzung einer einmonatigen Nachfrist nicht fristgerecht bezahlt, 

• die Mieterin trotz schriftlicher Aufforderung zur Übernahme das fertig gestellte Mietobjekt nicht fristgerecht 

übernimmt, 

• die Mieterin die Voraussetzungen für die Wohnbauförderung nicht erfüllt. 
• die Mieterin die für die Wohnbauförderung (MA 50) allenfalls notwendigen Erklärungen (insbesondere über 

die Aufgabe ihrer bisherigen Wohnung), Urkunden und Einkommensnachweise nicht fristgerecht und voll-

ständig oder nicht den Tatsachen entsprechend abgibt oder erbringt. 

 
3. Die Rücktrittserklärung ist dem Vertragspartner schriftlich zu übermitteln. Mit Einlangen dieses Schreibens gilt 

das Vertragsverhältnis als aufgelöst. 

 

4. Falls eine Vertragspartei vor Übergabe oder Übernahme des Mietobjekts vom Mietvertrag zurücktritt, ist die 
Mieterin verpflichtet, 

• unverzüglich bereits erteilte, aber noch nicht ausgeführte Ausstattungssonderwunschaufträge wiederum 

zu stornieren und 

• so ferne der Rücktritt aus Gründen erfolgt, die in der Sphäre der Mieterin liegen, auf ihre Kosten bereits 
ausgeführte Ausstattungssonderwünsche durch dieselben Professionisten wiederum entfernen und den ur-

sprünglichen, von der Vermieterin vorgesehenen Zustand der Wohnung wiederherstellen zu lassen. 

 

5. Im Falle eines von der Mieterin zu vertretenden Rücktritts hat diese an die Vermieterin als Ersatz deren Auf-
wands, einen einmaligen Verwaltungskostenersatz in Höhe von derzeit € 241,56 zzgl. Umsatzsteuer zu bezahlen. 

Dieser Verwaltungskostensatz verdoppelt sich, wenn die Mieterin, aus von ihr zu vertretenden Gründen, das Mie-

tobjekt nach Bekanntgabe des genauen Tages der Übergabe vom Vertrag zurücktritt bzw. wenn die Mieterin 
trotz schriftlicher Aufforderung zur Übernahme das fertig gestellte Mietobjekt nicht fristgerecht übernimmt. 

 

6. Im Falle des Rücktritts sind die von der Mieterin geleisteten Zahlungen für den Finanzierungsbeitrag nach 

den Bestimmungen des § 17 WGG zurückzuzahlen. Im Falle eines Rücktritts von einem von zwei Personen unter-
fertigten Mietvertrag erfolgt die Rückzahlung von bereits geleisteten Finanzierungsbeiträgen nur dann, wenn 

dieser Rücktritt von beiden Mietern gleichzeitig erfolgt. Bei Rücktritt nur eines Mieters verbleiben die Finanzie-

rungsbeiträge bis zu einem etwaigen Rücktritt auch des zweiten Mieters bei der Vermieterin und werden sodann 

an den zweiten Mieter ausbezahlt. 
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X. Allgemeine Vertragsbestimmungen 
 

1. Soweit dieser Mietvertrag auf Mieterseite von mehreren Personen (z.B. Ehegatten) abgeschlossen wird, haf-
ten diese für die Einhaltung sämtlicher vertraglichen Verpflichtungen zur ungeteilten Hand. Im Falle der Aufkün-

digung des von zwei Personen unterfertigten Mietvertrags erfolgt die Rückzahlung von Beiträgen gemäß § 17 

WGG nur dann, wenn die Kündigung von Beiden gleichzeitig erfolgt. Bei Aufkündigung nur eines Mieters, die 

ausschließlich mit Zustimmung der Vermieterin und des verbleibenden Mieters erfolgen kann, verbleibt der Fi-
nanzierungsbeitrag bis zu einer etwaigen Auflösung des Mietverhältnisses mit dem verbleibenden Mieter bei der 

Vermieterin und wird sodann an Letzteren ausbezahlt. 

 
2. Die Mieterin erklärt ausdrücklich, eine förderungswürdige Person im Sinne des WWFSG 1989 zu sein und sich 

den Bestimmungen und Auflagen des WWFSG 1989 sowie. der Förderungszusicherungen des Landes Wien (siehe 

I.1.), zu unterwerfen. Hierzu gehört auch die Verpflichtung nach Bezug des geförderten Mietobjekts sämtliche 

Rechte an Vorwohnungen innerhalb von sechs Monaten aufzugeben, es sei denn, dass diese nachweislich aus 
beruflichen Gründen dringend benötigt werden oder von Verwandten in gerader Linie zur Befriedigung ihres 

dringenden Wohnbedürfnisses regelmäßig verwendet werden und eine Abtretung des Mietrechts an diese Per-

sonen nicht in Betracht kommt. Über diese Vorwohnungsaufgabe verpflichtet sich die Mieterin der Vermieterin 

einen Nachweis in der, von der MA 50 jeweils geforderten Form zu übermitteln. 
 

3. Soweit durch diesen Vertrag nicht abweichend geregelt, gelten für dieses Mietverhältnis die gesetzlichen 

Bestimmungen des WGG, des MRG und des WWFSG 1989. 

 
4. Ab dem Zeitpunkt der Übergabe des Mietobjekts gilt dieses ausschließlich als Zustelladresse. 

 

Anlässlich Beendigung des Mietverhältnisses, ist die Mieterin verpflichtet, der Vermieterin ihre Zustelladresse be-

kannt zu geben. Gibt die Mieterin keine Zustelladresse bekannt, können Zustellungen aller Art weiterhin an die 
Adresse des Mietobjekts erfolgen, mit der Wirkung, dass sie der Mieterin als zugekommen gelten. 

 

5. Dem Mieter ist die Haltung von Haustieren untersagt. Unter dieses Verbot fallen nicht artgerecht in Be-

hältnissen gehaltene wohnungsübliche ungefährliche Kleintiere (wie etwa Ziervögel, Zierfische, Hamster, Meer-

schweinchen und kleine Schildkröten) und solche Tiere, auf die die Bewohner aus medizinischen Gründen an-

gewiesen sind (wie etwa Blinden-, Behindertenbegleit- oder Therapiehunde). 

 

Dem Mieter ist es nicht gestattet, in gemeinschaftlich genutzten Räumen (wie etwa Stiegenhäusern, Waschkü-

chen, Aufzügen oder Garagen) zu rauchen. 

 
6. Dieser Vertrag wird in zwei Ausfertigungen errichtet, wovon je eine Ausfertigung, für die beiden Vertrags-

parteien bestimmt ist. 

 
7. Zum Zeitpunkt des Mietvertragsabschlusses bestehen keine mündlichen Nebenabreden. 

 

8. Festgehalten wird, dass nach den derzeitigen Regelungen des WGG kein Anspruch des Mieters auf nach-

trägliche Übertragung in das Wohnungseigentum gemäß § 15c lit a) WGG besteht. 
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XI. Mitgliedschaft 
 

Die Vermieterin kann Wohnungen, Reihen- oder Siedlungshäuser, Geschäftsräumlichkeiten und Heime nur Mit-
gliedern überlassen. Die Mieterin verpflichtet sich daher, der Vermieterin als Mitglied beizutreten und die nach 

der Satzung vorgeschriebenen vier Geschäftsanteile á € 21,80 bei Unterfertigung der Beitrittserklärung zu erwer-

ben und zu bezahlen. Außerdem ist eine einmalige Beitrittsgebühr, welche derzeit € 87,20 beträgt, anlässlich des 

Beitritts zu bezahlen. Nach Beendigung der Mitgliedschaft sind die Geschäftsanteile nach den Bestimmungen 
der Satzung zurückzuzahlen, nicht jedoch die Beitrittsgebühr. 

 

Eine Satzung (Stand: Juni 2018) wurde der Mieterin übergeben. 
 

 

 

Wien,  
 

        
.............................................................................................. ........................................................................................................................................ 

die Vermieterin die Mieterin 



 
 

 
 

Gemeinnützige Bau-, Wohnungs- und 
Siedlungsgenossenschaft  

reg. Genossenschaft mbH. 
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I. FIRMA UND SITZ DER GENOSSENSCHAFT 
 

§ 1 
 

Die Genossenschaft führt die Firma  
 

„HEIMBAU“ 
Gemeinnützige Bau-, Wohnungs- und 

Siedlungsgenossenschaft  
reg. Genossenschaft m.b.H. 

 
Sie ist eine Genossenschaft im Sinne des Genossenschaftsgesetzes (GenG) und hat ihren Sitz in 
Wien. 
 
 
II. GEGENSTAND UND ZWECK DES UNTERNEHMENS 

 
§ 2 

 
(1) Gegenstand des Unternehmens ist die Errichtung und Verwaltung von Wohnungen im 

eigenen und fremden Namen sowie die Schaffung von Wohnungseigentum. Darüber hinaus 
dürfen alle im § 7 Wohnungsgemeinnützigkeitsgesetz (WGG) bezeichneten Geschäfte 
betrieben werden, sowie die verzinsliche Anlage von Kapitalvermögen und die entgeltliche 
Überlassung unbeweglichen Vermögens gemäß § 5 Z 10 Körperschaftsteuergesetz 1988 (KSTG 
1988). Der Gegenstand des Unternehmens ist auf den Geschäftsbetrieb innerhalb Österreichs 
beschränkt. 

 
(2) Der Zweck des Unternehmens ist darauf gerichtet, den Mitgliedern Wohnungen in normaler 

Ausstattung im Sinne des WGG zu angemessenen Preisen zu verschaffen, diese Wohnungen 
zu verwalten und auch Wohnungseigentum an ihnen zu begründen. 

 
 Zweckgeschäfte mit Nichtmitgliedern dürfen nur mit den sich aus § 1 Abs. 1 des GenG 

ergebenden Beschränkungen abgeschlossen werden. 
 
(3) Darüber hinaus darf sich das Unternehmen auch gemäß § 1 Abs. 2 GenG an juristischen 

Personen des Unternehmens-, des Genossenschafts- und des Vereinsrechts, soweit dies nach 
den Bestimmungen des WGG zulässig ist, beteiligen. Zur Erfüllung der satzungsmäßigen 
Aufgaben dürfen personenbezogene Daten entsprechend der Datenschutz-
Grundverordnung (DSGVO) und dem Datenschutzgesetz (DSG) EDV-unterstützt verarbeitet 
werden. 
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III. MITGLIEDSCHAFT 
 

§ 3 
 
(1) Mitglieder können werden: 
 a) natürliche Personen, 
 b)  juristische Personen und 
 c) unternehmerisch tätige eingetragene Personengesellschaften. 
 
(2) Die Mitglieder dürfen nicht überwiegend aus Angehörigen des Baugewerbes im Sinne des § 9 

WGG bestehen. 
 

§ 4 
 
(1)  Zum Erwerb der Mitgliedschaft ist eine, von dem (der) Beitretenden zu unterzeichnende, 

unbedingte Erklärung des Beitrittes erforderlich. In der Beitrittserklärung muss sich das Mitglied 
ausdrücklich verpflichten, die Satzung der Genossenschaft einzuhalten, die in der Satzung 
bestimmten Einzahlungen auf den Geschäftsanteil zu leisten, die von der 
Generalversammlung festzusetzende Beitrittsgebühr und die laufenden Beiträge zu leisten 
und der Genossenschaft zur Befriedigung ihrer Gläubiger Nachschüsse bis zu der in der 
Satzung festgesetzten Haftsumme nach dem GenG zu leisten. 

 
(2) Über die Aufnahme beschließt der Vorstand. Lehnt dieser die Aufnahme ab, kann der (die) 

Abgewiesene binnen vierzehn Tagen Berufung einbringen, über die der Aufsichtsrat endgültig 
entscheidet. 

 
§ 5 

 
Jedes Mitglied hat sogleich bei seinem Eintritt seinen Geschäftsanteil zu leisten und eine Bei-
trittsgebühr zu entrichten, deren Höhe durch Beschluss der Generalversammlung festgesetzt wird. 
Erst durch den Vorstandsbeschluss (§ 4 Abs. 2) und mit Leistung des Geschäftsanteils und 
Entrichtung der Beitrittsgebühren wird die Mitgliedschaft erworben. 
 
Die Generalversammlung kann auch die Einhebung eines laufenden Beitrages und dessen Höhe 
beschließen. 

 
§ 6 

 
(1) Die Mitgliedschaft erlischt: 
 a) durch Austritt, 
 b) durch Übertragung des Geschäftsguthabens, 
 c) durch Ausschließung, 
 d) durch Tod, 
 e) durch Auflösung einer juristischen Person oder einer unternehmerisch tätigen 

eingetragenen Personengesellschaft. 
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§ 7 
 
(1) Ein Mitglied kann zum Schluss eines Geschäftsjahres durch Aufkündigung aus der Genos-

senschaft austreten. 
 
(2) Die Aufkündigung muss mindestens ein halbes Jahr vorher schriftlich an den Vorstand gelangt 

sein. 
 

§ 8 
 
Ein Mitglied kann mit Zustimmung des Vorstandes seinen Geschäftsanteil übertragen. Es haftet 
jedoch neben dem Erwerber subsidiär gemäß § 17. 

 
§ 9 

 
(1) Stirbt ein Mitglied vor dem 30. September, erlischt die Mitgliedschaft für Zwecke der Aus-

einandersetzung am Ende des laufenden Jahres, sonst am Ende des folgenden Jahres. Bis zu 
diesem Zeitpunkt haben die Erben eine Person namhaft zu machen, welche an Stelle des 
Erblassers dessen Geschäftsanteil übernimmt und Mitglied wird. Dieser von den Erben 
bezeichnete Übernehmer tritt, wenn er eintrittsberechtigt gemäß § 14 Mietrechtsgesetz (MRG) 
ist und eine schriftliche Übernahmserklärung abgegeben hat, in die Rechte und Pflichten des 
Erblassers an dessen Stelle als Mitglied in die Genossenschaft ein, wenn der Vorstand ihn (sie) 
als Mitglied aufnimmt. Die gesetzliche Haftung des Nachlasses beziehungsweise der Erben 
wird jedoch hiedurch nicht berührt. 

 
(2) Bei der Auflösung einer juristischen Person oder einer unternehmerisch tätigen eingetragenen 

Personengesellschaft erlischt die Mitgliedschaft mit dem Schluss des Geschäftsjahres, in dem 
die Auflösung erfolgt ist. Spätestens mit der Löschung im Firmenbuch. 

 
§ 10 

 
(1) Ein Mitglied kann aus der Genossenschaft ausgeschlossen werden: 
 a) wenn es trotz zweimaliger schriftlicher Aufforderung unter Androhung der Ausschließung 

nicht innerhalb von drei Monaten die ihm nach Gesetz, Satzung, Vertrag oder 
Generalversammlungsbeschlüssen der Genossenschaft gegenüber obliegenden 
Verpflichtungen erfüllt. Dies gilt insbesondere dann, wenn dadurch die Gefahr einer 
wesentlichen Beeinträchtigung des Ansehens der Genossenschaft, ihrer Leistungsfähigkeit 
oder der Belange ihrer Mitglieder herbeigeführt wird, 

 b) wenn es durch ein genossenschaftswidriges Verhalten das Ansehen oder die wirt-
schaftlichen Belange der Genossenschaft oder ihrer Mitglieder schädigt oder zu 
schädigen versucht, 

 c) wenn über sein Vermögen ein Insolvenzverfahren eröffnet oder ein Insolvenzverfahren 
mangels kostendeckenden Vermögens abgewiesen oder nicht eröffnet wurde,  

 d) wenn das Mitglied das ihm überlassene Nutzungsobjekt nicht selbst mit seiner Familie 
bewohnt. Dies gilt nicht für Mitglieder nach § 3, Abs. 1, lit. b und c. 

 
(2) Die Ausschließung erfolgt durch Beschluss des Vorstandes. Der Ausschließungsbeschluss ist 

dem (der) Ausgeschlossenen schriftlich ohne Verzug mitzuteilen.  
 
(3) Über die Berufung des (der) Ausgeschlossenen, die innerhalb eines Monats nach Empfang 

der schriftlichen Mitteilung über die Ausschließung beim Vorstand mittels eingeschriebenen 
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Briefes eingegangen sein muss, entscheidet der Aufsichtsrat endgültig. Zur gültigen 
Beschlussfassung ist eine Zweidrittelmehrheit erforderlich. Dem (Der) Ausgeschlossenen ist die 
Möglichkeit zu geben, sich zu der Ausschließung zu äußern. 

 
(4) Die Mitgliedschaft des (der) Ausgeschlossenen erlischt mit dem Tage, an dem der Vorstand 

die Ausschließung beschlossen hat, im Falle der Berufung, mit dem Tage der Bestätigung der 
Ausschließung in der Sitzung des Aufsichtsrates. Die Aufhebung der Mitgliedschaft zur 
Genossenschaft durch diese bewirkt die Auflösung des Nutzungsvertrages nur dann, wenn 
der Grund der Aufhebung der Mitgliedschaft einen wichtigen Grund im Sinne des § 30 MRG 
gleichzuhalten ist, der durch gerichtliche Kündigung geltend gemacht wurde. 

 
§ 11 

 
(1) Die ausgeschiedenen Mitglieder oder ihre Erben können - unbeschadet der Bestimmungen 

des § 17 - nur jenen Betrag des Geschäftsguthabens nach Maßgabe des § 10 WGG fordern, 
der sich nach der Bilanz des Ausscheidungsjahres ergibt, sonst aber keinen Anteil am 
Genossenschaftsvermögen fordern. 

 
(2) Die Klage des ausgeschiedenen Mitgliedes auf Auszahlung des nicht abgehobenen 

Geschäftsguthabens verjährt nach Ablauf von zwei Jahren nach Erlöschen der Haftung. 
 
(3) Nach Ablauf der Verjährungsfrist verfallen derartige Guthaben zugunsten der Genossen-

schaft.  
 
 
IV. RECHTE UND PFLICHTEN DER MITGLIEDER 
 

§ 12 
 
(1) Die Rechte, die den Mitgliedern in den Angelegenheiten der Genossenschaft nach Gesetz 

und Satzung zustehen, werden in der Generalversammlung durch Beschluss der erschienen 
und vertretenen Mitglieder ausgeübt. 

 
(2) Die Mitglieder sind berechtigt: 
 a) an der Generalversammlung teilzunehmen und dabei ihr Stimmrecht auszuüben, 
 b) am Gewinn gemäß § 37 der Satzung teilzunehmen, 
 c) sich um ein Baurecht, um die Nutzung oder die käufliche Überlassung einer Genossen-

schaftswohnung oder eines Siedlungs- oder Reihenhauses der Genossenschaft zu den vom 
Vorstand und Aufsichtsrat aufgestellten Bedingungen zu bewerben. 

 
(3) Soweit Zweckgeschäfte mit Nichtmitgliedern abgeschlossen werden dürfen, steht ihnen das 

Recht gem. Abs. 2, lit. c zu. 
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§ 13 

 
Das Recht zur Nutzung oder zum Erwerb einer Genossenschaftswohnung oder eines Siedlungs- 
oder Reihenhauses oder eines Baurechtes der Genossenschaft ist, unbeschadet des § 2 Abs. 2 
zweiter Satz, durch die Mitgliedschaft bedingt. 
 

§ 14 
 
An ein Mitglied (auch Ehepaar) darf nur eine geförderte Wohnung oder ein Siedlungs- oder 
Reihenhaus zur Nutzung übergeben, oder durch Kauf, ins Eigentum oder im Baurecht übertragen 
werden. Das gilt nicht, wenn das Mitglied eine juristische Person oder ein unter einer 
protokollierten Firma geführtes Unternehmen ist, die Finanzierungsbeihilfe geleistet hat. Der Inhalt 
des abzuschließenden Nutzungsvertrages wird nach den von der Genossenschaft 
anzuwendenden Verwaltungsgrundsätzen unter Beachtung der Vorschriften des WGG von 
Vorstand und Aufsichtsrat in gemeinsamer Sitzung festgesetzt. 
 

§ 15 
 
(1) Die Mitglieder sind verpflichtet: 
 
 a) für die Nutzung oder den Erwerb einer Genossenschaftswohnung, oder eines Siedlungs- 

oder Reihenhauses oder die  Inanspruchnahme der Gemeinschaftseinrichtungen der 
Genossenschaft die dafür festgesetzten Entgelte (Preise) zu entrichten,  

 
 b) die Beiträge und Eintrittsgebühren gemäß § 5 zu zahlen, 
 
 c) den in der Satzung begründeten Anordnungen des Vorstands und den 

Generalversammlungsbeschlüssen Folge zu leisten, 
 
 d) die Einzahlungen auf den ersten Geschäftsanteil oder die übernommenen weiteren 

Geschäftsanteile gemäß § 16 der Satzung fristgemäß zu leisten, 
 
 e) erforderlichenfalls am Verlust gemäß § 38 der Satzung teilzunehmen,  
 
 f) für die Erfüllung der Verbindlichkeiten der Genossenschaft nach den Bestimmungen des 

Genossenschaftsgesetzes mit der Haftsumme (§ 17 der Satzung) einzustehen, 
 
 g) die ihnen von der Genossenschaft überlassenen Wohnungen oder Siedlungs- oder 

Reihenhäuser (Eigenheim) selbst oder mit ihren Familienangehörigen zu bewohnen. Wird 
diese Verpflichtung nicht eingehalten, kann das Mitglied gemäß § 10 ausgeschlossen und, 
vorbehaltlich anderer gesetzlicher Bestimmungen (vgl. § 10 Abs. 4), die ihm zur Nutzung 
überlassene Wohnung oder das Siedlungs- oder Reihenhaus gekündigt werden. 

 
(2) Die Verpflichtungen nach Abs. 1, lit. a) hinsichtlich des Nutzungsentgelts und nach Abs. 1, lit. 

g) erster Satz und zweiter Halbsatz des zweiten Satzes gelten auch für Nichtmitglieder, mit 
denen ein Nutzungsvertrag besteht. 
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V. GESCHÄFTSANTEIL, GESCHÄFTSGUTHABEN UND HAFTUNG 
 

§ 16 
 
(1) Der Geschäftsanteil wird auf € 21,80 festgesetzt; er ist beim Eintritt voll einzuzahlen. 
 
(2) Der Vorstand bestimmt die Anzahl der Geschäftsanteile, die ein Mitglied zum Erwerb eines 

Rechtes nach § 13 übernehmen muss. 
 
(3) Die auf die Geschäftsanteile geleisteten Zahlungen zuzüglich der Zuschreibungen von 

bilanzmäßigen Gewinnen und abzüglich etwaiger Abschreibungen von bilanzmäßigen 
Verlusten bilden nach Maßgabe des § 10 WGG das Geschäftsguthaben eines Mitgliedes. 

 
(4) Das Geschäftsguthaben darf, solange das Mitglied nicht ausgeschieden ist, von der 

Genossenschaft nicht zurückgezahlt oder im geschäftlichen Betrieb zum Pfande genommen, 
auch von dem Mitglied ohne Zustimmung des Vorstandes weder abgetreten noch 
verpfändet werden.  

 
§ 17 

 
(1) Die Haftung der Mitglieder für die Verbindlichkeiten der Genossenschaft ist beschränkt. Jedes 

Mitglied haftet im Falle eines Konkurses oder der Liquidation nicht nur mit seinen 
Geschäftsanteilen, sondern auch noch mit einem weiteren Betrag in der Höhe der über-
nommenen Geschäftsanteile. 

 
(2) Die Forderungen an ein Mitglied aus seiner Deckungspflicht verjähren in drei Jahren ab dem 

im § 78 GenG bestimmten Zeitpunkt. 
 
(3)  Die Haftung eines ausgeschiedenen Mitgliedes oder seiner Erben endet erst 3 Jahre nach 

Ablauf des Geschäftsjahres, in dem das Mitglied ausgeschieden ist. 
 
(4) Das Geschäftsguthaben des ausgeschiedenen Mitgliedes darf erst 1 Jahr nach Ablauf des 

Geschäftsjahres ausgezahlt werden, in dem das Mitglied ausgeschieden ist. 
 
 
VI. ORGANE DER GENOSSENSCHAFT 
 

§ 18 
 
Die Genossenschaft hat folgende Organe: 
 a) den Vorstand, 
 b) den Aufsichtsrat und 
 c) die Generalversammlung 
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§ 19 

 
(1) Die Geschäftsführung und Verwaltung müssen den Grundsätzen der Sparsamkeit, Wirt-

schaftlichkeit und Zweckmäßigkeit entsprechen. Die Mitglieder der Organe und die 
Angestellten der Genossenschaft dürfen nur Bezüge und Entschädigungen erhalten, die in 
einem angemessenen Verhältnis zur finanziellen Leistungskraft der Genossenschaft und auch 
im Verhältnis zu marktüblichen angemessenen Bedingungen stehen. 

 
(2) Angehörige des Baugewerbes im Sinne des § 9 WGG dürfen keinen überwiegenden Einfluss 

auf die Führung der Geschäfte der Genossenschaft haben. Demgemäß dürfen Angehörige 
des Baugewerbes in der Generalversammlung, im Vorstand oder im Aufsichtsrat über nicht 
mehr als ein Viertel der Stimmen verfügen. 

 
(3) Rechtsgeschäfte, welche die Vermögensverwaltung betreffen oder welche nach § 7 WGG 

zulässig sind, dürfen 
 a) mit Mitgliedern des Vorstandes oder des Aufsichtsrates, die Angehörige des Baugewerbes 

im Sinne des § 9 WGG sind, sowie deren nahen Angehörigen im Sinne des § 9a Abs. 4 WGG 
bei sonstiger Rechtsunwirksamkeit nicht abgeschlossen werden; 

 b) mit anderen Mitgliedern des Vorstandes oder des Aufsichtsrates bei sonstiger 
Rechtsunwirksamkeit nur abgeschlossen werden, wenn der Aufsichtsrat dem 
Vertragsabschluss einstimmig zugestimmt hat; dies gilt auch bei Rechtsgeschäften mit deren 
nahen Angehörigen im Sinne des § 9a Abs. 4 WGG. 

 
(4) Hat der Aufsichtsrat dem Vertragsabschluss einstimmig zugestimmt, dürfen Rechtsgeschäfte 

von Mitgliedern des Vorstandes oder des Aufsichtsrates, die nicht Angehörige des 
Baugewerbes im Sinne des § 9 WGG sind, sowie von deren nahen Angehörigen (§9a Abs. 4 
WGG) mit Beteiligungsgesellschaften der Genossenschaft gemäß § 7 Abs. 4 und 4b WGG bei 
sonstiger Rechtsunwirksamkeit abgeschlossen werden. 

 
(5) Die Genehmigung für ein Rechtsgeschäft über die Vergabe von Wohnungen mit einer der in 

§ 9a Abs. 2 oder 2a WGG genannten Personen oder mit deren nahen Angehörigen im Sinne 
des § 9a Abs. 4 WGG darf darüber hinaus nur bei Vorliegen eines geeigneten Nachweises, 
dass der (die) Wohnungswerber(in) die Wohnung zur regelmäßigen Deckung seines (ihres) 
Wohnbedürfnisses oder seiner (ihrer) nahen Angehörigen verwenden wird, erteilt werden. 

(6) Alle nach § 9a Abs. 2 und 2a WGG vom Aufsichtsrat genehmigten Rechtsgeschäfte sind dem 
Revisionsverband anzuzeigen und ist über diese Rechtsgeschäfte ein jährlicher „Compliance-
Bericht“ zu erstellen. 

 
 
VII. VORSTAND 
 

§ 20 
 
(1) Der Vorstand besteht aus: 
 dem (der) Obmann (Obfrau), dem (der) Obmann(Obfrau)stellvertreter(in) und aus 

mindestens einem weiteren Mitglied. 
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(2) Er (Sie) wird durch die Generalversammlung aus den Mitgliedern gewählt. Die Funktionsdauer 

beträgt drei Jahre. Nach Ablauf der Funktionsdauer sind Neuwahlen erforderlich, wobei auch 
die Wiederwahl zulässig ist. 

 
(3) Die Legitimation der Vorstandsmitglieder wird durch die über die Wahlhandlung aufzu-

nehmende Niederschrift der Generalversammlung nachgewiesen. 
 
(4) Der Aufsichtsrat ist befugt, Mitglieder des Vorstandes vorläufig, bis zur Entscheidung der 

Generalversammlung, von ihren Geschäften zu entheben und wegen der einstweiligen 
Fortführung der Geschäfte das Erforderliche zu veranlassen. Ein Beschluss über die vorläufige 
Enthebung von der Geschäftsführung bedarf einer Mehrheit von drei Viertel der anwesenden 
Aufsichtsratsmitglieder. Die Generalversammlung ist unverzüglich einzuberufen. Den 
abberufenen Vorstandsmitgliedern ist Gehör zu geben. 

 
(5) Anstellungsverträge mit einem Vorstandsmitglied sollen nur mit einem beiderseitigen 

Kündigungsrecht unter Einhaltung einer Kündigungsfrist von höchstens sechs Monaten 
abgeschlossen werden. 

 
§ 21 

 
(1) Der Vorstand vertritt die Genossenschaft gerichtlich und außergerichtlich. Er hat die ihm 

obliegenden Pflichten mit der Sorgfalt eines ordentlichen Unternehmers zu erfüllen und die 
Beschränkungen einzuhalten, die durch Gesetz, Satzung und eine von der 
Generalversammlung zu genehmigende Geschäftsanweisung festgesetzt sind. 

 
(2) Der Vorstand ist beschlussfähig bei Anwesenheit von mindestens der Hälfte der Mitglieder. 

Unter diesen müssen jedenfalls der (die) Obmann (Obfrau) oder sein(e) (ihr(e)) 
Stellvertreter(in) sein. Die Beschlüsse werden mit einfacher Stimmenmehrheit gefasst. Der (Die) 
Vorsitzende stimmt mit. Bei Stimmengleichheit gilt die Meinung, welcher der (die) Vorsitzende 
beigetreten ist. Niederschriften über Beschlüsse sind in ein Buch einzutragen oder einzukleben 
oder auf eine andere Art gesichert und nummeriert aufzubewahren und von den dabei 
mitwirkenden Vorstandsmitgliedern zu unterschreiben. 

 
(3) Prokuristen(innen) werden vom Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrates bestellt. 
 
(4) Die Zeichnung der Firma der Genossenschaft geschieht in der Weise, dass der (die) Obmann 

(Obfrau) und sein(e) (ihr(e)) Stellvertreter(in) gemeinsam oder eine(r) von ihnen mit einem 
anderen Vorstandsmitglied oder einem(r) Prokuristen(in) der Firma ihre Unterschrift hinzufügen. 

 
§ 22 

 
Der Vorstand kann folgende Geschäfte nur mit Zustimmung des Aufsichtsrates vornehmen: 
 
a)   den Erwerb und die Veräußerung von Beteiligungen im Sinne des 

§ 228 Unternehmensgesetzbuch (UGB) sowie den Erwerb, die Veräußerung und die 
Stilllegung von Unternehmen und Betrieben, 

b)  den Erwerb, die Veräußerung und die Belastung von Liegenschaften und Baurechten, 
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c)   die Errichtung und die Schließung von Zweigniederlassungen, 
d)  Investitionen, die bestimmte Anschaffungskosten im Einzelnen und insgesamt in 

einem Geschäftsjahr übersteigen, 
e)   die Aufnahme von Darlehen und Krediten, die einen bestimmten Betrag im Einzelnen und 

insgesamt  in einem Geschäftsjahr übersteigen, 
f)   die Gewährung von Darlehen und Krediten, soweit sie nicht zum gewöhnlichen 

Geschäftsbetrieb gehört, 
g)   die Gewährung von Krediten, die ein Monatsgehalt übersteigen und die Gewährung von 

Pensionszusagen an leitende Angestellte, 
h) die Aufnahme und Aufgabe von Geschäftszweigen und Produktionsarten, 
i) die Festlegung allgemeiner Grundsätze der Geschäftspolitik, 
j) die Erteilung der Prokura und 
k) die Übernahme einer leitenden Stellung in der Genossenschaft innerhalb von zwei Jahren 

nach Zeichnung des Bestätigungsvermerks durch den Abschlussprüfer (Revisor), durch den 
Konzernabschlussprüfer (Revisor), durch den Abschlussprüfer (Revisor) eines bedeutenden 
verbundenen Unternehmens oder durch den, den jeweiligen Bestätigungsvermerk 
unterzeichnenden Wirtschaftsprüfer sowie eine für ihn tätige Person, die eine maßgebliche 
leitende Funktion bei der Prüfung ausgeübt hat, soweit dies nicht gemäß § 271c UGB 
untersagt ist. 

 
Zu den in a) und b) genannten Geschäften kann der Aufsichtsrat Betragsgrenzen festsetzen; zu 
den in d), e) und f) genannten Geschäften hat der Aufsichtsrat Betragsgrenzen festzusetzen.  
 
 
VIII. AUFSICHTSRAT 
 

§ 23 
 
(1) Der Aufsichtsrat besteht aus mindestens drei Mitgliedern und drei Ersatzmitgliedern, die 

persönlich der Genossenschaft als Mitglieder angehören müssen. Die Ersatzmitglieder üben 
ihre Funktion erst ab dem Zeitpunkt aus, in welchem ein gewähltes Aufsichtsratsmitglied 
austritt oder selbst ausscheidet. 

 
(2) Durch Beschluss der Generalversammlung kann die Zahl der Mitglieder des Aufsichtsrates 

erhöht werden. Sie muss durch drei teilbar sein. 
 
(3) Die Mitglieder des Aufsichtsrates werden von der Generalversammlung für drei Jahre 

gewählt. Aufsichtsratsmitglieder dürfen weder dem Vorstand angehören noch dauernd 
Stellvertreter von Vorstandsmitgliedern, noch Geschäftsführer einer Tochtergesellschaft der 
Genossenschaft sein. Sie dürfen auch nicht als Angestellte der Genossenschaft oder einer 
Tochtergesellschaft Geschäfte der Genossenschaft oder einer Tochtergesellschaft führen. 
Ehemalige Vorstandsmitglieder dürfen erst nach ihrer Entlastung in den Aufsichtsrat gewählt 
werden. 

 
(4)  Alljährlich scheidet ein Drittel der Mitglieder aus und ist durch Neuwahlen zu ersetzen. In den 

beiden ersten Jahren entscheidet über den Austritt das Los, später die Amtsdauer. 
Wiederwahl  ist  zulässig. Scheiden  Mitglieder  des  Aufsichtsrates   vorzeitig  aus, so  erfolgt  
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eine Ersatzwahl in der nächsten ordentlichen Generalversammlung nur für die Amtsdauer der 
ausgeschiedenen Mitglieder. 

 
(5) Sinkt die Mitgliederzahl des Aufsichtsrates durch vorzeitiges Ausscheiden oder durch 

dauernde Behinderung von Mitgliedern unter die zur Beschlussfähigkeit erforderliche Anzahl, 
so muss zur Vornahme von Ersatzwahlen eine Generalversammlung ohne Verzug einberufen 
werden. Ersatzwahlen erfolgen nur für die Amtsdauer der ausgeschiedenen Mitglieder.  

 
(6) Der Aufsichtsrat wählt nach Neuwahlen aus seiner Mitte einen (eine) Vorsitzende(n), eine(n) 

Schriftführer(in) und deren Stellvertreter(innen). 
 

§ 24 
 
(1) Die Rechte und Pflichten des Aufsichtsrates werden durch das Gesetz, die Satzung und eine 

von der Generalversammlung zu genehmigende Geschäftsanweisung bestimmt. Die Kosten 
für die Tätigkeit des Aufsichtsrates dürfen jährlich 2 % der in der Gewinn- und Verlustrechnung 
ausgewiesenen Verwaltungskosten nicht überschreiten.  

 
(2) Der Aufsichtsrat hat den Vorstand bei seiner Geschäftsführung in allen Zweigen der 

Verwaltung dauernd zu überwachen. Er muss sich zu diesem Zweck über den Gang der 
Angelegenheiten der Genossenschaft stets unterrichtet halten. 

 
(3) Die Mitglieder des Aufsichtsrates haben die Sorgfalt eines ordentlichen Unternehmers 

anzuwenden. Sie können ihre Obliegenheiten nicht anderen Personen übertragen. 
 

(4) Der Aufsichtsrat soll bei Verbandsprüfungen vertreten sein; er hat nach Prüfungen in der 
nächsten Generalversammlung über das Ergebnis zu berichten und sich über den Bericht des 
Prüfungsverbandes zu erklären. Über begründetes Verlangen des Prüfers ist der Aufsichtsrat 
verpflichtet durch mindestens ein Mitglied an der Prüfung teilzunehmen. 

 
§ 25 

 
(1) Der Aufsichtsrat hält nach seiner Geschäftsanweisung regelmäßige, mindestens viertel-

jährliche  Sitzungen ab. Außerordentliche Sitzungen finden nach Bedarf statt. Sie müssen 
stattfinden, wenn der Vorstand oder ein Mitglied des Aufsichtsrates dies unter Angabe des 
Zwecks und der Gründe beantragt.  

 
(2) Die Sitzungen werden vom (von der) Vorsitzenden des Aufsichtsrates einberufen und geleitet, 

bei Verhinderung wird er (sie) durch seine(n)  (ihre(n)) Stellvertreter(in), bei dessen (deren) 
Verhinderung durch das an Lebensjahren älteste Mitglied vertreten. 

 
(3) Der Aufsichtsrat ist beschlussfähig bei Anwesenheit von mehr als der Hälfte seiner Mitglieder. 

Die Beschlüsse werden mit einfacher Stimmenmehrheit gefasst. Der (Die) Vorsitzende stimmt 
mit. Bei Stimmengleichheit gilt die Meinung, welcher der (die) Vorsitzende beigetreten ist. 

 
(4) Über die Beschlüsse ist eine Niederschrift anzufertigen, die in ein Buch einzutragen oder 

einzukleben oder sonst wie gesichert und nummeriert aufzubewahren ist und vom (von der) 
Vorsitzenden und dem (der) Schriftführer(in) zu unterschreiben ist. 
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(5) Willenserklärungen des Aufsichtsrates werden vom (von der) Vorsitzenden oder bei seiner 

(ihrer) Verhinderung von seinem(r) (ihrem(r)) Stellvertreter(in) vollzogen. 
 
(6) Der Vorstand hat in der Regel an den Sitzungen des Aufsichtsrates teilzunehmen und alle 

gewünschten Auskünfte zu erteilen. Er hat dabei kein Stimmrecht. 
 

§ 26 
 

Der Vorstand und der Aufsichtsrat beraten und beschließen in gemeinsamer Sitzung außer über 
die sonst in dieser Satzung (insbesondere § 22) genannten Angelegenheiten über: 
 
a) die Grundsätze für die Zuteilung und die Nutzung der Genossenschaftswohnungen, die 

Berechnung der Nutzungsgebühren sowie für den Erwerb einer Eigentumswohnung, 
 
b) die Grundsätze der Anlegung und Sicherstellung verfügbarer Gelder, 
 
c)  den Abschluss von Verträgen mit wiederkehrenden Leistungen, insbesondere aber von 

Anstellungsverträgen ab der Beschäftigungsgruppe V des Kollektivvertrages für die 
Angestellten der gemeinnützigen Wohnungswirtschaft Österreichs, 

 
d) die Einleitung und Durchführung von Prozessen und sonstigen Streitverfahren, die in erster 

Instanz in die Zuständigkeit eines Gerichtshofes fallen,  
 
e)  die Vorbereitung der Vorlagen an die Generalversammlung, besonders soweit sie den 

Lagebericht, den Jahresabschluss (Bilanz, Gewinn- und Verlustrechnung und Anhang), die 
Verteilung des Gewinnes oder die Deckung des Verlustes, die Entnahme aus der 
satzungsmäßigen Rücklage, die Geschäftsanweisungen für den Vorstand und den 
Aufsichtsrat betreffen, 

 
f) den Revisionsbericht. 

 
§ 27 

 
(1) Gemeinsame Sitzungen des Vorstandes und des Aufsichtsrates sollen regelmäßig, mindestens 

vierteljährlich, abgehalten werden. Die Sitzungen werden nach Anhörung des Vorstandes 
von dem (der) Vorsitzenden des Aufsichtsrates oder bei seiner (ihrer) Verhinderung von 
seinem(r) (ihrem(r)) Stellvertreter(in) einberufen und geleitet. Sie sind auf Verlangen des 
Prüfungsverbandes zur Erörterung der Lage der Genossenschaft einzuberufen. 

 
(2) Zur Beschlussfähigkeit der gemeinsamen Sitzungen ist erforderlich, dass jedes der Organe für 

sich beschlussfähig ist. Die Beschlussfassung muss von jedem Organ für sich vorgenommen 
werden. Anträge, deren Annahme nicht jedes der beiden Organe satzungsgemäß 
beschließt, gelten als abgelehnt. 

 
(3) Über die Beschlüsse der gemeinsamen Sitzungen ist vom (von der) Schriftführer(in) des 

Aufsichtsrates oder seinem(r) (ihrem(r)) Stellvertreter(in) eine Niederschrift anzufertigen, die in 
ein Buch einzutragen oder einzukleben oder auf eine andere Art gesichert und  
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nummeriert aufzubewahren und von dem (der) Vorsitzenden, dem (der) Schriftführer(in) und 
einem Vorstandsmitglied zu unterzeichnen ist. 

 
 
IX.   GENERALVERSAMMLUNG 
 

§ 28 
 
(1) In der Generalversammlung hat jedes Mitglied eine Stimme. Das Stimmrecht kann persönlich 

oder durch eine(n) schriftlich Bevollmächtigte(n) ausgeübt werden. 
 
(2) Handlungsunfähige üben ihr Stimmrecht durch ihre gesetzlichen Vertreter, juristische Personen 

und unternehmerisch tätige eingetragene Personengesellschaften sowie mehrere Erben 
eines verstorbenen Mitgliedes durch eine mit einer schriftlichen Vollmacht versehene Person 
aus. Verhinderte Mitglieder können ein Genossenschaftsmitglied oder den Ehegatten (die 
Ehegattin) durch schriftliche Vollmacht mit ihrer Vertretung betrauen. Ein(e) 
Bevollmächtigte(r) kann nicht mehr als fünf Mitglieder vertreten. 

 
§ 29 

 
(1) Die ordentliche Generalversammlung muss in den ersten acht Monaten jedes Kalenderjahres 

stattfinden. 
 
(2) Der Vorstand hat der ordentlichen Generalversammlung den Jahresabschluss (Bilanz und 

Gewinn- und Verlustrechnung und Anhang) sowie einen Lagebericht mit den Anmerkungen 
des Aufsichtsrates vorzulegen. Der Aufsichtsrat hat vor Genehmigung des Jahresabschlusses 
über die Prüfung dieser Vorlagen der Generalversammlung Bericht zu erstatten. 

 
(3) Außerordentliche Generalversammlungen sind, abgesehen von den im GenG oder in dieser 

Satzung ausdrücklich bestimmten Fällen, einzuberufen, sooft es erforderlich ist, insbesondere 
wenn der Prüfungsverband die Einberufung zur Besprechung des Prüfungsberichtes oder zur 
Erörterung der Lage der Genossenschaft für erforderlich hält. 

 
(4) Eine außerordentliche Generalversammlung muss ohne Verzug einberufen werden, 
 a) wenn die Zahl der Aufsichtsratsmitglieder auf die Hälfte sinkt, 
 b) wenn die Bestellung eines Vorstands- oder Aufsichtsratsmitgliedes widerrufen werden soll, 
 c) wenn mindestens 400 Genossenschaftsmitglieder in einer von ihnen unterschriebenen 

Eingabe unter Anführung des Zweckes und der Gründe die Einberufung verlangen; sinkt 
die Anzahl der Genossenschaftsmitglieder unter 8.000, muss die Eingabe von mindestens 5 
% der Genossenschaftsmitglieder unterschrieben sein. 

 
§ 30 

 
(1) Die Generalversammlungen werden in der Regel vom Vorstand, allenfalls durch den 

Aufsichtsrat einberufen (§ 24 e des GenG). 
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(2) Die Einladung zur Generalversammlung erfolgt unter Angabe der Gegenstände der 

Tagesordnung durch eine an die Mitglieder, deren Anschrift in der „Heimbau“ aufliegt, 
abgesandte schriftliche Mitteilung - sowie durch einmalige Bekanntmachung in der „Wiener 
Zeitung“. Die Einladung wird in der im § 21 Abs. 4 vorgeschriebenen Form unterzeichnet. 
Zwischen dem Tage der Generalversammlung und dem Tage der Absendung des die 
Einladung enthaltenden Schreibens muss ein Zeitraum von mindestens zehn Tagen liegen. 

 
 Wahlvorschläge für die zur Wahl anstehenden Vorstands- und Aufsichtsratsmitglieder müssen 

spätestens 7 Tage vor der Generalversammlung schriftlich bei der Genossenschaft 
eingebracht werden. 

 
(3) Wenn mindestens 400 Mitglieder in einer von ihnen unterschriebenen Eingabe unter 

Anführung des Zweckes und der Gründe die Beschlussfassung über bestimmte, zur 
Zuständigkeit der Generalversammlung gehörende Gegenstände verlangen, so müssen 
diese auf die Tagesordnung gesetzt werden. Sinkt die Anzahl der Genossenschaftsmitglieder 
unter 8.000, muss die Eingabe von mindestens 5 % der Genossenschaftsmitglieder 
unterschrieben sein. 

 
(4) Nur über Gegenstände der Tagesordnung können Beschlüsse gefasst werden. Ausge-

nommen hievon sind Beschlüsse über die Leitung der Versammlung und über Anträge auf 
Einberufung einer außerordentlichen Generalversammlung. 

 
(5) Die Landesregierung (Aufsichtsbehörde) ist so zeitgerecht von der Anberaumung einer 

Generalversammlung zu verständigen, dass sie zu dieser eine(n) Vertreter(in) ohne 
Stimmrecht entsenden kann; der/die Vertreter(in) ist auf sein/ihr Verlangen zu hören. 

 
§ 31 

 
(1) Die Generalversammlung wird, abgesehen von dem im § 24 e des GenG vorgesehenen Fall, 

vom (von der) Obmann (Obfrau) oder bei seiner (ihrer) Verhinderung vom (von der) 
Obmannstellvertreter(in) geleitet. Sind beide verhindert, so hat das an Jahren älteste 
anwesende Mitglied des Aufsichtsrates die Versammlung zu eröffnen und eine(n) 
Versammlungsleiter(in) wählen zu lassen. Der (die) Versammlungsleiter(in) ernennt eine(n) 
Schriftführer(in) sowie die erforderliche Anzahl von Stimmenzählern. 

 
(2) Nach Ermessen des (der) Versammlungsleiters(in) wird geheim durch Stimmzettel oder offen, 

durch Erheben der Hand oder Erheben der Stimmkarte oder Aufstehen und Sitzenbleiben 
abgestimmt. Bei Stimmengleichheit gilt jener Antrag als angenommen, dem der 
Versammlungsleiter beigetreten ist.  

 
(3) Bei Wahlen in den Vorstand und in den Aufsichtsrat  wird über jede Funktion einzeln durch 

Stimmzettel geheim abgestimmt. Das Wahlgeheimnis ist von den Mitgliedern zu wahren, 
denen dafür auch Wahlzellen zur Verfügung gestellt werden. Die Generalversammlung hat 
die Möglichkeit über Antrag eines Mitgliedes eine andere Abstimmungsart zu beschließen.  
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 Eine Person gilt für die beworbene Funktion bereits im ersten Wahlgang als gewählt, wenn er 

(sie) mehr als die Hälfte aller abgegebenen Stimmen (absolute Mehrheit) erhalten hat. Hat 
kein Bewerber die absolute Mehrheit erreicht, ist ein zweiter Wahlgang durchzuführen. Der 
zweite Wahlgang wird als Stichwahl zwischen den beiden Bewerbern mit den meisten 
Stimmen aus dem ersten Wahlgang ausgetragen. Bei Stimmengleichheit im zweiten 
Wahlgang entscheidet das vom Versammlungsleiter zu ziehende Los. 

 
(4) Die Tagesordnung und die Beschlüsse der Generalversammlung sind in ein Protokollbuch 

einzutragen oder einzukleben oder sonst wie gesichert und nummeriert aufzubewahren. Bei 
Wahlen sind die Zahl und die Verteilung der abgegebenen Stimmen anzugeben. Die 
Niederschrift ist vom/von der Versammlungsleiter(in), der/die die Versammlung zuletzt geleitet 
hat, dem/der Schriftführer(in) und zwei weiteren gewählten Teilnehmern der 
Generalversammlung (Beglaubigern) zu unterschreiben. 

 
 

§ 32 
 

Der Beschlussfassung der Generalversammlung unterliegen nur: 
 
a) der Bericht über die gesetzliche Prüfung, 
b) die Genehmigung und Bekanntmachung des Jahresabschlusses (Bilanz, Gewinn und 

Verlustrechnung und Anhang) und des Lageberichtes, die Verwendung des Gewinnes  
 oder die Deckung des Verlustes, die Verwendung der satzungsmäßigen Rücklage sowie die 

Entlastung des Vorstandes und des Aufsichtsrates, 
c) die Wahl von Vorstands- und Aufsichtsratsmitgliedern und der Widerruf der Bestellung von 

Vorstands- und Aufsichtsratsmitgliedern, 
d) die Genehmigung der Geschäftsanweisungen für den Vorstand und den Aufsichtsrat, 
e) die Verfolgung von Rechtsansprüchen gegen Mitglieder des Vorstandes oder Aufsichtsrates 

und die Wahl der Bevollmächtigten zur Führung von Prozessen gegen Aufsichtsratsmitglieder, 
f) die Änderung der Satzung und die Auflösung der Genossenschaft, 
g) die Wahl der Niederschriftsbeglaubiger, 
h) die Festsetzung der Höhe der einmaligen Beitrittsgebühr, 
i) die Festsetzung eines laufenden Beitrages und dessen Höhe. 
 

§ 33 
 

(1) Falls das Gesetz oder die Satzung nichts anderes bestimmen, ist jede Generalversammlung 
beschlussfähig, wenn wenigstens der zehnte Teil der Mitglieder anwesend oder vertreten ist. 

 
(2) Die Beschlüsse der Generalversammlung werden mit einfacher Stimmenmehrheit der 

erschienenen und vertretenen Mitglieder gefasst. 
 
(3) Die Änderung der Satzung sowie die Auflösung der Genossenschaft können nur mit einer 

Mehrheit von drei Viertel der abgegebenen Stimmen beschlossen werden. 
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(4) Ein Beschluss über die Auflösung der Genossenschaft kann nur gefasst werden, wenn 

mindestens die Hälfte aller Mitglieder in der Generalversammlung anwesend oder vertreten 
ist. Trifft das in der ersten Versammlung nicht zu, so ist mit einem Zwischenraum von 
mindestens zwei und höchstens vier Wochen eine zweite Generalversammlung anzube-
raumen, die ohne Rücksicht auf die Zahl der anwesenden Mitglieder mit einer Mehrheit von 
drei Viertel der Erschienenen die Auflösung gültig beschließen kann. 

 
(5) Im Fall der Beschlussunfähigkeit der Generalversammlung kann über die in der Tagesordnung 

angekündigten Gegenstände, ausgenommen die Auflösung (Abs. 4), nach Abwarten einer 
halben Stunde ohne Rücksicht auf die Anzahl der anwesenden oder vertretenen Mitglieder 
beschlossen werden. Die Einladung zur Generalversammlung hat hierauf ausdrücklich 
hinzuweisen. 

 
 
X. JAHRESABSCHLUSS 
 

§ 34 
 

(1) Das Geschäftsjahr fällt mit dem Kalenderjahr zusammen. Das erste Geschäftsjahr läuft von 
dem Tag der Eintragung der Genossenschaft bis zum Ende desselben Kalenderjahres. 

 
(2) Für den Schluss eines jeden Geschäftsjahres hat der Vorstand ein Inventar als eine Grundlage 

für die Bilanz aufzustellen und die Bücher abzuschließen. 
 
(3) Nach Ablauf jedes Geschäftsjahres hat der Vorstand für dieses einen Jahresabschluss (Bilanz, 

Gewinn- und Verlustrechnung und Anhang), nach Maßgabe der gesetzlichen Vorschriften 
und der Verordnungen, die aufgrund des § 23 Abs. 2 und Abs. 4 WGG erlassen wurden 
(Gebarungsrichtlinienverordnung - GRVO, Bilanzgliederungsverordnung - BGVO, 
Rechnungslegungsrichtlinien), aufzustellen und gleichzeitig einen Lagebericht über das 
vergangene Geschäftsjahr vorzulegen, in dem der Geschäftsverlauf und die Lage der 
Genossenschaft darzulegen und auch über die Vorgänge von besonderer Bedeutung, die 
nach dem Schluss des Geschäftsjahres eingetreten sind sowie über die voraussichtliche 
Entwicklung zu berichten ist. Im Anhang ist der Jahresabschluss zu erläutern, wobei auch 
wesentliche Abweichungen vom vorherigen Jahresabschluss zu erläutern sind. Im 
Jahresabschluss und Lagebericht sind auch die in § 22 Abs. 2 GenG vorgesehenen Angaben 
zu berücksichtigen. 

 
(4) Das Inventar, der Jahresabschluss und der Lagebericht mit dem Vorschlag zur Verwendung 

des Gewinnes oder zur Deckung des Verlustes müssen bis zum 31. Mai jedes Jahres dem 
Aufsichtsrat zur Prüfung vorgelegt werden. 

 
(5) Für den Ansatz der einzelnen Posten der Bilanz und der Gewinn- und Verlustrechnung gelten 

die Bestimmungen der §§ 195 bis 211 UGB und der BGVO. 
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§ 35 
 

Der Jahresabschluss (Bilanz, Gewinn- und Verlustrechnung und Anhang) und der Lagebericht sind 
nach Prüfung durch den Aufsichtsrat zusammen mit den Bemerkungen des Aufsichtsrates und der 
Kurzfassung des Revisionsberichtes gemäß § 5 Abs. 2 Genossenschaftsrevisionsgesetz 1997 
(GenRevG 1997) spätestens zehn Tage vor der Generalversammlung in der Geschäftsstelle der 
Genossenschaft zur Einsicht durch die Mitglieder aufzulegen; sie sollen möglichst jedem Mitglied 
in Abdruck zugesandt oder im "Mitgliederbereich" der Homepage der "Heimbau" bereitgestellt 
werden. Sodann werden sie mit den Bemerkungen des Aufsichtsrates und den Vorschlägen über 
die Verteilung des Gewinnes oder die Deckung des Verlustes der Generalversammlung zur 
Beschlussfassung und Entlastung des Vorstandes und des Aufsichtsrates vorgelegt.  
 
 
XI. RÜCKLAGEN, GEWINNVERTEILUNG UND VERLUSTDECKUNG 
 

§ 36 
 

(1) Es sind die satzungsmäßige Rücklage und andere (freie) Rücklagen zu bilden. In die 
satzungsmäßige Rücklage fließen die Beitrittsgebühren, Zuwendungen, soweit sie nicht 
zweckgebunden sind, der Bilanzgewinn des ersten Geschäftsjahres und fortlaufend 
mindestens 10 % des jeweiligen Gewinnes, bis die satzungsmäßige Rücklage 50 % des 
Gesamtbetrages der Haftsummen erreicht hat. 

 
(2) Der nicht der satzungsmäßigen Rücklage zugewiesene oder nach § 37 Abs. 1 verteilte 

Bilanzgewinn ist den anderen (freien) Rücklagen zuzuführen. 
 
(3) Welche Beträge aus dem Bilanzgewinn den Rücklagen zugewiesen werden sollen, beschließt 

die Generalversammlung unter Berücksichtigung der Abs. 1 und 2. 
 
(4) Zur Deckung eines sich aus der Bilanz ergebenden Verlustes dienen die gebildeten 

Rücklagen. 
 
(5) Über die Verwendung der satzungsmäßigen Rücklage beschließt die Generalversammlung. 

Über die Verwendung aller anderen Rücklagen beschließen Vorstand und Aufsichtsrat in 
gemeinsamer Sitzung. 

 
(6) Alle Rücklagen dürfen nur für den in § 2 der Satzung bezeichneten gemeinnützigen Zweck 

verwendet werden. 
 

§ 37 
 

(1) Der Bilanzgewinn kann nach Abzug der Zuweisungen an die Rücklagen unter die Mitglieder 
als Gewinn verteilt werden. Die Verteilung erfolgt nach dem Verhältnis der 
Geschäftsguthaben bei Beginn des Geschäftsjahres, für das die Bilanz aufgestellt ist.  Vom 
jährlichen Gewinn darf gemäß § 10 WGG nur ein Betrag ausgeschüttet werden, der, 
bezogen auf die Summe der eingezahlten Geschäftsanteile, den Zinssatz gemäß § 14 Abs. 1 Z 
3 WGG nicht übersteigt. 
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(2) Sonstige Vermögensvorteile, die nicht als angemessene Gegenleistung für besondere 
geldwerte Leistungen anzusehen sind, dürfen den Mitgliedern nicht zugewendet werden. 

 
(3) Über die Form der Auszahlung fälliger Gewinnanteile entscheidet die Generalversammlung, 

die die Gewinnverwendung beschließt. 
 

§ 38 
 

Ergibt sich am Schluss des Geschäftsjahres ein Verlust, so hat die Generalversammlung zu 
bestimmen, wie weit die Rücklagen oder nach Ausschöpfung dieser die Geschäftsguthaben der 
Mitglieder durch Abschreibung zur Deckung herangezogen werden sollen. Die Abschreibung von 
den Geschäftsguthaben erfolgt im Verhältnis zur Höhe der satzungsmäßigen Mindestzahlungen. 
Nach erfolgter Abschreibung wird bis zur Erreichung des vollen Geschäftsanteiles ein 
Gewinnanteil nicht ausgezahlt. 
 
 
XII. BEKANNTMACHUNGEN 
 

§ 39 
 

(1) Von der Genossenschaft ausgehende Bekanntmachungen werden unter der Firma der 
Genossenschaft veröffentlicht und in der im § 21 Abs. 4 vorgeschriebenen Form unter-
zeichnet. Die vom Aufsichtsrat ausgehenden Bekanntmachungen werden unter Nennung 
des Aufsichtsrates vom (von der) Vorsitzenden oder bei Verhinderung von seinem(r) (ihrem(r)) 
Stellvertreter(in) gezeichnet. 

 
(2) Die Bekanntmachungen werden, mit Ausnahme der Einladungen zur Generalversammlung, 

in der Zeitschrift des Österreichischen Verbandes gemeinnütziger Bauvereinigungen - 
Revisionsverband in Wien und auf der Homepage der "Heimbau" veröffentlicht. 

 
 
XIII. PRÜFUNG DER GENOSSENSCHAFT, PRÜFUNGSVERBAND 
 

§ 40 
 

(1)  Zur Feststellung der wirtschaftlichen Verhältnisse und der Ordnungsmäßigkeit der 
Geschäftsführung sind die Einrichtungen, die Vermögenslage sowie die Geschäftsführung der 
Genossenschaft nach den Bestimmungen des GenRevG 1997 zu prüfen. Die Genossenschaft 
unterliegt der laufenden Aufsicht gemäß § 29 WGG. 

 
(2) Die Genossenschaft ist zu diesem Zwecke Mitglied des Prüfungsverbandes „Österreichischer 

Verband gemeinnütziger Bauvereinigungen - Revisionsverband“ in Wien. 
 
(3) Auf Verlangen der Landesregierung (Aufsichtsbehörde) oder des Prüfungsverbandes hat sich 

die Genossenschaft auch außerordentlichen Prüfungen zu unterziehen. 
 
(4) Der Vorstand der Genossenschaft hat dem Prüfer Einblick in alle Geschäftsvorgänge und den 

Betrieb des Unternehmens zu gewähren. Er hat ihm die Einsicht der Bücher und der Schriften 
der Genossenschaft und die Untersuchung der Bestände zu gestatten; er hat die Prüfung zu 
erleichtern und jede gewünschte Auskunft zu erteilen. 
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(5) Der Vorstand der Genossenschaft hat nach Ablauf jedes Geschäftsjahres binnen vier 

Wochen nach Erstellung, spätestens bis zum 1. Juli jedes Jahres, der Landesregierung 
(Aufsichtsbehörde), der Finanzbehörde und dem Prüfungsverband den Jahresabschluss 
(Bilanz, Gewinn- und Verlustrechnung und Anhang) und einen Lagebericht vorzulegen. 

 
(6) Die Organe der Genossenschaft haben den in den Prüfungsberichten enthaltenen Bean-

standungen innerhalb angemessener Frist durch geeignete Maßnahmen Rechnung zu 
tragen. 

 
(7) Der Vorstand des Prüfungsverbandes oder ein von ihm beauftragter Vertreter ist berechtigt, 

den Generalversammlungen der Genossenschaft beizuwohnen und darin jederzeit das Wort 
zu ergreifen. 

 
 
XIV. AUFLÖSUNG UND LIQUIDATION 
 

§ 41 
 
(1) Die Auflösung der Genossenschaft erfolgt durch: 
 a) Beschluss der Generalversammlung, 
 b) Eröffnung des Konkursverfahrens, 
 c) Verfügung der Verwaltungsbehörde. 
 
(2) Für die Liquidation gelten die Bestimmungen des GenG. 
 
(3) Bei Auflösung der Genossenschaft erhalten die Mitglieder nicht eher als nach Ablauf eines 

Jahres nach der Bekanntmachung der Auflösung und nicht mehr als ihr Geschäftsguthaben 
nach Maßgabe des § 10 WGG ausbezahlt. 

 
(4) Ein etwa verbleibender Rest des Genossenschaftsvermögens ist ausschließlich für den im § 2 

der Satzung bezeichneten gemeinnützigen Zweck zu verwenden. 
 
 
XV. ABKÜRZUNGSVERZEICHNIS DER ANGESPROCHENEN GESETZESQUELLEN (in der jeweils geltenden 
Fassung) 
 
BGVO Bilanzgliederungsverordnung, BGBl. II Nr. 157/1997 
DSG  Datenschutzgesetz, BGBl. I Nr. 165/1999 
DSGVO Datenschutz-Grundverordnung, VO (EU) 2016/679 
GenG Genossenschaftsgesetz, RGBl. Nr. 70/1873 
GenRevG 1997 Genossenschaftsrevisionsgesetz 1997, BGBl. I Nr. 127/1997 
GRVO Gebarungsrichtlinienverordnung, BGBl. Nr. 523/1979 
KSTG 1988 Körperschaftsteuergesetz 1988, BGBl. Nr. 401/1988 
MRG Mietrechtsgesetz, BGBl. Nr. 520/1981 
UGB Unternehmensgesetzbuch, dRGBl. S 219/1897 
WGG Wohnungsgemeinnützigkeitsgesetz, BGBl. Nr. 139/1979 
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Die gegenständliche Wohnhausanlage wird im Sinne der Bestimmungen des Wiener 

Wohnbauförderungs- und Wohnhaussanierungsgesetzes WWFSG 1989, LGBl. 18/89 

errichtet werden. Somit darf die Vergabe der Smart- und Standard-Wohnungen nur an 

begünstigte - förderungswürdige - Personen erfolgen. 

 

_________________________________________________________________________________ 

 

STANDARD Wohnungen 

__________________________________________________________________________________ 

 

STANDARD-Wohnungen - geförderte Mietwohnungen 

Eine begünstigte Person ist, wer die erweisliche oder aus den Umständen hervorgehende 

Absicht hat, ausschließlich die geförderte Wohnung zur Befriedigung ihres dringenden 

Wohnbedürfnisses regelmäßig zu verwenden und deren Einkommen (gesamtes 

Familieneinkommen) das höchstzulässige Jahreseinkommen nicht übersteigt. 

 

VORAUSSETZUNGEN  

(geförderte Miet- und Genossenschaftswohnungen § 11 WWFSG 1989): 

 

Staatsbürgerschaft 

Österreichische Staatsbürgerinnen 

oder EU-Bürgerin bzw. Bürgerin aus dem europäischen Wirtschaftraum (EWR) 

(Arbeitsplatz in Wien, gültige Sozialversicherung) 

oder Nicht-EU-Bürgerin mit Aufenthaltsgenehmigung 

(Arbeitsplatz in Wien, gültige Sozialversicherung) 

oder Flüchtlinge nach Genfer Konvention 

(Arbeitsplatz in Wien, gültige Sozialversicherung) 

 

Altersgrenzen 

Sie müssen das 18. Lebensjahr vollendet haben. 
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Bestimmung des WGGs über den Personenkreis (Auszug aus dem Gesetz) 

§ 8. (4) Sämtliche Tätigkeiten einer gemeinnützigen Bauvereinigung gemäß Abs. 3 

sind vorrangig zugunsten einer Wohnversorgung von österreichischen Staatsbürgern, 

gemäß Abs. 5 gleichgestellten Personen sowie Ausländern auszurichten, die sich seit 

mehr als fünf Jahren ununterbrochen und legal in Österreich aufhalten und ein 

Prüfungszeugnis des Österreichischen Integrationsfonds (ÖIF) nachweisen. 

(5) Österreichischen Staatsbürgern sind gleichgestellt: 

           

1. 

Ausländer, die die österreichische Staatsbürgerschaft nach dem 6. März 1933 verloren 

haben, aus politischen, rassischen oder religiösen Gründen aus Österreich 

auswandern mussten, wieder nach Österreich zurückgekehrt sind und beabsichtigen, 

sich ständig in Österreich niederzulassen; 

2. 
Personen, die österreichischen Staatsbürgern im Hinblick auf den Erhalt von 

Förderungen durch Staatsverträge gleichgestellt sind; 

3. 
Personen, die durch das Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum 

begünstigt sind. 

(6) Die Voraussetzung eines Prüfungszeugnisses des Österreichischen 

Integrationsfonds (ÖIF) über die erfolgreiche Absolvierung einer Integrationsprüfung 

gemäß Abs. 4 müssen nicht erfüllt werden, wenn: 

           

1. 

dies einer Person aufgrund eines physisch oder psychisch dauerhaft schlechten 

Gesundheitszustandes nicht zugemutet werden kann, wobei der Nachweis durch ein 

amtsärztliches Gutachten zu erfolgen hat, oder 

2. 
es sich um Personen handelt, die nach Vollendung des 60. Lebensjahres erstmals ihren 

Hauptwohnsitz in Österreich begründet haben. 

 

 

  



Einkommensgrenzen  

gültig ab 01.01.2022 

Folgende Haushaltsnettoeinkommensgrenzen dürfen nicht überschritten werden: 

 

eine Person € 49.080,00 jährlich € 3.505,71 monatlich 14 x 

zwei Personen € 73.150,00 € 5.225,00 

drei Personen € 82.770,00 € 5.912,14 

vier Personen € 92.390,00 € 6.599,29 

für jede weitere Person €   5.390,00 €    385,00 

 

Als Stichtag für den Nachweis gilt das Abschlussdatum des Mietvertrages, wobei sämtliche 

Nachweise aller in einem gemeinsamen Haushalt lebenden Personen für das dem 

Vertragsabschluss vorhergegangene Jahr (Jahreslohnzettel, Pensionsbescheid, 

Einkommensteuerbescheid etc.) vorgelegt werden müssen. Alimente werden zum 

Haushaltseinkommen hinzugerechnet. 

 

Neben diesen Höchstgrenzen gibt es auch ein Mindesteinkommen: monatlich  

 

Die Mindesteinkommensgrenzen werden jedes Jahr angepasst. Für den Zeitraum vom 1. 

Jänner bis zum 31. Dezember 2022 gelten folgende Werte: 

 1 erwachsene Person: 977,94 Euro 

 

 2 erwachsene Personen: 1.472,26 Euro 

 

 Je Kind: 150,89 Euro 

 

Für jede weitere erwachsene Person beträgt das Mindesteinkommen zusätzlich 494,32 

Euro. 

Nicht zum Einkommen zählen:  

Familienbeihilfen, Bezüge des Landesinvalidenamtes, Hilflosenzuschüsse, Pflegegelder, 

Blinden- und Behindertenbeihilfen.  

Alimente, die aufgrund eines Scheidungsurteiles (gerichtlicher Vergleich) bezahlt werden 

müssen (Zahlungsnachweis erforderlich), werden dem Unterhaltsschuldner bei der 

Berechnung des Einkommens als Belastung anerkannt. 

 

Weiters muss noch eine nachweisliche Aufgabe der Vorwohnung innerhalb von  

6 Monaten nach Bezug der geförderten Wohnung erfolgen. 

 
 



_______________________________________________________________________________ 

 

SMART Wohnungen 

________________________________________________________________________________ 

 

Um eine SMART-Wohnung zu bekommen, müssen folgende Voraussetzungen erfüllt sein: 

 

 Nachweisliche Aufgabe der Vorwohnung sechs Monate nach Bezug. 

 

 Weiters erfolgt bei den SMART Wohnungen folgende Zuteilung d.h.  

1 Person erhält maximal 2 Zimmer, ab 2 Personen maximale Zuteilung von 3 

Zimmern. 

 

 Folgende Haushaltsnettoeinkommensgrenzen dürfen nicht überschritten werden: 

 

Siehe Punkt  STANARD WOHNUNGEN 

 

Als Stichtag für den Nachweis gilt das Abschlussdatum des Mietvertrages, wobei sämtliche 

Nachweise aller in einem gemeinsamen Haushalt lebenden Personen für das dem 

Vertragsabschluss vorhergegangene Jahr (Jahreslohnzettel, Pensionsbescheid, 

Einkommensteuerbescheid etc.) vorgelegt werden müssen. Alimente werden zum 

Haushaltseinkommen hinzugerechnet. 

 

Superförderung: 

 

 Werden die Einkommensgrenzen nach der Verordnung der Wiener Landesregierung 

über die Gewährung von Eigenmittelersatzdarlehen, LGBl 22/1998 für ein 

Eigenmittelersatzdarlehen im Ausmaß von 7,5 % der angemessenen Gesamtbaukosten 

nicht überschritten, reduziert sich dieser Rückzahlungsbetrag für die betroffenen Mieter 

auf die Hälfte und beträgt dem gemäß € 0,35 je Nutzwert und Monat. 

 Der Rückzahlungsbetrag entfällt, solange die betroffenen Mieter die 

Einkommensgrenzen für ein Eigenmittelersatzdarlehen im Ausmaß von 12,5 % der 

angemessenen Gesamtbaukosten nicht überschreiten. 

 

Neben diesen Höchstgrenzen gibt es auch ein Mindesteinkommen: monatlich  

 

Siehe Punkt STANDARD WOHNUNGEN 

 



Nicht zum Einkommen zählen:  

Familienbeihilfen, Bezüge des Landesinvalidenamtes, Hilflosenzuschüsse, Pflegegelder, 

Blinden- und Behindertenbeihilfen.  

 

Alimente, die aufgrund eines Scheidungsurteiles (gerichtlicher Vergleich) bezahlt werden 

müssen (Zahlungsnachweis erforderlich), werden dem Unterhaltsschuldner bei der 

Berechnung des Einkommens als Belastung anerkannt. 

 

Weiters muss noch eine nachweisliche Aufgabe der Vorwohnung innerhalb von  

6 Monaten nach Bezug der geförderten Wohnung erfolgen. 

 



 

 

 

 

Erforderliche Unterlagen bei Mietvertragsunterzeichnung 

 
 

1) Ausweis/e (Reisepass, Führerschein) von allen mitziehenden Personen 

 

 

2) aktueller Meldezettel von allen mitziehenden Personen 

 

 

3) Jahreseinkommensbestätigung/en von allen mitziehenden Personen  

(bei Dienstgeberwechsel auch die letzten drei Monate) sowie die letzten drei 

Gehaltsnachweise 

 

 

4)  Staatsbürgerschaftsnachweis von allen mitziehenden Personen. 

 

 

Anmerkung: Bei Unvollständigkeit kann kein Mietvertrag abgeschlossen werden. Wir ersuchen 

daher, um sorgfältige Vorbereitung dieser Unterlagen. 
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Zur Finanzierung der aufzubringenden Eigenmittel einer aus Mitteln des WWFSG 1989 

errichteten Mietwohnung, können unter bestimmten Voraussetzungen folgende Darlehen 

beantragt werden: 

 

 

Eigenmittelersatzdarlehen: 

Das Eigenmittelersatzdarlehen kann nur in unmittelbarer Folge nach Vertragsabschluss 

(d.h. bei Unterfertigung des Mietvertrags) gewährt werden und muss in einem zeitlichen 

Zusammenhang mit der Eigenmittelzahlung erfolgen. 

Jungfamilien, bei denen sämtliche Mitglieder zum Zeitpunkt der Antragstellung das 40. 

Lebensjahr noch nicht vollendet haben, oder bei denen ein Familienmitglied eine 

Minderung der Erwerbsfähigkeit von mindestens 45 % im Sinne des § 35 

Einkommenssteuergesetz 1988 aufweisen, für Familien mit mindestens 3 Kindern, für die 

Familienbeihilfe bezogen wird und für Familien mit einem behinderten Kind im Sinne des 

Familienlastenausgleichsgesetzes 1967 gelten folgende Einkommensgrenzen: 

 

 

Förderungshöhe, Laufzeit und Rückzahlung: 

Seit 1. Jänner 2016 beträgt die maximale Höhe dieser Förderung 200 Euro pro Quadratmeter 

und wird vorerst auf zehn Jahre gestundet. 

Ein halbjährlicher Rückzahlungsbetrag (Tilgung und Verzinsung) für den gewährten 

Grundkostenanteil ist bei aufrechtem Mietvertrag solange nicht zu leisten (wird gestundet), als 

die für die Gewährung eines Eigenmittelersatzdarlehens im Ausmaß von 12,5 Prozent der 

förderbaren Gesamtbaukosten ausschlaggebenden Einkommenshöchstgrenzen nicht 

überschritten werden. 
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Monatlich nachfolgende Nettoeinkommensgrenzen dürfen nicht überschritten werden (auf 

Ganzzahlen gerundet!):  

 

 

 

 



 

Sollte bei der Überprüfung des Haushaltseinkommens und der Haushaltsgröße nach erstmals 

zehn Jahren, dann alle fünf Jahre, ab Gewährung des Kredites, diese Einkommensgrenzen 

überschritten werden, wird der Zeitraum für die Rückzahlung des Kredites samt Verzinsung wie 

folgt vereinbart: 

 10 Jahre bei Überschreitung der für die Gewährung eines Eigenmittelersatzdarlehens im 

Ausmaß von 12,5 Prozent der förderbaren Gesamtbaukosten ausschlaggebenden 

Einkommensgrenzen 

 5 Jahre bei Überschreitung der für die Gewährung eines Eigenmittelersatzkredites im 

Ausmaß von 5,0 Prozent der förderbaren Gesamtbaukosten ausschlaggebenden 

Einkommensgrenzen 

Der Kredit ist in 20 halbjährlichen Pauschalraten in der Höhe von 5,27 Prozent des Kreditbetrages 

bzw. in zehn halbjährlichen Pauschalraten in der Höhe von 10,28 Prozent des Kreditbetrages, 

beginnend mit dem der Überprüfung folgenden Rückzahlungstermin, zurückzuzahlen.  

 

Rückzahlung und Kosten des Darlehens: 

 

Die Rückzahlung erfolgt in  halbjährlichen Pauschalraten (April und Oktober) und wird mit  

1 % p.a. kontokorrentmäßig verzinst. 

 

Einreichung: 

ab 01.07.21 findet die Einreichung für das Eigenmittelersatzdarlehen direkt bei der MA 50 statt, 

 

bitte aber nur ONLINE!!! 

 

 

wo?            Magistratsabteilung 50 – Referat Eigenmittelersatzdarlehen 

                   1190 Wien, Muthgasse 62/1.OG/Riegel D 

                   Tel: 4000/74901 oder 74904 

 

Der Antrag soll online über die Amtshelferseite https://www.wien.gv.at/amtshelfer/bauen-

wohnen/wohnbaufoerderung/foerderungsantraege/eigenmittelkredit.html gestellt werden. 

 

Sämtliche Angaben/Informationen betreffend Eigenmittelersatzdarlehen ohne Gewähr und 

mit Vorbehalt! 

 

Nähere sowie aktuelle Informationen zum Eigenmittelersatzdarlehen erhalten Sie auch unter 

www.wien.gv.at/wohnen/wohnbaufoerderung/landesdarlehen/ 

 

 

https://www.wien.gv.at/amtshelfer/bauen-wohnen/wohnbaufoerderung/foerderungsantraege/eigenmittelkredit.html
https://www.wien.gv.at/amtshelfer/bauen-wohnen/wohnbaufoerderung/foerderungsantraege/eigenmittelkredit.html
http://www.wien.gv.at/wohnen/wohnbaufoerderung/landesdarlehen/


 

Gemäß WWFSG 1989 kann für aus Mitteln des WWFSG 1989 errichtete Mietwohnungen 

Wohnbeihilfe beantragt werden.  

 

Antragsteller kann nur der Mieter, der den Mietvertrag abschließt, sein. 

 

Voraussetzung - Höhe der Wohnbeihilfe ist abhängig von Familiengröße, -einkommen. 

Dauer - maximal ein Jahr 

 

Auskünfte und Antragstellung: 

 

Zentrale: 

19., Heiligenstädter Straße 31, Stiege 3  

(zu erreichen mit U4 und U6 - Station Spittelau; mit der Linie 37 - Station Guneschgasse; mit 

der Linie 38 - Station Glatzgasse; mit der Linie D - Station Radelmayergasse; mit der Buslinie 

35 A - Station Spittelau; mit der Buslinie 37 A - Station Spittelau)  

 

Ebene 2 für Einreichungen aus den Bezirken 1.-15.  

Ebene 3 für Einreichungen aus den Bezirken 16.-23.  

 

Fahrplanauskunft 

Telefon (+43 1) 4000-74880 

Fax (+43 1) 4000-99-74896 

Parteienverkehr: 

Montag, Dienstag, Donnerstag und Freitag 8-13 Uhr 

Zusätzlich: Donnerstag 15.30-17.30 Uhr 

 

Sämtliche Informationen zur Wohnbeihilfe mit Vorbehalt und ohne Gewähr. 

Nähere sowie aktuelle Informationen zum Wohnbeihilfe erhalten Sie auch unter 

https://www.wien.gv.at/wohnen/wohnbaufoerderung/wohnbeihilfe/ 
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http://www.wien.gv.at/stadtplan/link.asp?Cmd=link&Adr_Str=heiligenstädterstraße&Adr_Hnr=31&ResUser=640&WidthUser=1000&Layer4=1&Layer5=1&Layer2=1&Layer3=1&Layer6=1&Layer7=1&Layer8=1
http://www.wienerlinien.at/
https://www.wien.gv.at/wohnen/wohnbaufoerderung/wohnbeihilfe/
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BAUHERR:  

 

 

1150 Wien, Tannengasse 20 

Tel: 981 71-0, Fax: 981 71/53,  

www.heimbau.at 

 

 

 
VERKAUF: 

Christina Zeller 

 Tel:   981 71/83  

  Fax:   981 71/6983 

  Mail:  c.zeller@heimbau.at 

 

BAUFIRMA:    

   Firma Swietelsky GmbH 

   Zuständig für Sonderwünsche: Herr Wagner 

   E-Mail: christoph.wagner@swietelsky.at 

 

 

ARCHITEKT:  

 Architekten Tillner & Willinger ZT GmbH 

 Margarentenplatz 7/2/1 

 1050 Wien 

 Tel:  310 68 59 

 Mail:  tw@tw-arch.at 
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